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Zu diesem Heft

Die erste Ausgabe der ZfZ des Jahres 2022
beginnt wie gewohnt mit einem �berblick
�ber Aktuelles aus dem Zoll- und Ver-
brauchsteuerrecht. Passend dazu widmet
sich auch der Thementeil dieses Hefts
einem aktuellen Thema. Sandra Mayr be-
richtet �ber das Gesetz zur Modernisierung
des Tabaksteuerrechts. Die darin enthalte-
nen �nderungen des Tabaksteuergesetzes
und der Tabaksteuerverordnung gelten ab
1.1. bzw. 1.7.2022. Sie sind u.a. erforderlich,
um neuartigen Tabakwaren wie z.B. Heat-
not-Burn-Produkten Rechnung zu tragen.
Daher werden neue Steuertarife eingef�hrt
und bestehende Steuertarife f�r bereits eta-
blierte Tabakwaren erh�ht. Abschließend
gibt Mayr auch einen Ausblick auf eine
geplante �berarbeitung der Tabaksteuer-
richtlinie.

In einem weiteren Beitrag berichtet Pascal
Ebel �ber den 12. Deutschen Energiesteu-
ertag, der im November wieder im Haus
der Deutschen Wirtschaft in Berlin stattge-
funden hat. Wie jedes Jahr widmete sich
die Tagung aktuellen energie- und strom-
steuerrechtlichen Themen, wobei in die-
sem Jahr die Notwendigkeit der Redu-
zierung von Emissionen besonders im
Vordergrund stand. Behandelt wurden der
Vorschlag der Kommission f�r eine neue
Energiesteuerrichtlinie, die dazu beitragen
soll, das gleichermaßen notwendige wie
ehrgeizige Ziel der EU zu erreichen, die
Emissionen bis 2030 um mindestens 55 %
gegen�ber 1990 zu verringern, sowie das
geplante CO2-Grenzausgleichssystem. An-
schließend wurden m�gliche Auswirkungen
der neuen Richtlinie auf das nationale Recht
er�rtert.WeiterhinwurdenaufderTagungak-
tuelle Rechtsprechung zum Energie- und
Stromsteuerrecht sowie verschiedene aktuel-
le Themen aus dem Stromsteuerrecht wie die
Elektromobilit�t und die Speicherung von
Strom behandelt.

Der Rechtsprechungsteil dieser Ausgabe
beginnt mit einer spannenden Entschei-
dung des EuGH zum Umfang der Vorlage-

pflicht nationaler Gerichte (sog. C.I.L.F.I.T.-
Rechtsprechung). Der EuGH betont die
Wichtigkeit der Vorlagepflicht f�r letzt-
instanzliche Gerichte vor dem Hintergrund
einer einheitlichen Anwendung des Uni-
onsrechts und zeigt in differenzierter Weise
Ausnahmen von der Vorlagepflicht auf. Da-
mit liegt eine EuGH-Entscheidung vor, die
nationale Gerichte k�nftig umso mehr ver-
anlassen muss zu pr�fen, ob ein Vorabent-
scheidungsersuchen erforderlich ist.

Das Beihilferecht setzt steuerrechtlichen
Beg�nstigungen strenge Grenzen, um un-
gerechtfertigte Eingriffe in den Binnen-
markt zu unterbinden. Wird eine bestehen-
de Beihilfe ge�ndert, stellt sich die Frage,
ob es sich dabei nur um die �nderung einer
bereits existierenden Beihilfe oder um eine
neue Beihilfe handelt, die gegebenenfalls
sogar erneut von der Kommission geneh-
migt werden muss. Der EuGH hatte zu ent-
scheiden, ob die �nderung der Kriterien f�r
die Zuteilung von Biodieselquoten als eine
neue Beihilfe anzusehen ist. Er hat dies ver-
neint, soweit die wesentlichen Bestandteile
der Beihilferegelung nicht ber�hrt werden.

Daran anschließend ist eine Entscheidung
des BFH abgedruckt, in der sich das Ge-
richt damit zu befassen hatte, ob eine
Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG ausgeschlossen ist,
wenn der Anlagenbetreiber f�r die fragli-
che Strommenge die Einspeiseverg�tung
nach dem EEG erhalten hat. Der BFH wies
darauf hin, dass das StromStG und das EEG
unterschiedliche Regelungsziele verfolgen
und zudem dem Gesetzgeber im streitigen
Zeitraum die Gefahr einer Doppelf�rde-
rung durchaus bekannt war, ohne dass Ab-
hilfe geschaffen wurde. Diese Entschei-
dung zeigt einmal mehr die Widerspr�che
zwischen EEG und StromStG auf. Tino
Wunderlich hat es dankenswerterweise
�bernommen, diese Entscheidung zu kom-
mentieren.
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ZfZ-Aktuell

Aktuelle Informationen zum Zoll-, Außenwirt-
schafts- und Verbrauchsteuerrecht

Handelspolitische Maßnahmen – Aussetzung von zu-
s�tzlichen Wertz�llen f�r Waren aus den USA

Mit DVO (EU) 2021/2083 vom 26.11.20211) hat die
Kommission eine Reihe von zus�tzlichen Wertz�llen
ausgesetzt, die im Juni 2018 bzw. April 2020 infolge
eines Handelsstreits mit den USA eingef�hrt worden
waren.2) Im Anschluss an eine gemeinsame Erkl�rung
der EU und der USA wurden diese zus�tzlichen Wert-
z�lle zun�chst bis zum 30.11.2021 ausgesetzt.3) Da nun
die USA ihre Z�lle auf Stahl- und Aluminiumerzeug-
nisse aus der EU zum Teil nicht mehr erheben oder
diese durch Zollkontingente ersetzen werden, hat die
EU beschlossen, die ihrerseits verh�ngten zus�tzlichen
Wertz�lle bis Ende Dezember 2023 auszusetzen.

Antidumpingzollrecht – Neuerungen

Mit DVO (EU) 2021/2170 der Kommission vom
7.12.20214) wurde ein endg�ltiger Antidumpingzoll
auf die Einfuhren von zur Weiterverarbeitung be-
stimmten Folien und d�nnen B�ndern aus Aluminium
mit Ursprung in der Volksrepublik China eingef�hrt.

Corona-Pandemie – weiterhin �berwachung der
Ausfuhr bestimmter Impfstoffe

Die Ausfuhr bzw. Wiederausfuhr bestimmter COVID-
19-Impfstoffe und Wirkstoffe einschließlich Master-
und Arbeitszellbanken unterliegt weiterhin der �ber-
wachung. Mit DVO (EU) 2021/2071 der Kommission
vom 25.11.20215) wurde die Ausfuhr�berwachung f�r
weitere 24 Monate geregelt. Eine Ausfuhrgenehmi-
gung ist dagegen ab dem 1.1.2022 nicht mehr erforder-

lich, weil sich die Herstellung und Auslieferung der
Impfstoffe mittlerweile beschleunigt hat, so dass die Si-
cherheit der Versorgung mit diesen in der EU weniger
gef�hrdet ist.

Stundung und Erlass – online-Antrag nun m�glich

Seit Mitte Dezember 2021 k�nnen B�rgerinnen und
B�rger sowie Unternehmen Antr�ge auf Stundung
und Erlass sowie Antr�ge auf zollkostenpflichtige
Amtshandlungen �ber das B�rger- und Gesch�ftskun-
denportal elektronisch stellen.6)

Alkohol-/Alkopopsteuer – Bewertung des Getr�nks
„Hard Seltzer“

Die Zollverwaltung informiert auf ihrer Website �ber
die verbrauchsteuerrechtliche Bewertung des Ge-
tr�nks „Hard Seltzer“.7) Dabei handelt es sich um ein
klares, alkoholisches Getr�nk auf der Basis von koh-
lens�urehaltigem Wasser und Alkohol mit zugesetzten
Aromen. Dieses Getr�nk unterliegt nach Information
der Zollverwaltung je nach Herstellungsverfahren der
Alkohol- und eventuell der Alkopopsteuer.

1) ABl. 2021 Nr. L 426, 41.
2) Vgl. DVO (EU) 2018/886, ABl. 2018 Nr. L 158, 5, und DVO (EU)

2020/502, ABl. 2020 Nr. L 109, 10.
3) Vgl. DVO (EU) 2021/866, ABl. 2021 Nr. L 190, 94.
4) ABl. 2021 Nr. L 438, 46.
5) ABl. 2021 Nr. L 421, 52.
6) Vgl. Fachmeldung v. 15.12.2021, www.zoll.de.
7) Vgl. Fachmeldung v. 13.12.2021, www.zoll.de.
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ZfZ-Themen

�nderungen durch das Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts

Sandra Mayr, Neustadt an der Weinstraße*)

Im Bundesgesetzblatt vom 17.8.2021 (BGBl. I 2021, 3411) wurde das Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteu-
errechts (Tabaksteuermodernisierungsgesetz – TabStMoG) verk�ndet. Es tritt am 1.1.2022 (Artikel 1 und 3) und
am 1.7.2022 (Artikel 2 und 4) in Kraft. Die daraus resultierende �nderung des Tabaksteuergesetzes (TabStG) so-
wie der Tabaksteuerverordnung (TabStV) in seiner derzeit noch g�ltigen Form dient der zeit- und sachgerechten
sowie angemessenen Besteuerung von Tabakwaren und neuartigen Produkten. Zudem wird das im Jahre 2011
eingef�hrte Tabaksteuermodell entsprechend den sich im stetigen Wandel befindlichen Marktbedingungen unter
Beibehaltung der bisherigen Gesetzessystematik fortgeschrieben.

I. Allgemeines

Seit Einf�hrung des Tabaksteuermodells im Jahre 2011
erfolgte trotz eines durch Volatilit�t gepr�gten Tabak-
warenmarktes keine inhaltliche Anpassung des Ta-
baksteuergesetzes. Die Bedeutung von erhitztem Ta-
bak, der in sogenannten Heat-not-Burn-Produkten
verwendet wird, Wasserpfeifentabak sowie E-Zigaret-
ten hat stetig zugenommen. Diese �berwiegend neuen
Produkte haben sich neben konventionellen Tabak-
produkten bei den Konsumentinnen und Konsumen-
ten etabliert.1) Aufgrund des TabStMoG ergeben sich
nun folgende Ver�nderungen:

Zum 1.1.2022 werden f�r die auch weiterhin als Rauch-
tabak (Pfeifentabak) einzustufenden Steuergegen-
st�nde Wasserpfeifentabak und erhitzten Tabak neben
dem bekannten Steuertarif f�r Pfeifentabak zus�tzli-
che, nicht harmonisierte Steuertarife in Verbindung
mit neuen Steuerzeichen eingef�hrt. Zum 1.7.2022
wird ein eigener Steuertarif f�r den neuen Steuerge-
genstand „Substitute f�r Tabakwaren“ eingef�hrt wer-
den, der unabh�ngig von einem eventuellen Nikotin-
gehalt ist.

Des Weiteren wird es eine stufenweise Erh�hung der
Steuertarife bis zum Jahr 2026 geben, die ab 1.1.2022
zun�chst nur Zigaretten und Feinschnitt betrifft. Bei
Zigarren/Zigarillos und Pfeifentabak wird ab 1.1.2022
lediglich die Mindeststeuer angepasst. Ab 1.1.2023 ist
f�r Wasserpfeifentabak und erhitzten Tabak und ab
1.1.2024 f�r Substitute f�r Tabakwaren eine stufenwei-
se Erh�hung der Steuertarife vorgesehen.

Auf diese bedeutsamen �nderungen im Tabaksteuer-
recht soll in diesem Beitrag eingegangen werden.

Bei Nennung der Paragrafen wird auf die Fassung
nach der �nderung gesondert hingewiesen (TabStG
„neu“).

II. Historie und Entwicklung

Die heutige Definition und Abgrenzung der einzelnen
Tabakwarenerzeugnisse basiert auf einem gemein-
schaftlichen europ�ischen Verst�ndnis und insoweit
ist das deutsche Tabaksteuerrecht dem harmonisierten
europ�ischen Verbrauchsteuerrecht zugeordnet. Dies
bedeutet, dass die europ�ische Tabaksteuerrichtlinie
f�r jeden Mitgliedstaat hinsichtlich des zu erreichen-

den Ziels verbindlich ist, den innerstaatlichen Stellen
jedoch die Wahl der Form und der Mittel �berlassen
bleibt. Damit eine Richtlinie G�ltigkeit auf nationaler
Ebene erh�lt, m�ssen die Mitgliedstaaten der Europ�i-
schen Union (EU) ein Gesetz f�r deren Umsetzung er-
lassen. Sie m�ssen innerstaatliche Maßnahmen verab-
schieden, um die von der Richtlinie vorgeschriebenen
Ziele zu verwirklichen.2)

Die Mitgliedstaaten haben daher einen gewissen Um-
setzungsspielraum, etwa bei der H�he der einzelnen
Steuertarife. In Deutschland erfolgt diese Umsetzung
durch das Tabaksteuergesetz und die Tabaksteuer-
verordnung. Das Tabaksteuergesetz regelt, welche
Produkte der Besteuerung unterliegen und in welcher
H�he. Die Tabaksteuerverordnung enth�lt Verfahrens-
regelungen und Durchf�hrungsbestimmungen, z.B.
hinsichtlich der Berechnung der Steuer oder Regelun-
gen bez�glich der zu verwendenden Steuerzeichen.

Nach der letzten gr�ßeren Anpassung des Tabaksteu-
ergesetzes im Jahr 2011 wurden die Steuertarife seit
dem Jahr 2015, als das damalige Tabaksteuermodell
auslief, nicht mehr gesetzlich angehoben. Daher war
es nun an der Zeit mit dem Gesetz zur Modernisierung
des Tabaksteuerrechts die gesetzlichen Bedingungen
an die ver�nderten Rauch- und Konsumgewohnheiten
der Bev�lkerung, weg von klassischen Tabakwaren
hin zu neuen Produkten, anzupassen. Auch im Ver-
gleich zum Besteuerungsniveau in anderen Mitglied-
staaten der EU war eine Aktualisierung angezeigt.3)

Das ab 2011 genutzte Tabaksteuermodell sicherte trotz
�nderung der Konsumgewohnheiten und R�ckgangs
des Konsums der klassischen Tabakwaren j�hrliche
Tabaksteuereinnahmen in H�he von ca. 14 Mrd. j.
Zur Sicherstellung der k�nftigen Tabaksteuereinnah-
men wurde nun erstmals das Tabaksteuermodell ange-
passt und fortgeschrieben. Hierbei waren Steuerge-
rechtigkeit, eine angemessene Besteuerung des
Niedrigpreissegments sowie die Planbarkeit der Ta-

*) Sandra Mayr ist bei der Generalzolldirektion, Direktion IV, in Neu-
stadt an der Weinstraße t�tig. Die im Beitrag dargestellte Auffas-
sung stellt die pers�nliche Ansicht der Autorin dar.

1) Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen, „Ent-
wurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Tabaksteuergeset-
zes“ Bearbeitungsstand: 11.2.2021.

2) Vgl. https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=legi
ssum:l14527.

3) Monatsbericht des BMF, Juli 2021 „Analyse und Berichte“ – Ge-
setz zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts, 18.
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baksteuereinnahmen unter Beachtung und Vereinbar-
keit mit dem Gesundheitsschutz abzuw�gen.

Derzeit wird in Deutschland in Heat-not-Burn-Produk-
ten verwendeter, erhitzter Tabak (sog. Tabaksticks)
unter Anwendung des Steuertarifs f�r Pfeifentabak
als Rauchtabak nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. Nr. 2a
TabStG (neu) besteuert. Nikotinhaltige, bzw. auch ni-
kotinfreie Substanzen (Liquids), die in E-Zigaretten
Verwendung finden, unterliegen gegenw�rtig nicht
der Tabaksteuer.

Die vom Bundestag am 10.6.2021 beschlossene Reform
der Tabaksteuer sieht f�r in Heat-not-Burn-Produkten
verwendeten, erhitzten Tabak sowie f�r Wasserpfeifen-
tabak ab 1.1.2022 die Einf�hrung einer zus�tzlichen na-
tionalen Steuer vor, sodass k�nftig eine Besteuerung auf
demselben Niveau wie bei Zigaretten erfolgen wird. Die
in E-Zigaretten eingesetzten nikotinhaltigen, bzw. auch
nikotinfreien Liquids werden ab 1.7.2022 erstmals Steu-
ergegenstand im Sinne des Tabaksteuergesetzes und
unterliegen damit der Tabaksteuer.4)

Mit der Zusatzsteuer f�r erhitzten Tabak und f�r Was-
serpfeifentabak soll der Bedeutung und der gesund-
heitssch�dlichen Wirkung angemessen Rechnung ge-
tragen werden. Die zus�tzliche Besteuerung dieser
Produkte dient somit auch der Verringerung des Kon-
sums von Nikotin und anderen bedenklichen Zusatz-
stoffen. Der in Heat-not-Burn-Produkten verwendete
erhitzte Tabak, der bis Ende des Jahres 2021 nur ge-
ring als Pfeifentabak versteuert wurde, dient f�r den
Konsumenten als Ersatzprodukt f�r die wesentlich h�-
her besteuerte Zigarette.

Auch f�r den Wasserpfeifentabak gilt der Steuertarif
f�r die Gattung „Pfeifentabak“.

Durch den niedrigeren Steuertarif werden diese beiden
Produktgruppen bislang im Vergleich zu anderen Ta-
bakerzeugnissen wie Zigaretten, Zigarren oder Zigaril-
los g�nstiger gestellt. W�hrend der Absatz versteuerter
Zigaretten in der Bundesrepublik insgesamt immer wei-
ter abnimmt, l�sst sich ein starker Aufw�rtstrend beim
Absatz von Pfeifentabak beobachten.5) Als Wachstums-
treiber gilt Wasserpfeifentabak, der insbesondere unter
jungen Erwachsenen und Jugendlichen immer beliebter
wird.6) Durch die Schaffung eines eigenen Steuertarifs
im TabStG f�r Wasserpfeifentabak wird eine natio-
nal-spezifische steuerrechtliche Behandlung erm�g-
licht, die der steigenden Relevanz des Produkts und
den damit einhergehenden Aspekten des Jugendschut-
zes Rechnung tr�gt. Das Angebot an verschiedenen Ar-
ten von Wasserpfeifentabak, wie zum Beispiel Dampf-
pasten, Rauchkristallen oder auch Alginatkapseln,
nimmt stetig zu; dieser ist im Regelfall aromatisiert und
der klassische Tabakgeschmack tritt nahezu vollst�ndig
in den Hintergrund. Dadurch werden die gesundheitli-
chen Gefahren des Konsums von Wasserpfeifentabak,
insbesondere f�r Jugendliche, kaschiert. Mit der Einf�h-
rung einer Zusatzsteuer auf Wasserpfeifentabak zu Len-
kungszwecken kann dessen Konsum, gerade f�r junge
Menschen, aus Gr�nden des Jugendschutzes und Ge-
sundheitsschutzes unattraktiver gemacht werden, um
der Gesundheitsgefahr und dem Nikotinabh�ngigkeits-
potenzial entgegenzuwirken.7)

Auch die E-Zigarette nimmt in ihrer Bedeutung weiter
zu und substituiert, insbesondere im Falle von nikotin-

haltigen Liquids, ebenfalls wie erhitzter Tabak in
Heat-not-Burn-Produkten den Zigarettenkonsum. Ziel
der Besteuerung ist die Erzielung von Steuermehrein-
nahmen, die Beachtung der Steuergerechtigkeit und
die Modernisierung des Tabaksteuerrechts.8)

In E-Zigaretten sowie weiteren Ger�ten und Vorrich-
tungen erfolgt �ber den Konsum nikotinhaltiger Sub-
stanzen hinaus auch der Konsum von nikotinfreien
Substanzen. Mit diesen Ger�ten wird die jeweilige
Substanz (nikotinhaltiges oder nikotinfreies Liquid) er-
hitzt und der entstehende Dampf vom Konsumenten
inhaliert. Als Substitute f�r Tabakwaren werden folg-
lich Zubereitungen mit und ohne Nikotin, die zur Ver-
wendung in sogenannten E-Zigaretten vorgesehen
sind, definiert. Es handelt sich dabei in der Regel um
chemische Zubereitungen in fl�ssiger Form, die durch
Inhalation eines mittels eines Ger�ts erzeugten Aero-
sols oder Dampfes konsumiert werden. In Abgrenzung
zu § 1 Abs. 8 TabStG sind sie aufgrund ihres fl�ssigen
Zustandes nicht Zigaretten oder Rauchtabak gleichzu-
stellen. Durch den Konsum derartiger Substanzen in
diesen Ger�ten und Vorrichtungen werden herk�mm-
liche Zigaretten substituiert.9)

Diese vorgenannten Regelungen wurden durch Be-
schlussempfehlung und Bericht des Finanzausschus-
ses vom 9.6.2021 teilweise erweitert. Im Gesetzentwurf
der Bundesregierung (Drucks. 19/28655, 19/29589)
war zun�chst nur eine zus�tzliche Steuer f�r erhitzten
Tabak vorgesehen, sowie die Besteuerung von nikotin-
haltigen Liquids zur Verwendung in E-Zigaretten. Die
Erweiterung bezieht sich folglich auf die Besteuerung
der nikotinfreien Liquids sowie die Einf�hrung der zu-
s�tzlichen Steuer f�r Wasserpfeifentabak. Des Weite-
ren wurde die Besteuerungsgrundlage bei den Substi-
tuten f�r Tabakwaren von Milligramm Nikotin auf
Milliliter der Substanz umgestellt.10)

III. Beschreibung der Steuergegenst�nde

Im folgenden Absatz werden die Tabakprodukte be-
schrieben, die von der Anpassung des Tabaksteuer-
rechts betroffen sind, bzw. die erstmalig als Steuerge-
genstand eingestuft werden.

1. Erhitzter Tabak zur Verwendung in
Heat-not-Burn-Produkten

Bei den Heat-not-Burn-Produkten handelt es sich um
elektronische Ger�te (sog. Devices), die etwa die Gr�-
ße eines mittleren Zigarillos haben und in die keine
Fl�ssigkeiten, sondern nikotinhaltige Tabaksticks, ein-
gesetzt werden. Der in den Ger�ten integrierte Erhit-

4) Deutscher Bundestag, Textarchiv 2021 „Bundestag erh�ht die
Tabaksteuer“.

5) statista, 2021, Zigarettenabsatz bis 2020; Statistisches Bundes-
amt, 2021, Pressemitteilung Nr. N 003.

6) Handelsblatt, 2016, Der große Wasserpfeifenboom.
7) Deutscher Bundestag, Beschlussempfehlung und Bericht, BT-

Drucks. 19/30490.
8) Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen, „Ent-

wurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Tabaksteuergeset-
zes“ Bearbeitungsstand: 11.2.2021.

9) Deutscher Bundestag, Beschlussempfehlung und Bericht, BT-
Drucks. 19/30490.

10) Deutscher Bundestag, Beschlussempfehlung und Bericht, BT-
Drucks. 19/30490.
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zer erhitzt den Tabak auf ca. 300 Grad.11) Die gesetzli-
che Grundlage ist in § 1 Abs. 2a TabStG (neu) verortet.

2. Wasserpfeifentabak

Unter Wasserpfeifentabak versteht man geschnittene,
anders zerkleinerte, gesponnene oder in Platten ge-
presste Erzeugnisse, welche sich ohne weitere in-
dustrielle Bearbeitung zum Rauchen eignen. Diese
Produkte bestehen aus einer – meist feuchten – Mi-
schung von Tabak, Glycerin, Melasse und verschiede-
nen Aromen (in der Regel nach Fr�chten riechend).

Inzwischen haben sich auf dem Markt auch tabakfreie
Produkte zum Konsum in einer Wasserpfeife etabliert.
Als Beispiele k�nnen Rauchpasten, Rauchkristalle
oder auch R�ucherfr�chte angef�hrt werden. Hierbei
wird ein Tr�germaterial ebenfalls mit Glycerin und
Aromen angereichert und die Mischung wie nikotin-
haltiger Wasserpfeifentabak in einer Wasserpfeife
(Shisha) konsumiert. Bei (teilweise) tabakfreien Pro-
dukten im Sinne des § 1 Abs. 8 TabStG ist die Zweck-
bestimmung dieser Erzeugnisse (z.B. Darreichungs-
form, Aufmachung und die damit einhergehende
Konsumentenerwartung an das in Rede stehende Er-
zeugnis) f�r die Eigenschaft als Steuergegenstand ent-
scheidend. Der Tabakersatz wird in Pastenform, als
Granulat in Form von sogenannten Dampfsteinen oder
auch als Zellstoff (dieses �hnelt einem herk�mmlichen
„L�schpapier“) angeboten. Bei manchen Produkten,
als Beispiel k�nnen die Alginatkapseln genannt wer-
den, scheiterte eine steuerrechtliche Einordnung als
Wasserpfeifentabaksubstitut und damit als ein dem
Rauchtabak gleichgestelltes Erzeugnis an der Tatbe-
standsvoraussetzung der Zerkleinerung, weil keine
h�ndische Zerkleinerung vorlag, sondern vielmehr ei-
ne chemische Reaktion. Jedoch sind von der ab
1.1.2022 g�ltigen Definition des Begriffes Wasserpfei-
fentabak auch Erzeugnisse f�r Wasserpfeifen, die kei-
nen Tabak enthalten, erfasst. Hiermit bringt der Ge-
setzgeber zum Ausdruck, dass alle Waren, die wie
Wasserpfeifentabak eingesetzt werden, auch wie Was-
serpfeifentabak besteuert werden sollen. Aus diesem
Grund ist eine weite Auslegung des § 1 Abs. 8 i.V.m.
Abs. 2 Nr. 3 TabStG notwendig. Das Tatbestandsmerk-
mal „zerkleinert“ wird hier sinngem�ß als „konfektio-
niert“ bzw. „zubereitet“ oder auch „handhabbar“ zum
Konsum in Wasserpfeifen angewandt.

Die gesetzliche Grundlage ist in § 1 Abs. 2b TabStG
(neu) verortet.

3. Substitute f�r Tabakwaren

Substitute f�r Tabakwaren sind Fertigprodukte, reine
Nikotinl�sungen und nikotinhaltige Mischkomponen-
ten sowie solche in Gebinden mit „Leerraum“, in denen
auf einfache Weise weitere Bestandteile beigef�gt wer-
den k�nnen (sog. „Shortfill“ oder „Longfill“-Produkte)
und die zum Konsum eines mittels eines Ger�ts erzeug-
ten Aerosols oder Dampfes geeignet sind. Substitute f�r
Tabakwaren sind bei entsprechender Zweckbestim-
mung f�r E-Zigaretten auch nikotinfreie Mischkompo-
nenten in Form von Glycerin, Propylenglykol (auch Mi-
schungen hieraus; sog. Basen) und Aromen.

Die Zweckbestimmung f�r E-Zigaretten ergibt sich aus
der Art und Weise der Marktplatzierung, der Aufma-

chung bzw. Gestaltung der Kleinverkaufspackung,
der getroffenen Bestimmung des Produktes und einer
damit einhergehenden Konsumentenerwartung.

Im Ergebnis erfolgt die Besteuerung von Glycerin, Pro-
pylenglykol sowie Aromen anhand der Zweckbestim-
mung des Produktes. Liegt eine solche f�r E-Zigaret-
ten vor, handelt es sich um ein Substitut f�r
Tabakwaren gem�ß § 1 Abs. 2c TabStG (neu), welches
ab dem 1.7.2022 der Besteuerung nach dem Tabak-
steuergesetz unterliegt. Liegt keine Zweckbestim-
mung vor, zum Beispiel bei Darbietung von Glycerin
im Einzelhandel oder bei Aromen zur Verwendung in
Lebensmitteln, entf�llt eine Besteuerung. Die gesetzli-
che Grundlage ist in § 1 Abs. 2c TabStG (neu) verortet.

IV. Erlaubnis- und Bef�rderungsverfahren

Dieser Abschnitt bezieht sich ausschließlich auf Substi-
tute f�r Tabakwaren, da sich nur hier die Frage nach den
Erlaubnis- und Bef�rderungsverfahren aufgrund der
Einordnung als neuer Steuergegenstand und bez�glich
der sinngem�ßen Anwendung der Vorschriften des Kaf-
feesteuerrechts in bestimmten F�llen gem�ß § 1b Satz 2
TabStG (neu) stellt. F�r den erhitzten Tabak und den
Wasserpfeifentabak ergeben sich keine Neuerungen.

1. Grundsatz der Verwendung von Steuerzeichen

Die Steuer wird durch Verwendung von Steuerzeichen
und nicht durch eine (unmittelbare) Geldleistung ent-
richtet. Aufgrund der Publizit�tswirkung der Steuer-
zeichen m�ssen diese bereits vor der Steuerentstehung
verwendet sein; also zum Beispiel zum Zeitpunkt der
�berf�hrung in den steuerrechtlich freien Verkehr.

2. Erlaubnisverfahren

Bei der Herstellung des Steuergegenstandes „Substi-
tute f�r Tabakwaren“ kommen grunds�tzlich drei Er-
laubnisverfahren in Betracht:

Die Erlaubnis als Steuerlagerinhaber bei der Herstel-
lung im deutschen Steuergebiet, die sich nach den
§§ 5, 6 TabStG i.V.m. §§ 5 bis 7 TabStV richtet. Außer-
dem der gewerbliche Einf�hrer bei der Herstellung im
Drittland oder Drittgebiet sowie die Erlaubnis als Be-
zieher zu gewerblichen Zwecken bei der Herstellung
in einem anderen Mitgliedstaat.

Neu in diesem Zusammenhang ist die Rechtsfigur des
Beziehers zu gewerblichen Zwecken. Das Verbringen
oder das Versenden von nicht mit deutschen Steuerzei-
chen versehenen Tabakwaren des steuerrechtlich frei-
en Verkehrs anderer Mitgliedstaaten in das deutsche
Steuergebiet zu gewerblichen Zwecken ist nach den
Bestimmungen des Tabaksteuergesetzes nicht zul�s-
sig. Grund hierf�r ist die Pflicht zur Verwendung von
deutschen Steuerzeichen, die bisher nur Hersteller
und gewerbliche Einf�hrer beziehen d�rfen.

Ab 1.7.2022 gilt jedoch die gesetzliche Regelung, dass
auch ein Bezieher von Substituten f�r Tabakwaren, der

11) Bongartz in Bongartz/Schr�er-Schallenberg, Verbrauchsteuer-
recht, 3. Aufl., 431.
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diese in einem anderen Mitgliedstaat herstellt oder
herstellen l�sst und anschließend aus diesem Mitglied-
staat zu gewerblichen Zwecken bezieht, zum Bezug
von Steuerzeichen berechtigt ist (§ 17 Abs. 2 Satz 3
TabStG (neu)). Insofern ist der Bezieher zu gewerbli-
chen Zwecken dem Hersteller gleichgestellt.

Gem�ß § 1b Satz 2 TabStG (neu) gelten u.a. f�r den in-
nergemeinschaftlichen Verkehr die Vorschriften des
Kaffeesteuerrechts sinngem�ß. Somit kommen beim
Bezug von Substituten f�r Tabakwaren aus dem zoll-
rechtlich freien Verkehr eines anderen Mitgliedstaats
zu gewerblichen Zwecken § 17 Kaffeesteuergesetz
(KaffeeStG) und die §§ 24 und 25 Kaffeesteuerverord-
nung (KaffeeStV) jeweils i.V.m. § 1b Satz 2 TabStG
(neu) zur Anwendung.

Daneben gelten f�r den Bezug und die Verwendung
von Steuerzeichen die Vorschriften des Tabaksteuer-
rechts gem�ß § 1b Satz 1 TabStG (neu).

Bei dem Bezieher zu gewerblichen Zwecken im Ein-
zelfall (§ 24 KaffeeStV) hat dieser vor Beginn der Bef�r-
derung den Bezug der Substitute f�r Tabakwaren aus
dem zollrechtlich freien Verkehr anderer Mitgliedstaa-
ten mit amtlich vorgeschriebenem Formular/Vordruck
anzuzeigen. Dagegen bedarf es bei einem nicht nur
gelegentlichem Bezug zu gewerblichen Zwecken der
Erlaubnis als Bezieher zu gewerblichen Zwecken
(Dauererlaubnis nach § 25 KaffeeStV). Wie im Ver-
brauchsteuerrecht �blich, erfolgt die Erlaubnisertei-
lung nach Pr�fung der pers�nlichen und sachlichen
Voraussetzungen wie z.B. der steuerlichen Zuverl�s-
sigkeit, der Erf�llung der Pflicht zu ordnungsgem�ßer
Buchf�hrung, des Vorliegens eines wirtschaftlichen
Bed�rfnisses etc.).12) Die Erlaubnis erfordert einen An-
trag und wird gem�ß § 17 Abs. 6 Satz 2 KaffeeStG
i.V.m. § 1b Satz 2 TabStG (neu) nur unter Widerrufsvor-
behalt erteilt. Fallen pers�nliche oder sachliche Vor-
aussetzungen, wie z.B. die steuerliche Zuverl�ssigkeit,
weg, so ist die Erlaubnis zu widerrufen.

3. Bef�rderungsverfahren

Allgemein gilt, dass bei der Bef�rderung von Substitu-
ten f�r Tabakwaren unter Steueraussetzung die Vor-
schriften der Kaffeesteuer sinngem�ß gelten (§ 1b
Satz 2 TabStG (neu)). Die Substitute f�r Tabakwaren
sollen ohne deutsche Steuerzeichen unter Steueraus-
setzung (d.h. unversteuert) bef�rdert werden.

a) Bef�rderungen unter Steueraussetzung

Bei der Bef�rderung unter Steueraussetzung im Steu-
ergebiet von einem Steuerlager zu einem anderen ist
eine Steuerlagererlaubnis nach dem Tabaksteuerrecht
erforderlich; im Anschluss an eine Einfuhr ist vom Ort
der Einfuhr im Steuergebiet an ein Steuerlager im
Steuergebiet eine Erlaubnis als registrierter Versender
nach dem Tabaksteuerrecht notwendig. In beiden F�l-
len ist ein Bef�rderungsdokument (Begleitdokument,
Formular 2750) mitzuf�hren.

Bei der Bef�rderung unter Steueraussetzung aus ande-
ren bzw. in andere Mitgliedstaaten ist kein f�rmliches
Verfahren vorgesehen. Bei der Bef�rderung unter
Steueraussetzung in andere Mitgliedstaaten ist die
F�hrung eines buchm�ßigen Nachweises, in Form
von Aufzeichnungen gem�ß § 16 KaffeeStV erforder-

lich (anzugeben sind: Name des Empf�ngers, Menge
in St�ck und Milliliter, vereinbartes Entgelt etc.) Insbe-
sondere ist das im Verbrauchsteuerrecht f�r Bef�rde-
rungen unter Steueraussetzung �bliche IT-Verfahren
EMCS aufgrund des nicht harmonisierten Steuerge-
genstands nicht nutzbar.

Bei der Ausfuhr unter Steueraussetzung hat der Ver-
sender oder registrierte Versender die Ausfuhr durch
einen Beleg nach § 17 KaffeeStV nachzuweisen.

Bei der Durchfuhr durch das Steuergebiet ist zu beach-
ten, dass vor Beginn der Bef�rderung eine Durchfuhr-
anzeige beim Hauptzollamt Stuttgart (bundesweite
Zentralstelle) abzugeben ist (§ 17 Abs. 4 Satz 2 Kaffee-
StG, § 26 KaffeeStV).

b) Bef�rderungen im zoll- und steuerrechtlich freien
Verkehr

Bei Bef�rderungen im zoll- und steuerrechtlich freien
Verkehr aus anderen bzw. in andere oder durch andere
Mitgliedstaaten zu gewerblichen Zwecken gelten die
Vorschriften des Kaffeesteuerrechts sinngem�ß (§ 1b
Satz 2 TabStG (neu)). Die Substitute f�r Tabakwaren
sollen versteuert, also mit deutschen Steuerzeichen be-
f�rdert werden. Bei dieser Art der Bef�rderung ist kein
besonderes Bef�rderungsdokument erforderlich, da
die Tabaksteuer durch die Verwendung von Steuerzei-
chen bereits entrichtet wurde.

4. Versandhandel

Grunds�tzlich gelten f�r Substitute f�r Tabakwaren im
Versandhandel die Regelungen des Kaffeesteuerrechts
(§ 18 KaffeeStG und § 27 KaffeeStV i.V.m. § 1b Satz 2
TabStG (neu)). Jedoch werden diese Regelungen
durch die gleichfalls geltenden Regelungen des Ta-
baksteuerrechts im Hinblick auf die Verwendung von
Steuerzeichen �berlagert. Somit gilt f�r Substitute f�r
Tabakwaren uneingeschr�nkt die Steuerzeichen-
pflicht gem�ß § 17 TabStG, so auch im Rahmen des
Versandhandels. Daher ist die Lieferung von Substitu-
ten f�r Tabakwaren durch einen Versandh�ndler mit
Sitz in einem anderen Mitgliedstaat in das Steuerge-
biet nur zul�ssig, wenn vor Beginn der Lieferung die
Tabaksteuer durch Verwendung von Steuerzeichen
entrichtet wurde (§ 17 Abs. 1 TabStG).

Insofern kann auch ein Hersteller mit Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat zum Bezug von Steuerzeichen
berechtigt sein. Sollte eine solche Bezugsberechtigung
vorhanden sein, w�re �ber die Entrichtung der Steuer-
zeichenschuld in Verbindung mit der Pflicht des vor-
schriftm�ßigen Anbringens der Steuerzeichen das Fis-
kalinteresse gesichert. Daher kann durch einen
Versandh�ndler mit Sitz im anderen Mitgliedstaat auch
mit Steuerzeichen versehene Ware erworben werden
und entsprechend weiterver�ußert werden. Daneben
sind die Vorschriften des Tabakerzeugnisgesetzes und
der Tabakerzeugnisverordnung hinsichtlich der Kenn-
zeichnungspflicht mit entsprechenden gesundheitsbe-
zogenen Warnhinweisen zu beachten und einzuhalten.

Werden Substitute f�r Tabakwaren ohne g�ltige deut-
sche Steuerzeichen aus dem zollrechtlich freien Ver-

12) Schr�er-Schallenberg in Bongartz/Schr�er-Schallenberg, Ver-
brauchsteuerrecht, 3. Aufl., 64.
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kehr anderer Mitgliedstaaten an eine Privatperson im
Steuergebiet geliefert, entsteht die Tabaksteuer mit
der Auslieferung an eben diese im Steuergebiet. Steu-
erschuldner ist der Versandh�ndler oder der Steuer-
vertreter, sofern dieser benannt wurde.

Es ist nach aktuellstem Stand allerdings geplant, im
Rahmen des 8. Gesetzes zur �nderung von Verbrauch-
steuergesetzen, das noch im Jahr 2022 in Kraft treten
soll, den Versandhandel f�r Substitute f�r Tabakwaren
nicht zuzulassen. Dementsprechend w�rden die obi-
gen Ausf�hrungen obsolet.

V. Ausblick auf die �berarbeitung der Tabaksteuer-
richtlinie

Die Richtlinie 2011/64/EU des Rates vom 21.6.2011, die
sogenannte Tabaksteuerrichtlinie ist der aktuelle Re-
gelungsrahmen zur Tabaksteuer der EU. In der Tabak-
steuerrichtlinie sind die Vorschriften f�r die Besteue-
rung von Tabakwaren und insbesondere die Struktur
und die Mindeststeuers�tze festgelegt. Die Vorschrift
soll das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts
und gleichzeitig ein hohes Gesundheitsschutzniveau
gew�hrleisten, zur Bek�mpfung von Steuerbetrug
und Steuerhinterziehung beitragen sowie den rechts-
widrigen, grenz�berschreitenden Einkauf verhindern.
Durch die Europ�ische Kommission wurde im Februar
2020 ein Evaluierungsbericht zur geltenden Tabak-
steuerrichtlinie vorgelegt. Grunds�tzlich hat die Richt-
linie ihre Aufgaben erf�llt, was die Vorhersehbarkeit
und die Stabilit�t der Steuereinahmen der Mitglied-
staaten angeht. Verbesserungspotenzial wurde aller-
dings in den erheblichen Unterschieden bei den Min-
deststeuers�tzen der Mitgliedstaaten sowie bei der
fehlenden Harmonisierung bei neuartigen Rauchpro-
dukten gesehen. Diese Defizite erfordern eine �berar-
beitung der zehn Jahre alten Tabaksteuerrichtlinie, die
in K�rze erfolgen soll. Alle Mitgliedstaaten messen der
harmonisierten Besteuerung neuer Rauch- und Tabak-
produkte hinsichtlich der �berarbeitung der Tabak-
steuerrichtlinie eine große Bedeutung bei. Gleiches
gilt f�r einen verbesserten Gesundheitsschutz im Zu-
sammenhang mit dem Tabak- und Rauchkonsum, der
neben nachhaltigen Steuereinnahmen ein wesentli-
ches Ziel der Richtlinien�berarbeitung sein wird.

Da die Aktualisierung der Richtlinie einige Zeit in
Anspruch nehmen wird, hat Deutschland mit dem TabSt-
MoG eine �bergangsl�sung eingef�hrt. �ber die Inhalte
des Gesetzes hinaus werden sich die �berlegungen und
Verhandlungen auch auf die steuerliche Behandlung
von Rohtabak sowie bestimmter rauchloser Tabaker-
zeugnisse wie Kau- und Schnupftabak erstrecken.13)

VI. Kritik und Bef�rchtungen zur faktischen
Umsetzung

Kritische Stimmen zum TabStMoG und dem damit ein-
hergehenden geplanten Steueraufschlag gibt es aus
den Reihen der Wirtschaft. Unternehmen bef�rchten
vielfach, dass die Tabak- und E-Zigarettenbranche in
wirtschaftliche Bedr�ngnis geraten wird.14) Nach Stu-
dienlage k�nnte es aufgrund von Ausweichwirkungen
einer Steuererh�hung zu einem florierenden Schwarz-
markt kommen. Daneben besteht die Bef�rchtung,

dass sich die (h�ufig preissensiblen) Konsumenten mit-
tels einfach zug�nglicher Anleitung aus dem Internet
ihr Liquid eigens zusammenmischen und herstellen
werden, um die Tabaksteuer zu umgehen, wodurch er-
hebliche Gesundheitsrisiken entstehen k�nnten.

Faktisch werden allerdings auch bei dieser Vorgehens-
weise der vors�tzlichen Tabaksteuerumgehung Ver-
brauchsteuern anfallen, weil die Einzelkomponenten
zur Fertigung desLiquids, wiezum Beispiel Aromen oder
Glycerin, k�nftig, bei entsprechender Zweckbestim-
mung, ebenfalls einer Besteuerung unterliegen werden.

Problematisch werden hier die praktische Umsetzung
und Kontrollierbarkeit sein, die im Privathaushalt
kaum m�glich sein wird.

Die Aufrechterhaltung des Gesch�ftsfelds der Wasser-
pfeifentabak- sowie E-Zigarettenbranche bleibt abzu-
warten und bedarf sicherlich einiger Produktinnova-
tionen und einer starken Bindung der Kunden an die
jeweiligen Unternehmen, um weiterhin erfolgreich
sein zu k�nnen. Ein Aspekt, der hier eine tragende
Rolle spielen k�nnte, ist das Gesundheits- und Sicher-
heitsbewusstsein der Konsumenten. Bei im Internet
auf diversen Marktpl�tzen verf�gbaren Offerten kann
zum Beispiel im Fall von Aromen eine Tauglichkeit
zum Verzehr in Lebensmitteln unterstellt werden,
nicht jedoch zwingend auch zum „Dampfen“ in E-Zi-
garetten. Hier gilt es die Klientel ausreichend �ber die
Gefahren aufzukl�ren.

Die Empfehlung einiger Experten, E-Produkte niedri-
ger zu besteuern, um zum einen eine Ausstiegshilfe
aus der Sucht zu bieten und zum anderen aufgrund
des deutlich niedrigeren Schadstoffgehaltes, konnte
den Gesetzesbeschluss nicht verhindern.15)

VII. Fazit/Ausblick

Das Tabaksteuermodernisierungsgesetz ist eine durch-
dachte �bergangsl�sung zur Sicherung der steuerli-
chen Interessen einerseits und tr�gt andererseits dem
Gesundheitsschutz angemessen Rechnung. Die neuen
Regelungen sind �bersichtlich und umfassend sowie
angemessen hinsichtlich der schrittweisen Steueran-
passung. In Anbetracht der Vielzahl der Tabak- und
Tabaksubstitutionsprodukte bleibt abzuwarten, inwie-
weit die zu aktualisierende europ�ische Tabaksteuer-
richtlinie eine Harmonisierung und damit eine Einheit-
lichkeit in der Besteuerung aller Mitgliedstaaten
herbeif�hren wird. Bis dahin hat Deutschland zumin-
dest in nationaler Hinsicht mit dem TabStMoG eine
tragf�hige Grundlage zur einheitlichen Besteuerung
s�mtlicher aktuell auf dem Markt befindlicher Tabak-
und Tabaksubstitutionsprodukte.

13) Monatsbericht des BMF, Juli 2021 „Analyse und Berichte“ –
Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts, 20 f.; Ar-
beitsunterlage der Kommissionsdienststellen Evaluierung
(Zusammenfassung) v. 10.2.2020, https://ec.europa.eu/taxation_
customs/system/files/2020-02/10-02-2020-tobacco-taxation-rep
ort-summary_de.pdf.

14) Deutscher Bundestag, Anh�rung „Geplante Tabaksteuerreform
aus unterschiedlichen Richtungen kritisiert“, abrufbar unter
www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a0
7/Anhoerungen/840852-840852.

15) Deutscher Bundestag, Anh�rung „Geplante Tabaksteuerreform
aus unterschiedlichen Richtungen kritisiert“, abrufbar unter
www.bundestag.de/webarchiv/Ausschuesse/ausschuesse19/a0
7/Anhoerungen/840852-840852.
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Bericht �ber den 12. Deutschen Energiesteuertag

Pascal Ebel, Berlin*)

Am 19.11.2021 fand der Deutsche Energiesteuertag zum zw�lften Mal statt. Erneut bot sich im Haus der Deut-
schen Wirtschaft in der Mitte Berlins sowohl f�r die vor Ort versammelten als auch f�r die digital zugeschalteten
Teilnehmer eine Diskussionsplattform zu den aktuellen Entwicklungen im Energie- und Stromsteuerrecht. Die
Themen reichten von der neuen europ�ischen Energiesteuerrichtlinie und dessen nationaler Umsetzung �ber
aktuelle Rechtsprechung bis hin zu aktuellen Problemen in der energie- und stromsteuerlichen Praxis.

Die neuen Regelungsentw�rfe in der Energiebesteue-
rung auf Europ�ischer Ebene

Nach einer Begr�ßung durch Frau Annette Selter vom
Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. begann
Herr Vicente Hurtardo Roa von der Europ�ischen
Kommission mit einer Einf�hrung �ber den Rege-
lungsgehalt und aktuellen Stand des Entwurfs einer
neuen Energiesteuerrichtlinie. Die geplante Richtlinie
solle die veraltete Richtlinie 2003/96/EG1) anpassen
und erg�nzen. Dabei ist die Richtlinie auch Teil des
von der Kommission geplanten „Fit for 55“-Pakets
im Rahmen des European Green Deal.2) Demnach sol-
len die Emissionen bis 2030 um mindestens 55 % ge-
gen�ber 1990 verringert werden. Die Entw�rfe der
Kommission sollen dabei den Wechsel von fossiler zu
einer „saubereren“ Energie, einer nachhaltigen In-
dustrie und insgesamt umweltfreundlicherem Verhal-
ten f�rdern. Gleichzeitig m�sse die Richtlinie aber
selbstverst�ndlich auch die Belange der Einnahmen-
generierung f�r die einzelnen Staaten ber�cksichti-
gen. Die Herausforderung des Entwurfes sei es daher
gewesen, f�r alle 27 Mitgliedstaaten verbindliche
Regelungen zu schaffen, gleichzeitig aber genug
Spielraum zu lassen f�r die mitgliedstaatlichen Eigen-
heiten in der Steuerpolitik, damit ein nachhaltiges Re-
gelwerk geschaffen werde. Dies werde nach seiner
Einsch�tzung mit der Neuregelung gelingen.

Die Haupt�nderung beruhe entscheidend auf zwei
S�ulen: Zum einen f�hrte er den genauen Aufbau der
einzelnen Raten aus. Sie sollen dabei statt nach Volu-
men durch den tats�chlichen Energiegehalt bemessen
werden. Diese Raten orientieren sich dabei an der Her-
kunft der Energie, d.h. je nachhaltiger die Produktion
desto vorteilhafter die Raten. Diese seien als Mindest-
standards ausgestaltet, wobei die Mitgliedsstaaten
sehr wohl h�here vorsehen k�nnen. Das Verh�ltnis
der Raten untereinander solle aber nicht gest�rt wer-
den, um die Ziele der Richtlinie – Anreize f�r nachhal-
tige Energie – nicht zu unterlaufen. Sonst k�nne die
Rate f�r umweltfreundliche Energie zugunsten von
Energie fossiler Herkunft einseitig heraufgesetzt wer-
den. Insgesamt solle der Nachteil in der Besteuerung
von Biokraft- bzw. Brennstoffen unter der aktuellen
Richtlinie ausgeglichen werden. Auch werde die
Unterscheidung zwischen unternehmerischer und
nicht-unternehmerischer bzw. kommerzieller und
nicht-kommerzieller Nutzung der Energie aufgeho-
ben.

Zum anderen werde der Umfang der besteuerten En-
ergieerzeugnisse erweitert. Daf�r zeigte er die Ver�n-
derungen der Besteuerung in einzelnen Sektoren auf.
Im Flugsektor solle dabei die Kerosinsteuerbefreiung
wegfallen mit Ausnahme der internationalen Fracht-

fl�ge, um europ�ische Industrien im internationalen
Wettbewerb nicht zu benachteiligen. Im Schiffs- und
Fischereisektor w�rden die jetzigen Ausnahmen auf-
gehoben und dieser wie die Landwirtschaft besteuert.
Außerdem sollen die Rahmenvorgaben f�r Erm�ßigun-
gen zugunsten des produzierenden Gewerbes enger
gefasst werden. Auch die Besteuerung der Haushalte
k�nne sukzessive ansteigen, wobei Ausnahmen f�r
vulnerable Haushalte vorgesehen werden k�nnten.
F�r alle Bereiche sei ein �bergangszeitraum von zehn
Jahren vorgesehen.

Lob und Kritik von der Industrie

Nach dem Vortrag des Herrn Hurtardo Roa bewerte-
ten Herr Dr. Matthias Blum, Verband der Chemischen
Industrie e.V., Frau Svenja Otto, BP Europe SE, und
Herr Michael Ricke-Herbig, Verein der Zuckerindus-
trie e.V. den Richtlinienentwurf der Kommission aus
Sicht der Industrie. Frau Otto hob dabei die besonde-
re Herausforderung des Green Deals an die EU hervor
und sch�tzte den Richtlinienentwurf als wichtigen
Beitrag dazu ein. Jedoch kritisierte sie die nach ihrer
Meinung zu kurze �bergangsfrist von zehn Jahren.
Des Weiteren m�sse sichergestellt werden, dass die
Strompreise noch wettbewerbsf�hig bleiben. Herr
Ricke-Herbig regte dazu an, dass auch das Problem
ber�cksichtigt werden m�sse, dass die Energie nicht
nur aus umweltfreundlichen Quellen bezogen werden
k�nne, sondern zum Teil auch aus fossilen Quellen
bezogen werden m�sse. Oft sei n�mlich die Infra-
struktur f�r den Bezug von ausschließlich „gr�ner“
Energie noch nicht vorhanden. Auch wies er auf die
nach seiner Ansicht unverh�ltnism�ßige Besteuerung
der Zuckerindustrie gegen�ber anderen Sektoren hin.
Die Moderation merkte jedoch darauf an, dass die ge-
naue Besteuerung durch die Mitgliedsstaaten selbst
erfolge.

Das CO2-Grenzausgleichssystem der Europ�ischen
Union

Es folgte ein Vortrag von Herrn Prof. Dr. Roland Ismer
von der Friedrich-Alexander-Universit�t Erlangen-
N�rnberg �ber die Funktionsweise des von der
Kommission geplanten CO2-Grenzausgleichsystems

*) Der Autor ist als wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Kanzlei
Blomstein Part mbB, Berlin, t�tig.

1) Richtlinie 2003/96/EG des Rates v. 27.10.2003 zur Restrukturie-
rung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteue-
rung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom.

2) Vgl. dazu die Europ�ische Kommission unter: https://ec.euro
pa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_
de.
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(Carbon Border Adjustment Mechanism, CBAM). Vor-
angestellt wurde die Bemerkung, dass die Klimaneu-
tralit�t nur mithilfe der Grundstoffproduktion erreicht
werden k�nne, d.h. Stahl, Plastik, Aluminium etc. Der
unionsweite Emissionshandel (ETS) f�hre dabei je-
doch gerade bei diesen Unternehmen zu einem er-
heblichen Anstieg der Kosten. Eine Produktion in
Drittl�ndern ohne Zertifikathandel und ein anschlie-
ßender Import w�re attraktiver als die Produktion in-
nerhalb der Union. Daher f�hre die Reduktion der
Emissionen an einem Standort zur Erh�hung der
Emissionen an einem anderen. Im Juli 2021 schlug
die Kommission zum Ausgleich f�r solche drohenden
Nachteile gef�hrdeter Unternehmen das CO2-Grenz-
ausgleichssystem vor. Dabei m�ssen s�mtliche Impor-
teure bei der Einfuhr in die Union nationale Zertifika-
te kaufen zu dem Preis, der gezahlt worden w�re,
w�re das jeweilige Gut innerhalb der Union herge-
stellt worden. Die wichtigste Herausforderung f�r die
Kommission werde dabei sein, dieses System wirksam
zu implementieren.

Die Probleme des Carbon-Leakage

Die darauffolgende Diskussionsrunde mit den bereits
erw�hnten Teilnehmern besch�ftigte sich vornehm-
lich mit dem Problem des sog. „Carbon-Leakage“.
Herr Blum berichtete von der Besorgnis der chemi-
schen Industrie �ber die Nachteile des Zertifikathan-
dels und des Carbon Leakage. Daher fordere er einen
wirksamen Schutz gegen den Wettbewerbsnachteil
der europ�ischen Unternehmen. Er machte auch
deutlich, dass f�r einige Produkte der chemischen In-
dustrie auch die Planung der Kommission noch keine
L�sung bereithalte. Frau Otto sieht dagegen die Pl�ne
der Kommission als ungen�gend an. Die unternehme-
rischen Ausgaben f�r den Zertifikathandel werden
nach ihrer Ansicht steigen und der CBAM das Carbon
Leakage nicht aufhalten k�nnen. Sie schlug vor, den
CBAM flexibler zu gestalten anhand des CO2-Preises
in Drittstaaten. Herr Hurtardo Roa als Vertreter der
Kommission betonte jedoch, dass der geplante CBAM
auch positive Effekte habe, da nun auch einige Dritt-
staaten, darunter Russland, die USA, Kanada, Neu-
seeland und S�dkorea, �ber diesen Mechanismus
nachdenken oder ihn anwenden.

Herausforderungen f�r die nationale Gesetzgebung

Die Tagung entfernte sich nun von europ�ischen Pro-
blemen und wandte sich dem deutschen Recht zu. Den
Anfang machte Herr Dr. Christian Hufen vom Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) mit einem Vortrag
�ber die Herausforderungen der nationalen Gesetzge-
bung bei der aktuellen politischen Entwicklung.

Zum einen m�sse die neue Energiesteuerrichtlinie
im deutschen Recht umgesetzt werden. Die bedeu-
tendste Neuerung in dem Entwurf sei der Doppel-
charakter als einerseits steuerliche und andererseits
klimapolitische Maßnahme. Die Anpassung des En-
ergiesteuerrechts k�nne aber nicht das einzige bzw.
maßgebliche Mittel zur Bek�mpfung des Klimawan-
dels bleiben. Wichtig sei aber, dass jeder Sektor des
Wirtschaftslebens seinen Beitrag dazu leiste. Nach

einer Zusammenfassung des Inhalts des Kommissi-
onsentwurfs erl�uterte er die Auswirkungen auf das
deutsche Stromsteuerrecht. Die Steuerbasis m�sse
erstens erweitert werden, da die Verwendung her-
k�mmlicher Energietr�ger zur�ckgehe und folglich
dort das Steueraufkommen geringer werde. Dann
m�sse auch der Ankn�pfungspunkt der Berechnung
auf den Energiegehalt umgestellt werden, statt auf
das bisher relevante Volumen. Die Steuers�tze m�ss-
ten im Sinne der Richtlinie neu angepasst und �ber-
pr�ft werden, wobei auf die Proportionalit�t zwi-
schen den einzelnen Steuers�tzen zu achten sei,
auch wenn ein politischer Gestaltungsspielraum hin-
sichtlich der konkreten H�he bleibe. Auch m�ssten
die gew�hrten Steuerbeg�nstigungen auf ihre Ver-
einbarkeit mit der neuen Richtlinie hin untersucht
werden. Sodann schilderte er den Stand der Ent-
wurfsplanung. Die Verhandlungen auf EU-Ebene
seien von Offenheit gepr�gt und konstruktiv. Alle
Mitgliedstaaten erkennten die Notwendigkeit einer
Neuregelung. In Kraft treten solle diese nach Be-
schluss im Jahr 2022 im Jahre 2023. Zuletzt sprach
er Vermutungen �ber m�gliche Herausforderungen
im Umsetzungsprozess an. Vor allem m�sse f�r eine
Administrierbarkeit der Neuregelungen gesorgt wer-
den. Weiterhin m�ssten die �bergangszeitr�ume von
h�chstens zehn Jahren verh�ltnism�ßig ausgestaltet
sein und ein Einklang mit dem Beihilferecht herge-
stellt werden.

Zum anderen stehe eine Neukonzeption des Spitzen-
ausgleichs an. Denn aktuell sei der Spitzenausgleich
nur noch bis zum Jahre 2022 geregelt. Eine unver�n-
derte Verl�ngerung sei aus verschiedenen Gr�nden
nicht zielf�hrend. Außerdem bestehe in dem aktuellen
Sondierungspapier der neuen Koalition aus SPD, den
GR�NEN und der FDP der Wille, �berfl�ssige Subven-
tionen und Ausgaben auch auf ihre klimapolitischen
Effekte hin zu untersuchen. Aus diesem Grunde sei
von dem BMF ein Gutachten in Auftrag gegeben wor-
den, welches eine Neuregelung des Spitzenausgleichs
ab dem Jahre 2023 untersuchen soll. Herausforderung
in den kommenden Jahren wird die Frage sein, wie
weit der Kreis der Beg�nstigten f�r Entlastungen zu
ziehen sei, auch unter dem Gesichtspunkt, dass die
Wettbewerbsf�higkeit erhalten bleiben solle. Auch
m�sse untersucht werden, wie in Zukunft die Einnah-
mengenerierung und die umweltpolitischen Ziele mit-
einander in Einklang gebracht werden k�nnen. Gera-
de bei Entlastungen m�sse zuletzt auch darauf
geachtet werden, dass kein Konflikt mit dem europ�i-
schen Beihilferecht entstehe.

Auswirkungen der Reformpakete auf nationale
Entlastungsregime

Im Anschluss an diesen einleitenden Vortrag versuchte
Frau Dr. Karen M�hlenkamp von WTS in ihrer Darstel-
lung, die Auswirkungen der Reformpakete auf die na-
tionalen Entlastungsregime zu beleuchten. Sie ging
noch einmal auf die zentralen Ziele der Reformen ein.
Darauf aufbauend formulierte sie die wichtigsten An-
forderungen, die eine deutsche Gesetzeserneuerung
mit sich bringen m�sse. Dazu geh�re, dass der Trans-
formationsprozess der Rechts�nderung widerspruchs-
frei und nachhaltig im nationalen Recht abgebildet
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werden m�sse. Dies gelte vor allem hinsichtlich der
zahlreich hinzutretenden Neuregelungen. Insbeson-
dere m�sse aber auch auf die Vereinbarkeit mit dem
Verfassungsrecht geachtet werden. Damit im Zusam-
menhang verwies sie auch auf die Entscheidung des
BVerfG zum Kernbrennstoffsteuergesetz3), wo noch
einmal klargestellt worden sei, wie eine Verbrauch-
steuer zu wirken hat. Es wurde auf die Gefahr hinge-
wiesen, dass eine Verbrauchsbesteuerung wie in die-
sem Falle auch eine Preisbildung in den Markt hinein
besitzt. Produkte k�nnen sich daher f�r Verbraucher
und andere Marktteilnehmer bei geplanten Energie-
steuererh�hungen verteuern. All diese m�glichen Ef-
fekte m�ssten bei einer Umsetzung mit einbezogen
werden.

Nach Kl�rung dieser Ziele pr�fte sie den Richtlinien-
entwurf auf die F�higkeit, diesen Transformationspro-
zess auch einzuleiten. Nach ihrer Einsch�tzung schafft
dieser Entwurf zwar viele Rahmenbedingungen. Aber
die zu bew�ltigenden Probleme, diesem Prozess auch
gerecht zu werden, blieben f�r den deutschen Gesetz-
geber gewaltig.

Anschließend wies sie darauf hin, dass Steuerentlas-
tungen auch nach dem Richtlinienentwurf noch m�g-
lich seien. Bisher seien aber Steueranreize haupts�ch-
lich f�r energieintensive Unternehmen vorgesehen.
Nach Einsch�tzung der Vortragenden sollten Anreize
aber nicht ausschließlich f�r solche energieintensiven
Unternehmen implementiert werden, sondern auch
außerhalb dieses engen Rahmens f�r betriebliche Ver-
wendungen. Es gelte n�mlich zu beachten, dass ge-
wollte Lenkungseffekte, die solche Anreize mittels
Steuerbeg�nstigungen nach sich ziehen k�nnen, ge-
rade auch bei anderen Unternehmen wirksam seien.
Die Kommission sollte sich ein solch starkes Instru-
ment der Verhaltensbeeinflussung nicht entgehen las-
sen. Sie verwies daf�r auch auf den Erw�gungsgrund
17 des Richtlinienentwurfs, der die Notwendigkeit ge-
zielter steuerlicher Verg�nstigungen betont.

In ihrer Schlussbemerkung zog sie ein Fazit. Demnach
b�ten § 9b StromStG und § 54 EnergieStG schon ziel-
gerichtete Normen, die in den Diskussionen um die
Umsetzung des Richtlinienentwurfs ber�cksichtigt
werden m�ssen. Denn der Adressatenkreis dort sei
sehr bewusst gew�hlt und auch verfassungskonform.
Auch sei der Hinweis angebracht, dass eine betriebli-
che Verwendung nicht gleich eine umweltsch�dliche
Verwendung von Energie sei. Eine zu schnelle
Schlussfolgerung k�nne zu Ungenauigkeiten in der
Umsetzung f�hren.

Ausblick und Erwartungen an die nationale
Gesetzgebung

An dem sich anschließenden Austausch nahmen auch
die beiden Vortragenden, Herr Dr. Hufen und Frau Dr.
M�hlenkamp teil. Hinzu traten Herr J�rgen Abend,
Mineral�lwirtschaftsverband e.V., Herr Matthias Rake,
Evonik Industries AG, und Herr Janssen, Lehrender an
der Hochschule des Bundes.

Herr Dr. Hufen betonte noch einmal, dass der Richtli-
nienentwurf nicht isoliert betrachtet werden darf, son-
dern als Teil des „fit for 55“-Pakets eingeordnet wer-
den m�sse. Die Richtlinie sei nicht das einzige

Instrumentarium. Auf die Frage, warum der Spitzen-
ausgleich nicht einfach ab dem Jahre 2023 fortgef�hrt
werden k�nne, antwortete er, dass sich die �konomi-
sche und politische Ausgangssituation ge�ndert habe,
die eine System�nderung erfordere.

Frau Dr. M�hlenkamp wies noch einmal darauf hin,
dass die Richtlinie nur Rahmenbedingungen setze
und auf viele Fragen keine Antwort biete. Weiterge-
hend warnte sie vor der dem Richtlinienentwurf inne-
wohnenden Gefahr der Doppelbesteuerung.

Es kam die Frage auf, wie die Richtlinie von den ver-
schiedenen Diskussionsteilnehmern eingesch�tzt wer-
de. Herr Abend begr�ßte den Vorstoß einer Neurege-
lung der Energiesteuerrichtlinie und wies auch darauf
hin, dass der Mineral�lwirtschaftsverband diesen be-
f�rworte. Auch er sah die fakultativen Beg�nstigungen
im Energiesteuerrecht als Problem, da sie in Konflikt
mit dem Beihilferecht geraten k�nnten. F�r Herrn
Rake ist die Neuregelung von Wichtigkeit, da nun die
Weichen gestellt werden m�ssen f�r die kommenden
Jahre. Der Technologiestandort Deutschland m�sse er-
halten bleiben. Daher m�sse es auch f�r die Industrie
eine Planungssicherheit geben und die entsprechen-
den Rahmenbedingungen gestellt werden, gerade
auch f�r die Chemieindustrie, deren Strombedarf ste-
tig steige.

Auch Herr Janssen sah bedeutende Schwierigkeiten
gerade darin, dass der Gesetzgeber bei der Umset-
zung so vielen Erwartungen gerecht werden m�sse.
Er solle mit der geplanten Richtlinienumsetzung den
Green-Deal der Kommission mit vorantreiben, sinn-
volle steuerliche Entlastungen erm�glichen, sozial
und mit digitalen Instrumenten umsetzbar und gleich-
zeitig auch noch eine staatliche Einnahmequelle sein.
Bei Betrachtung dieses Vorhabens werde aber auch
die Tendenz deutlich, dass die Lenkungswirkung
von Steuern eine immer gr�ßere Rolle spiele. Auf
Nachfrage gestand er ein, dass der zeitliche Ablauf
f�r den Gesetzgeber unvorteilhaft sei, da viele Rege-
lungen im Steuer- und Beihilferecht gleichzeitig ge-
�ndert w�rden. Dadurch werde die Koh�renz unter
den Regelungen schwieriger.

Zum Abschluss ging an alle Teilnehmer der Diskussion
die Frage nach den W�nschen an die zuk�nftigen
Neuregelungen. Von allen Teilnehmern war das Ver-
langen nach einer schnellen Einigung auf europ�i-
scher Ebene mit dem Ergebnis einer nicht allzu klein-
teiligen und einer unkomplizierten Richtlinie zu h�ren.

Die aktuelle Rechtsprechung

Am Nachmittag leitete Herr Reinhart R�sken, Richter
am Bundesfinanzhof a.D. und Of Counsel bei der
Rechtsanwaltsgesellschaft BLOMSTEIN, die weitere
Tagung. Als erstes stellte daraufhin Frau Dr. Katja
Roth, Richterin am Bundesfinanzhof, die ihrer Mei-
nung nach wichtigen Entscheidungen des vergange-
nen Jahres vor.

Die erste Entscheidung war ein Urteil des BFH vom
15.12.20204). Es befasst sich mit dem Begriff des Be-

3) BVerfG v. 13.4.2017, 2 BvL 6/13, ZfZ 2017, 182 – Kernbrennstoff-
steuer.

4) BFH v. 15.12.2020, VII R 36/18, ZfZ 2021, 219.
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treibenlassens in § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG,
welcher nicht im Gesetz legal definiert ist. Die Kl�ge-
rin war eine Gemeinde und wollte die Nahw�rmever-
sorgung durch einen Dritten vornehmen lassen, w�h-
rend sie selbst das erforderliche Nahw�rmenetz
stellen und finanzieren wollte. Der Dritte speiste den
durch ihn erzeugten Strom in das Netz der Kl�gerin.
Der BFH entschied in diesem Falle, dass die Gemein-
de die Anlage hat betreiben lassen, sodass die Befrei-
ung f�r die Kl�gerin griff. F�r ein Betreibenlassen
komme es n�mlich auf die M�glichkeit der Einfluss-
nahme an, die rechtlicher, wirtschaftlicher und tat-
s�chlicher Natur sein k�nne. Hier ging die Initiative
von der Gemeinde aus, sie hatte Einfluss auf die Aus-
gestaltung und Durchf�hrung. Damit hat die Kl�gerin
die Anlage betreiben lassen und kam in den Genuss
der Steuerbefreiung. Zuletzt habe der BFH noch be-
tont, dass die Bestimmungen des StromStG unabh�n-
gig von den Definitionen und Vorgaben des EEG aus-
zulegen seien.

Als n�chstes besprach sie einen Beschluss des BFH
vom 24.6.2021.5) Zu kl�ren war der Begriff der Entnah-
me in § 9b Abs. 1 Satz 1 StromStG, der ebenfalls nicht
legal definiert ist. Der Kl�ger war ein Zweckverband
zur �ffentlichen Trinkwasserversorgung, dessen ge-
samte Betriebsf�hrung durch eine GmbH �bernom-
men wurde. Der Kl�ger sah sich als entnehmende Per-
son und berief sich auf die Steuerbefreiung. Dem
erteilte der BFH eine Absage. Eine Besonderheit der
Stromsteuer sei, dass die Entnahme mit dem Ver-
brauch zusammenfalle. Infolgedessen entnehme der-
jenige den Strom aus dem Versorgungsnetz, der die
unmittelbare bzw. tats�chliche Sachherrschaft �ber
die Anlagen hat, in denen der Strom verbraucht wird.
Eine mittelbare Sachherrschaft halte der BFH nicht f�r
ausreichend. Somit entnehme die GmbH selbst den
Strom und der Zweckverband k�nne sich nicht auf
§ 9b Abs. 1 Satz 1 StromStG berufen.

Der dritte Teil des Vortrags betraf einen Beschluss des
BFH vom 8.6.2021.6) Es handelte sich um ein Vorabent-
scheidungsersuchen des BFH, welches beim EuGH7)

anh�ngig ist. Streitig seien die Steuerentlastung nach
§ 54 Abs. 1 EnergieStG und vor allem die diesbez�gli-
che Antragsfrist nach § 100 Abs. 1 EnergieStV. Die dort
geregelte formelle Frist sei bei Antragstellung bereits
abgelaufen gewesen, auch wenn alle anderen Voraus-
setzungen der Entlastung erf�llt seien. Die Vorabent-
scheidungsfrage an den EuGH war daher, ob es
aufgrund des unionsrechtlichen Verh�ltnism�ßigkeits-
prinzips auch bei fakultativen Steuererm�ßigungen
geboten sei, trotz formeller Fristvers�umnis die Erm�-
ßigung zu gew�hren. Die bisherigen Entscheidungen
des EuGHs h�tten diese Frage nur f�r obligatorische
Befreiungen zugunsten einer Gew�hrung auch bei
Fristvers�umnis entschieden. Fraglich sei daher gewe-
sen, ob die bisherige Rechtsprechung auf fakultative
Erm�ßigungen anwendbar sei. Dagegen k�nne spre-
chen, dass fakultative und obligatorische Verg�nsti-
gungen auf unterschiedlichen Rechtsgrundlagen be-
ruhten und auch unterschiedlich funktionierten.
Daf�r spreche aber, dass es f�r den einzelnen Antrags-
stellenden gleich ist, auf welcher unionsrechtlichen
Grundlage die Verg�nstigung beruht. Eine Entschei-
dung des EuGHs stehe noch aus und werde mit Span-
nung vom BFH erwartet.

Die letzte von Frau Dr. Roth vorgestellte Entscheidung
betraf ein Urteil des EuGH vom 9.9.2021.8) Hauptgegen-
stand war die Frage, ob sich direkt aus dem Unionsrecht
ein Anspruch auf Verzinsung ergebe. Konkreter Anlass
war eine Steuerzahlung an das Hauptzollamt, die zu Un-
recht erbracht worden war, da das Hauptzollamt f�lsch-
licherweise den Regelsteuersatz angesetzt hatte. Das
Hauptzollamt erstattete den Fehlbetrag zwar. Aber Zin-
sen wurden nicht gezahlt und es bestand auch keine
deutsche Rechtsgrundlage daf�r. Der EuGH wies in sei-
nem Urteil darauf hin, dass Zahlungen, die unter Verstoß
gegen europ�ische Regelungen gezahlt wurden, einer-
seits zur�ckzugew�hren seien, aber andererseits auch
zu verzinsen seien. Die Verzinsung habe den Zweck,
Einbußen auszugleichen, die aufgrund der Nichtverf�g-
barkeit des Betrags entgangen sind. Dies sei auch bei fa-
kultativen Steuerbeg�nstigungen aufgrund des Gleich-
behandlungsgrundsatzes ein Gebot des Unionsrechts.

Kritische W�rdigung der Urteile

Damit beendete Frau Dr. Roth den Vortrag. Im Anschluss
ergriff Herr R�sken das Wort nochmals und er�ffnete die
Er�rterung der vorgestellten Entscheidungen mit der Be-
merkung, dass s�mtliche ausgew�hlte Entscheidungen
in ihrer Wirkung weit �ber den Einzelfall hinausreichen,
insbesondere die letzten beiden. Die Teilnehmenden der
Gespr�chsrunde waren neben auch Frau Josefa Dengler
von der Rechtsanwaltsgesellschaft BLOMSTEIN, Herr
Karsten Osswald, Vattenfall GmbH, Herr Prof. Dr.
Michael Rutem�ller, Hochschule des Bundes, und Herr
Stefan Ulrich von der Zollkanzlei Peterka.

Hinsichtlich des ersten vorgestellten Urteils betreffend
die Auslegung des Betreibenlassens bemerkte Herr
R�sken, dass es nicht nur auf die tats�chlichen Gege-
benheiten ankomme, sondern auch auf rechtliche oder
wirtschaftliche. Dadurch werde die Bewertung im Ein-
zelnen komplizierter, komme jedoch m�glicherweise
auch der gesellschaftlichen Realit�t n�her. Herr
Osswald f�gte hinzu, dass es sich in der fraglichen
Beg�nstigung um eine sachverhaltsbezogene Beg�ns-
tigung handle und folgerichtig der Kreis der Beg�ns-
tigten weit gezogen werden m�sse. Zu begr�ßen sei es
daher auch, dass der BFH einer Sichtweise, die den
Personenkreis begrenzen wolle, eine Absage erteilt
habe. Die Auswirkung des Urteils k�nne sich auch
auf andere sachverhaltsbezogene Beg�nstigungen er-
strecken, wie etwa in § 9a StromStG.

Bei der zweiten vorgestellten Entscheidung stellte
Herr R�sken die �berlegung an, ob es wirklich ge-
rechtfertigt sei, auch in komplizierteren Vertragsge-
staltungen bloß auf die Sachherrschaft abzustellen.
Dies sei etwa problematisch bei vollautomatischen An-
lagen. Herr Herr Prof. Rutem�ller stellte fest, dass die
Grundfrage bei Mehrpersonenverh�ltnissen sei, ob es
auf die tats�chlichen Gegebenheiten der Entnahme
ankomme oder ob eine wertende Betrachtung vorge-
nommen werden m�sse. Dass der BFH hier auf die
Sachherrschaft abstellt, ist seiner Ansicht nach konse-
quent, da man auch an die Stromverbraucher hinsicht-
lich der Besteuerung herangehe. Es f�ge sich auch in

5) BFH v. 24.6.2021, VII R 26/19, ZfZ 2021, 335.
6) BFH v. 8.6.2021, VII R 44/19, ZfZ 2021, 299.
7) Az. des EuGH: C-553/21.
8) EuGH v. 9.9.2021, C-100/20, Hauptzollamt B, ZfZ 2021, 329.
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die Rechtsprechungslinie des BFH ein und sei daher
auch folgerichtig.

Bei Betrachtung der dritten Entscheidung stelle sich
nach Herrn R�sken durchaus die Frage, warum es
�berhaupt eines Vorabentscheidungsverfahrens be-
darf. Genau genommen h�tte der BFH auch ab-
schließend entscheiden k�nnen. Der Verh�ltnism�ßig-
keitsgrundsatz sei schließlich auch ein deutsches
verfassungsrechtliches Prinzip, dass es zu wahren gel-
te. Herr Herr Prof. Rutem�ller betonte deswegen noch
einmal, dass die fakultativen Beg�nstigungen auf
anderen Rechtsgrundlagen beruhen, sodass eine Vor-
lage nachvollziehbar sei, besonders vor dem Hinter-
grund, dass nicht sicher sei, ob sich die Rechtspre-
chung des EuGH tats�chlich so gefestigt habe. Eine
abschließende Entscheidung sei daher f�r den BFH
nicht sicher. Dem pflichtete sp�ter noch Frau Dr. Roth
bei. Sie wies darauf hin, dass der Generalanwalt in
einem anderen Verfahren vor dem EuGH sogar auf
die Unterschiede zwischen obligatorischen und fakul-
tativen Beg�nstigungen hingewiesen habe. Somit sei
die Linie des EuGH nicht allzu deutlich. Sollte der
EuGH aber einen Verstoß gegen das Verh�ltnism�ßig-
keitsprinzip annehmen, stehen nach Einsch�tzung von
Herrn Herr Prof. Rutem�ller alle Beg�nstigungen auf
dem Pr�fstand, die eine solche Antragsfrist vorsehen.

In Anbetracht der letzten Entscheidung bez�glich des
unionsrechtlichen Anspruchs auf Verzinsung hob Herr
Ulrich die Bedeutung f�r Unternehmen hervor. Es stel-
le sich vor allem die Frage, inwieweit Unternehmen zu
Unrecht gezahlte Steuern f�r die Vergangenheit ver-
zinsen lassen k�nnen.

Steuerentlastungen f�r Unternehmen in Schwierig-
keiten

Frau Josefa Dengler wurde anschließend gebeten, noch
eine instanzgerichtliche Entscheidung vorzustellen, die
aufgrund der Anh�ngigkeit der Revision vor dem BFH
nicht von der Bundesrichterin vorgestellt wurde. Das
FG D�sseldorf hat entschieden9), dass es keine Steuer-
entlastungen f�r Unternehmen in Schwierigkeiten i.S.d.
§ 2a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 StromStG geben k�nne. Im kon-
kreten Falle beantragte eine KG eine Steuerentlastung
nach § 9b StromStG mit der Begr�ndung, dass sie kein
Unternehmen in Schwierigkeiten nach § 2a Abs. 2 Nr. 1
StromStG i.V.m. Art. 1 Abs. 4 Buchst. c und Art. 2 Nr. 18
AGVO, sondern lediglich nach den Leitlinien der Kom-
mission zu behandeln sei. Dem widersprach das FG D�s-
seldorf mit der Begr�ndung, dass das Unternehmen un-
ter die eindeutige Definition der AGVO zu subsumieren
sei. Weiterhin stelle die Definition gerade keine widerle-
gliche Vermutung auf, wie von der Kl�gerin vorgetra-
gen, sondern sei aufgrund des klaren Wortlauts eindeu-
tig. Somit k�nne aufgrund des § 2a Abs. 2 Nr. 1
StromStG keine Beg�nstigung nach § 9b StromStG ge-
w�hrt werden. Nach Einsch�tzung von Frau Dengler
schafft das Urteil Rechtsklarheit hinsichtlich der Unter-
nehmen in Schwierigkeiten, wozu es sehr wenig ein-
schl�gige Urteile gebe.

Erlaubnisse nach dem EnergieStG

Im letzten Teil des Energiesteuertages stellte Herr Jan
Steinkemper von WTS die letzten beiden Tagungspunk-

te vor. Zuerst stellte Herr Jan Makurath von der General-
zolldirektion die Erlaubnisse nach dem EnergieStG vor
in Anbetracht der Vorgehensweise, der Chancen und Ri-
siken. Dies sei vor allem unter der 7. Verordnung zur �n-
derung der Verbrauchsteuerverordnungen zu betrach-
ten. Demnach �berpr�ft das Hauptzollamt regelm�ßig,
ob die Verpflichtungen einer Erlaubnis von den Pflichti-
gen erf�llt werden. Es werde damit eine periodische Pr�-
fung eingef�hrt im Gegensatz zu der bisherigen anlass-
bezogenen Pr�fung etwa bei einem neuen Antrag.
Nat�rlich steige durch eine verst�rkte und h�ufigere
Pr�fung der administrative, personelle und wirtschaftli-
che Aufwand sowohl f�r die Zollbeh�rden als auch f�r
die betroffenen Unternehmen. Schließlich verlange das
Verfahren auf beiden Seiten, dass Maßnahmen genau
abgestimmt, vorbereitet und durchgef�hrt werden. Trotz
dieser Schwierigkeiten biete das neue Verfahren jedoch
auch Chancen. Denn es trage dazu bei, dass qualitativ
gute Antr�ge und Bestandserlaubnisse entstehen und
deren Pflege optimiert werden k�nne. Er hoffe auch,
dass die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Zoll
verbessert werden k�nne, sodass die Zollbeh�rde mehr
als Partnerverwaltung denn als Gegner wahrgenommen
werde.

Anschließend ging er auf die Vorgehensweise bei der Er-
teilung und �berwachung ein. Auch hier sei die Zusam-
menarbeit mit den Unternehmen wichtig, damit der ad-
ministrative Aufwand minimiert werden k�nne und der
beanspruchte Zeitraum verringert werde. Er betonte
aber auch, dass die periodische Pr�fung durch die Zoll-
beh�rden auch den Widerruf oder das Erl�schen der Ge-
nehmigung kraft Gesetzes zur Folge haben k�nne.

Mit einer Abgrenzung der Vorortmaßnahmen gegen-
�ber den Außenpr�fungen der Zollbeh�rden schloss
Herr Makurath seinen Vortrag. Aus dem Publikum
kam im Nachhinein die Bitte, nicht nur befristete Er-
laubnisse auszusprechen. Gerade f�r die Planungssi-
cherheit der Unternehmen w�re eine �nderung der
Praxis hin zu unbefristeten Erlaubnissen w�nschens-
wert. Herr Makurath best�tigte, dass diese weiterhin
m�glich seien und auch ernsthaft erwogen werden.

Aktuelle administrative Herausforderungen im
Bereich der Stromsteuer

Herr Christoph Kling von der Generalzolldirektion
�bernahm den letzten Beitrag, wo er aus den aktuellen
Problemen im Stromsteuerrecht zum einen �ber die
Elektromobilit�t und Speicher und zum anderen �ber
Stromerzeugungsanlagen und das Marktstammdaten-
register informierte.

Die steuerrechtliche Konstellation bei der Elektromo-
bilit�t habe den Mobilit�tsanbieter mit seinen Lade-
s�ulen als Ausgangspunkt (E-Mobility-Provider). Die
Lades�ulen werden in der Regel bedient aus dem �f-
fentlichen Stromnetz. Am Ende stehen die Kunden, die
den Strom aus dem �ffentlichen Versorgungsnetz ent-
nehmen. Die beiden Erstere seien dabei als Versorger
anzusehen. Die Steuer entstehe hier zum Zeitpunkt
der Entnahme aus dem Versorgungsnetz durch den
Letztverbraucher, d.h. etwa die Kunden. Die Steuer-
schuldnerschaft k�nnte sich jedoch etwa �ndern, wenn

9) FG D�sseldorf v. 10.3.2021, 4 K 2265/19 VSt, ZfZ 2021, 346, Rev.
eingelegt, Az. des BFH: VII R 14/21.
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sich der Status als Versorger durch gesetzliche Rege-
lungen verschieben w�rde. Dieser Versorgungskette
k�nne ein Speicher vorgeschaltet werden. Dieser spei-
chert den Strom aus dem Versorgungsnetz und gibt ihn
dann an die Lades�ulen weiter. Die Steuer entstehe
dort im Grunde zum einen bei Speicherung als der re-
levanten Entnahme und auch bei Weitergabe an die
Kunden durch die Lades�ulen. Die weitere Darstellung
erweiterte das Modell f�r den Fall, dass der Strom aus
erneuerbaren Energien stammt.

Es folgte eine Beschreibung des Marktstammdatenre-
gisters, worin s�mtliche Stromerzeugungseinheiten
aufgef�hrt sind, die unmittelbar oder mittelbar an das
Stromnetz angeschlossen sind. Die Zollbeh�rden ha-
ben auf Antrag Zugriff zu den Daten erhalten. Somit
k�nnen sie anhand eines Abgleichs mit ihren Daten
�berpr�fen, ob Steueranmeldungen abgegeben wur-
den bzw. ob diese vollst�ndig sind. Herr Kling wies
hier auf das Problem hin, dass gerade im Bereich der
Wind- und Photovoltaikenergie die Steueranmeldun-
gen vers�umt werden. Dies f�hrt er darauf zur�ck,
dass oft deren steuerliche Bedeutung verkannt werde.
Zur L�sung des Problems schlug er vor, Betreiber f�r
stromsteuerliche Fragen und Begriffe zu sensibilisie-
ren. Auch m�ssten die Zollbeh�rden die nicht regis-
trierten Betreiber ermitteln und ins steuerrechtliche
System integrieren.

Sichtweise der Industrie auf die Praxis der
Zollbeh�rden

An dem letzten Meinungsaustausch nahmen Frau
Andrea Andersch von der Volkswagen AG, Herr

Friedrich Seewald, verbrauchssteuerlicher Berater der
GIZ, und Herr Steffen Obert, Steuerberater und Ver-
antwortlicher f�r Strom- und Energiesteuer der EnBW
AG, teil.

Bezogen auf die Einf�hrung des Herrn Makurath be-
gr�ßt Frau Andersch den Austausch mit den Zollbe-
h�rden. Jedoch m�sse darauf geachtet werden, den
administrativen Aufwand f�r die Industrie bei der pe-
riodischen Pr�fung nicht ausarten zu lassen. Dem
pflichtete Herr Seewald bei und warnte im Zuge des-
sen davor, die Verordnungen der Verwaltungen nicht
zu �berlasten. Dies werden gerade mit Blick auf die
kommenden �nderungen im Energiesteuerrecht im-
mer wichtiger.

Bei den Darstellungen des Herrn Kling wies Herr
Seewald auf die Gefahr hin, dass pl�tzlich Private zu
Versorgern werden k�nnten. Dies gelte es zu vermei-
den, damit das Steuerrecht nicht an der wirtschaftli-
chen Realit�t vorbeigehe. Im Hinblick auf die Proble-
matik der vers�umten Steueranmeldungen forderte
Herr Obert, dass mehr Transparenz hinsichtlich der
Verfahren und eine Sensibilisierung der steuerrechtli-
chen Probleme geschaffen werden.

Nach dem Schlusswort des Herrn Steinkemper und
der Frau Selter endete der 12. Energiesteuertag. An-
hand aller Tagesordnungspunkte wurde deutlich,
dass die neue Energiesteuerrichtlinie und neue Tech-
nologien große Herausforderungen an alle Beteiligten
stellen, aber gleichzeitig große Chancen bieten, um
klimapolitische Ziele, staatliche Einnahmenerhebung
und eine starke Wirtschaft miteinander zu vereinen.

ZfZ-Rechtsprechung

Verfahrensrecht

Umfang der Vorlagepflicht und Ausnahmen von
dieser Pflicht – C.I.L.F.I.T.-Doktrin

Diese Entscheidung ist auch f�r das Zoll- und Ver-
brauchsteuerrecht, das sie nicht unmittelbar betrifft,
von Bedeutung, weil der Gerichtshof in ihr in aller Aus-
f�hrlichkeit Sinn und Umfang der Vorlagepflicht natio-
naler Gerichte auf der Grundlage seiner altbekannten
C.I.L.F.I.T.-Rechtsprechung erl�utert und zusammen-
fassend darstellt. Er hebt dabei die Verantwortlichkeit
desnationalen Gerichts f�rdieEntscheidung �ber eine
VorlageundderenFormulierung hervor, dienicht etwa
den Beteiligten �berlassen werden d�rfen, ferner das
Recht und ggf. die Pflicht, beim Gerichtshof nachzufra-
gen,wenndieersteAntwortnichtklargenugerscheint,
vor allem aber auch die Pflicht des vorlegenden Ge-
richts, genau und plausibel darzustellen, weshalb es
dem Gerichtshof eine Frage stellt oder nicht stellt und
in welchem Zusammenhang des nationalen Rechts
diessteht.MitderverbreitetenformelhaftenWiederho-

lung des Hinweises auf die C.I.L.F.I.T.-Rechtspre-
chung in der nationalen Entscheidung ist es also
nicht getan ...

1. Art. 267 AEUV ist dahin auszulegen, dass ein inner-
staatliches Gericht, dessen Entscheidungen nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts
angefochten werden k�nnen, seiner Pflicht nachkom-
men muss, eine vor ihm aufgeworfene Frage nach der
Auslegung des Unionsrechts dem Gerichtshof vorzu-
legen, es sei denn, es stellt fest, dass diese Frage nicht
entscheidungserheblich ist, dass die betreffende Vor-
schrift des Unionsrechts bereits Gegenstand einer
Auslegung durch den Gerichtshof war oder dass die
richtige Auslegung des Unionsrechts derart offen-
kundig ist, dass f�r einen vern�nftigen Zweifel kei-
nerlei Raum bleibt.

2. Ob ein solcher Fall gegeben ist, ist unter Ber�ck-
sichtigung der Eigenheiten des Unionsrechts, der be-
sonderen Schwierigkeiten seiner Auslegung und der
Gefahr voneinander abweichender Gerichtsentschei-
dungen innerhalb der Union zu beurteilen.

3. Ein solches Gericht kann nicht allein deshalb von
dieser Pflicht befreit werden, weil es den Gerichtshof
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im Rahmen derselben nationalen Rechtssache bereits
um Vorabentscheidung ersucht hat. Es kann jedoch
aus Unzul�ssigkeitsgr�nden, die dem Verfahren vor
ihm eigen sind, davon absehen, dem Gerichtshof eine
Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen, sofern die
Grunds�tze der �quivalenz und der Effektivit�t ge-
wahrt bleiben.

EuGH, Urteil vom 6.10.2021, C-561/19, Consorzio Ita-
lian Management e Catania Multiservizi.

Europ�ische Sozialcharta, Gemeinschaftscharta der so-
zialen Grundrechte der Arbeitnehmer, Charta der
Grundrechte der Europ�ischen Union Art. 16, Art. 28;
AEUVArt. 4Abs. 2,Art. 9,Art. 26,Art. 34,Art. 101Abs. 1
Buchst. e, Art. 106, Art. 151, Art. 152, Art. 153, Art. 156,
Art. 267; EUVtr 2010 Art. 2, Art. 3, Art. 4 Abs. 2.

Diese Entscheidung ist auf ein Vorabentscheidungs-
ersuchen des Staatsrats (Italien) im Zusammenhang
eines Rechtsstreits ergangen, in dem es um Preis-
anpassungsklauseln in einem �ffentlichen Auftrag
geht. Der Staatsrat hat dem EuGH diesbez�glich Fra-
gen u.a. wegen der Auslegung der Sozialcharta und
der Charta der sozialen Rechte zur Auslegung ein-
schl�gigen Unionsrechts gestellt, welche der EuGH
mit Urteil C-152/17 beantwortet hat. Nach Verk�ndung
dieses Urteils beantragten die Berufungskl�ger beim
Staatsrat dem Gerichtshof neue Fragen u.a. wegen
der Auslegung der Sozialcharta und der Charta der so-
zialen Rechte zur Vorabentscheidung vorzulegen, ...

Der Staatsrat weist in seinem daraufhin ergangenen er-
neuten Vorabentscheidungsersuchen darauf hin, dass
einige dieser Fragen bereits beantwortet worden seien,
w�hrend andere von den Berufungskl�gern erstmals ge-
stelltwordenseien.UnterdiesenUmst�ndenh�lt sichdas
Gericht nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs f�r
verpflichtet, ihn erneut um Vorabentscheidung zu ersu-
chen,daesgegendieEntscheidungdesStaatsratskeinen
Rechtsbehelf gebe und vor ihm eine Frage nach der Aus-
legung des Unionsrechts gestellt werde.

Er h�lt es allerdings f�r erforderlich, zuvor den Ge-
richtshof zu fragen, ob ein Vorabentscheidungsersu-
chen in dem Fall obligatorisch ist, in dem eine Partei
des Verfahrens vor dem in letzter Instanz entscheiden-
den einzelstaatlichen Gericht eine Frage nach der Ver-
einbarkeit des einzelstaatlichen Rechts mit dem Uni-
onsrecht stellt, und zwar insbesondere, ob ein solches
Gericht annehmen darf, dass es von der Vorlagepflicht
befreit ist, wenn eine Partei diese Frage nicht mit ihrer
verfahrenseinleitenden Handlung stellt, sondern erst
sp�ter, namentlich nachdem die Sache erstmals in die
Beratung gegangen ist oder nachdem das in letzter In-
stanz entscheidende einzelstaatliche Gericht in dieser
Rechtssache bereits ein erstes Vorabentscheidungser-
suchen gestellt hat.

Dar�ber hinaus ist der Staatsrat der Ansicht, dass dem
in einem fortgeschrittenen Verfahrensstadium dem be-
treffenden Gericht unterbreiteten Vorschlag eines An-
tragstellers, den Gerichtshof um Vorabentscheidung
�ber die Auslegung von Bestimmungen des Unions-
rechts zu ersuchen, auf die diese Partei zum Zeitpunkt
der Einlegung des Rechtsbehelfs nicht Bezug genom-
men habe, ein durch die einzelstaatliche Regelung ein-
gef�hrtes „System verfahrensrechtlicher Hinderungs-
gr�nde“ entgegenstehe, da ein solcher Vorschlag den

Streitgegenstand �ndern w�rde, der mit dem bzw. den
von den Parteien des Verfahrens geltend gemachten
Vorbringen und Einreden abgegrenzt worden sei.

Des Weiteren vertritt er die Ansicht, dass wiederholte
oder st�ndige Vorschl�ge f�r Vorlagefragen gegebe-
nenfalls zu Verfahrensmissbrauch f�hren k�nnten
und die Gefahr bestehe, dass dem Recht auf gerichtli-
chen Rechtsschutz sowie dem Grundsatz des z�gigen
und effektiven Abschlusses von Rechtsstreitigkeiten
die Wirksamkeit genommen werde.

Er fragt den EuGH u.a.:

„Ist ein innerstaatliches Gericht, dessen Entscheidun-
gen nicht mit einem Rechtsmittel angefochten werden
k�nnen, gem�ß Art. 267 AEUV grunds�tzlich verpflich-
tet, eine Frage nach der Auslegung des Unionsrechts
auch in den F�llen zur Vorabentscheidung vorzulegen,
in denen ihm diese Frage von einer der Parteien des
Verfahrens nach ihrer ersten verfahrenseinleitenden
Handlung oder der Einlassung auf das Verfahren vor-
geschlagen wurde, oder nachdem die Sache erstmals
in die Beratung gegangen ist oder auch nachdem be-
reits ein erstes Vorabentscheidungsersuchen an den
Gerichtshof gerichtet wurde?

Aus den Gr�nden:

Vorabentscheidungsverfahren als Schl�sselelement
des uniot�ren Gerichtssystems

(26) Mit seiner ersten Frage m�chte das vorlegende
Gericht wissen, ob Art. 267 AEUV dahin auszulegen
ist, dass ein innerstaatliches Gericht, dessen Entschei-
dungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatli-
chen Rechts angefochten werden k�nnen, von der in
Art. 267 Abs. 3 AEUV vorgesehenen Pflicht, dem Ge-
richtshof eine Frage nach der Auslegung des Unions-
rechts vorzulegen, befreit ist, wenn ihm diese Frage
von einer Partei in einem fortgeschrittenen Stadium
des Verfahrens gestellt wird, nachdem die Sache erst-
mals in die Beratung gegangen ist oder wenn in dieser
Rechtssache bereits ein erstes Vorabentscheidungser-
suchen gestellt worden ist.

(27) Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass das in
Art. 267 AEUV vorgesehene Vorabentscheidungsver-
fahren, das das Schl�sselelement des durch die Vertr�-
ge geschaffenen Gerichtssystems darstellt, einen Dia-
log von Gericht zu Gericht zwischen dem Gerichtshof
und den Gerichten der Mitgliedstaaten einf�hrt, der
die einheitliche Auslegung des Unionsrechts gew�hr-
leisten soll und damit die Sicherstellung seiner Koh�-
renz, seiner vollen Geltung und seiner Autonomie so-
wie letztlich des eigenen Charakters des durch die
Vertr�ge geschaffenen Rechts erm�glicht (vgl. in die-
sem Sinne Gutachten 2/13 [Beitritt der Union zur
EMRK] vom 18.12.2014, Rz. 176 und die dort angef�hr-
te Rechtsprechung, sowie Urteil vom 6.3.2018,
C-284/16, Achmea, EuZW 2018, 239, Rz. 37).

... zur Sicherung einer unter allen Umst�nden glei-
chen Anwendung des Unionsrechts in den Mitglied-
staaten

(28) Der durch Art. 267 AEUV festgelegte Vorabent-
scheidungsmechanismus soll n�mlich sicherstellen,
dass das Unionsrecht unter allen Umst�nden in allen
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Mitgliedstaaten die gleiche Wirkung hat und damit
unterschiedliche Auslegungen des von den einzel-
staatlichen Gerichten anzuwendenden Unionsrechts
verhindern und die Anwendung dieses Rechts ge-
w�hrleisten, indem er dem einzelstaatlichen Richter
die M�glichkeit gibt, die Schwierigkeiten auszur�u-
men, die sich aus dem Erfordernis ergeben k�nnten,
dem Unionsrecht im Rahmen der Gerichtssysteme der
Mitgliedstaaten zu voller Geltung zu verhelfen. Somit
haben die einzelstaatlichen Gerichte ein unbeschr�nk-
tes Recht oder sogar die Pflicht zur Vorlage an den Ge-
richtshof, wenn sie der Auffassung sind, dass ein bei
ihnen anh�ngiges Verfahren Fragen der Auslegung
oder der G�ltigkeit der unionsrechtlichen Bestimmun-
gen aufwirft, die einer Entscheidung durch diese Ge-
richte bed�rfen (vgl. in diesem Sinne Gutachten 1/09
[Schaffung eines einheitlichen Patentgerichtssystems]
vom 8.3.2011, Rz. 83 und die dort angef�hrte Recht-
sprechung).

(29) Das in Art. 267 AEUV vorgesehene System begr�n-
det daher eine direkte und enge Zusammenarbeit
zwischen dem Gerichtshof und den einzelstaatlichen
Gerichten, in deren Rahmen diese an der ordnungsge-
m�ßen Anwendung und einheitlichen Auslegung des
Unionsrechts sowie am Schutz der den Einzelnen von
dieser Rechtsordnung gew�hrten Rechte mitwirken (vgl.
in diesem Sinne Gutachten 1/09 [Schaffung eines ein-
heitlichen Patentgerichtssystems] vom 8.3.2011, Rz. 84).

(30) Im Rahmen dieser Zusammenarbeit gibt der Ge-
richtshof den einzelstaatlichen Gerichten als mit der
Anwendung des Unionsrechts betrauten Gerichten
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 6.10.1982, 283/81, Cil-
fit u.a., Slg. 1982, 3415, Rz. 7) die Hinweise zur Ausle-
gung des Unionsrechts, die sie zur Entscheidung des
bei ihnen anh�ngigen Rechtsstreits ben�tigen (vgl. in
diesem Sinne Urteile vom 9.9.2015, C-160/14, Ferreira
da Silva e Brito u.a., EuZW 2016, 111, Rz. 37, sowie
vom 5.12.2017, C-42/17, M.A.S. und M.B., Rz. 23).

(31) Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass die den
einzelstaatlichen Gerichten und dem Gerichtshof je-
weils �bertragenen Aufgaben f�r die Wahrung der Na-
tur des durch die Vertr�ge geschaffenen Rechts we-
sentlich sind (Gutachten 1/09 [�bereinkommen zur
Schaffung eines einheitlichen Patentgerichtssystems]
vom 8.3.2011, Rz. 85).

Vorlagepflicht

(32) Ein einzelstaatliches Gericht ist, soweit gegen sei-
ne Entscheidung kein Rechtsmittel gegeben ist,
grunds�tzlich verpflichtet, den Gerichtshof gem�ß
Art. 267 Abs. 3 AEUV anzurufen, wenn sich in einem
bei ihm anh�ngigen Verfahren eine Frage nach der
Auslegung des Unionsrechts stellt (Urteil vom
15.3.2017, C-3/16, Aquino, ABl. 2017 Nr. C 151, 10,
Rz. 42 und die dort angef�hrte Rechtsprechung).

Einschr�nkungen der Vorlagepflicht

(33) Nach st�ndiger Rechtsprechung des Gerichtshofs
kann ein einzelstaatliches Gericht, dessen Entschei-
dungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatli-
chen Rechts angefochten werden k�nnen, von dieser
Pflicht nur dann befreit werden, wenn es festgestellt

hat, dass die gestellte Frage nicht entscheidungser-
heblich ist, dass die Vorschrift des Unionsrechts bereits
Gegenstand einer Auslegung durch den Gerichtshof
war oder dass die richtige Auslegung des Unionsrechts
derart offenkundig ist, dass f�r einen vern�nftigen
Zweifel keinerlei Raum bleibt (vgl. in diesem Sinne Ur-
teile vom 6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415,
Rz. 21, vom 15.9.2005, C-495/03, Intermodal Trans-
ports, ZfZ 2006, 15, Rz. 33, und vom 4.10.2018,
C-416/17, Kommission/Frankreich, EuZW 2018, 1038,
Rz. 110).

Beurteilung der Vorlagebed�rftigkeit ist Sache des
nationalen Gerichts

(34) Insoweit ist als Erstes darauf hinzuweisen, dass
sich aus dem Verh�ltnis zwischen den Abs. 2 und 3
des Art. 267 AEUV ergibt, dass die in Abs. 3 genannten
Gerichte ebenso wie alle anderen innerstaatlichen Ge-
richte die Frage, ob f�r den Erlass ihrer eigenen Ent-
scheidung eine Entscheidung �ber eine unionsrechtli-
che Frage erforderlich ist, in eigener Zust�ndigkeit
beurteilen. Diese Gerichte sind somit nicht zur Vorlage
einer vor ihnen aufgeworfenen Frage nach der Ausle-
gung des Unionsrechts verpflichtet, wenn die Frage
nicht entscheidungserheblich ist, d.h., wenn die Ant-
wort auf diese Frage, wie auch immer sie ausf�llt, kei-
nerlei Einfluss auf die Entscheidung des Rechtsstreits
haben kann (Urteile vom 6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a.,
Slg. 1982, 3415, Rz. 10, vom 18.7.2013, C-136/12,
Consiglio Nazionale dei Geologi, EuZW 2013, 782,
Rz. 26, und vom 15.3.2017, C-3/16, Aquino, ABl. 2017
Nr. C 151, 10, Rz. 43).

(35) In einem Verfahren nach Art. 267 AEUV, das auf
einer klaren Aufgabentrennung zwischen den natio-
nalen Gerichten und dem Gerichtshof beruht, ist allein
das nationale Gericht f�r die Feststellung und Beurtei-
lung des Sachverhalts des Ausgangsrechtsstreits sowie
die Auslegung und Anwendung des nationalen Rechts
zust�ndig. Ebenso hat nur das nationale Gericht, das
mit dem Rechtsstreit befasst ist und in dessen Verant-
wortungsbereich die zu erlassende Entscheidung f�llt,
im Hinblick auf die Besonderheiten der Rechtssache
sowohl die Erforderlichkeit als auch die Erheblichkeit
der dem Gerichtshof vorzulegenden Fragen zu beur-
teilen (Urteile vom 26.5.2011, C-165/09 bis C-167/09,
Stichting Natuur en Milieu u.a., Slg. 2011, I-4599,
Rz. 47 und die dort angef�hrte Rechtsprechung, vom
9.9.2015, C-72/14 und C-197/14, X und van Dijk, ABl.
2015 Nr. C 363, 9, Rz. 57, sowie vom 12.5.2021,
C-70/20, Altenrhein Luftfahrt, ABl. 2021 Nr. C 278,
18, Rz. 25).

Keine Vorlage, wenn eine Frage in einem gleichge-
lagerten Fall Gegenstand einer Vorabentscheidung
gewesen ist

(36) Als Zweites ist darauf hinzuweisen, dass die Wir-
kung, die von einer durch den Gerichtshof gem�ß
Art. 267 AEUV in einem fr�heren Verfahren gegebe-
nen Auslegung ausgeht, im Einzelfall den inneren
Grund der Verpflichtung gem�ß Art. 267 Abs. 3 AEUV
entfallen und sie somit sinnlos erscheinen lassen kann,
und zwar insbesondere dann, wenn die gestellte Frage
tats�chlich bereits in einem gleichgelagerten Fall
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– und erst recht im Rahmen derselben nationalen
Rechtssache – Gegenstand einer Vorabentscheidung
gewesen ist, oder wenn eine gesicherte Rechtspre-
chung des Gerichtshofs vorliegt, durch die die betref-
fende Rechtsfrage gel�st ist, gleich in welcher Art von
Verfahren sich diese Rechtsprechung gebildet hat, und
selbst dann, wenn die strittigen Fragen nicht vollkom-
men identisch sind (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
27.3.1963, 28/62 bis 30/62, Da Costa u.a., Slg. 9, 63;
vom 6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415,
Rz. 13 und 14; vom 4.11.1997, C-337/95, Parfums
Christian Dior, Slg. 1997, I-6013, Rz. 29, und vom
2.4.2009, C-260/07, Pedro IV Servicios, Slg. 2009,
I-2437, Rz. 36).

... aber Befugnis eine erneute Entscheidung des Ge-
richtshofs einzuholen ...

(37) Allerdings behalten die innerstaatlichen Gerichte
selbst bei Vorliegen einer Rechtsprechung des Ge-
richtshofs zu der betreffenden Rechtsfrage das unbe-
schr�nkte Recht zur Vorlage an den Gerichtshof, wenn
sie es f�r angebracht halten, ohne dass der Umstand,
dass die Bestimmungen, um deren Auslegung ersucht
wird, vom Gerichtshof bereits ausgelegt worden sind,
einer neuerlichen Entscheidung des Gerichtshofs ent-
gegenst�nde (Urteile vom 17.7.2014, C-58/13 und
C-59/13, Torresi, EuZW 2014, 782, Rz. 32 und die dort
angef�hrte Rechtsprechung, sowie vom 3.3.2020,
C-323/18, Tesco-Global �ruh�zak, ABl. 2020 Nr.
C 137, 7, Rz. 46).

... wenn Tragweite des Urteils des Gerichtshofs dem
Gericht nicht klar ist

(38) Desgleichen schließt die Bindungswirkung eines
im Vorabentscheidungsverfahren ergangenen Urteils
nicht aus, dass das nationale Gericht, an das dieses Ur-
teil gerichtet ist, eine erneute Anrufung des Gerichts-
hofs vor der Entscheidung des Ausgangsrechtsstreits
f�r erforderlich h�lt (Urteil vom 6.3.2003, C-466/00,
Kaba, Slg. 2003, I-2219, Rz. 39 und die dort angef�hrte
Rechtsprechung). Eine solche Vorlage ist f�r ein in
letzter Instanz entscheidendes einzelstaatliches Ge-
richt geboten, wenn es beim Verst�ndnis der Tragwei-
te des Urteils des Gerichtshofs Schwierigkeiten hat.

Keine Vorlagepflicht, wenn die richtige Auslegung
offenkundig ist ...

(39) Als Drittes ist darauf hinzuweisen, dass sich neben
den in Rz. 36 des vorliegenden Urteils genannten F�l-
len aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt,
dass ein einzelstaatliches Gericht, dessen Entschei-
dungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatli-
chen Rechts angefochten werden k�nnen, auch davon
absehen kann, dem Gerichtshof eine Frage nach der
Auslegung des Unionsrechts vorzulegen und sie statt-
dessen in eigener Verantwortung l�sen darf, wenn die
richtige Auslegung des Unionsrechts derart offenkun-
dig ist, dass keinerlei Raum f�r einen vern�nftigen
Zweifel bleibt (vgl. in diesem Sinne Urteile vom
6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415, Rz. 16
und 21, sowie vom 9.9.2015, C-160/14, Ferreira da Sil-
va e Brito u.a., EuZW 2016, 111, Rz. 38).

... sofern Gericht �berzeugt ist, dass auch f�r die
Gerichte der �brigen Mitgliedstaaten und den Ge-
richtshof die gleiche Gewissheit best�nde

(40) Das in letzter Instanz entscheidende einzelstaatli-
che Gericht darf jedoch nur dann davon ausgehen,
dass ein solcher Fall vorliegt, wenn es �berzeugt ist,
dass auch f�r die Gerichte der �brigen Mitgliedstaaten
und den Gerichtshof die gleiche Gewissheit best�nde
(vgl. in diesem Sinne Urteile vom 6.10.1982, 283/81,
Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415, Rz. 16, vom 15.9.2005,
C-495/03, Intermodal Transports, ZfZ 2006, 15, Rz. 39,
vom 9.9.2015, C-160/14, Ferreira da Silva e Brito u.a.,
EuZW 2016, 111, Rz. 42, sowie vom 28.7.2016,
C-379/15, Association France Nature Environnement,
ABl. 2016 Nr. C 350, 11, Rz. 48).

(41) Ob die in Rz. 39 des vorliegenden Urteils ange-
sprochene M�glichkeit besteht, ist unter Ber�cksichti-
gung der Eigenheiten des Unionsrechts, der besonde-
ren Schwierigkeiten seiner Auslegung und der Gefahr
voneinander abweichender Gerichtsentscheidungen
innerhalb der Union zu beurteilen (Urteile vom
6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415, Rz. 17, so-
wie vom 9.9.2015, C-160/14, Ferreira da Silva e Brito
u.a., EuZW 2016, 111, Rz. 39 und die dort angef�hrte
Rechtsprechung).

Sprachenvielfalt zu ber�cksichtigen

(42) Zun�chst ist dem Umstand Rechnung zu tragen,
dass die Vorschriften des Unionsrechts in mehreren
Sprachen abgefasst sind und dass die verschiedenen
Sprachfassungen gleichermaßen verbindlich sind (Ur-
teil vom 6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415,
Rz. 18).

(43) Nach st�ndiger Rechtsprechung des Gerichtshofs
kann die in einer der Sprachfassungen einer Vorschrift
des Unionsrechts verwendete Formulierung n�mlich
nicht als alleinige Grundlage f�r die Auslegung dieser
Vorschrift herangezogen werden oder Vorrang vor den
�brigen Sprachfassungen beanspruchen, da die Vor-
schriften des Unionsrechts im Licht der Fassungen in
allen Sprachen der Union einheitlich ausgelegt und
angewandt werden m�ssen (vgl. u.a. Urteil vom
24.3.2021, C-950/19, A, ABl. 2021 Nr. C 189, 4, Rz. 37
und die dort angef�hrte Rechtsprechung).

Aber kein ersch�pfender Sprachenvergleich des na-
tionalen Gerichts

(44) Auch wenn ein in letzter Instanz entscheidendes
einzelstaatliches Gericht insoweit zwar nicht verpflich-
tet sein kann, jede Sprachfassung der in Rede stehen-
den Unionsvorschrift zu pr�fen, muss es gleichwohl
die Unterschiede zwischen den ihm bekannten
Sprachfassungen dieser Vorschrift ber�cksichtigen,
insbesondere wenn diese Abweichungen von den Par-
teien vorgetragen werden und erwiesen sind.

Besondere Terminologie und Autonomie der Begriffe
des Unionsrechts zu ber�cksichtigen

(45) Sodann ist festzustellen, dass das Unionsrecht eine
eigene, besondere Terminologie und autonome Begrif-
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fe verwendet, die nicht unbedingt den gleichen Gehalt
wie die entsprechenden Begriffe haben, die in den na-
tionalen Rechtsordnungen bestehen k�nnen (vgl. in
diesem Sinne Urteil vom 6.10.1982, 283/81, Cilfit u.a.,
Slg. 1982, 3415, Rz. 19).

Ebenso dessen Systematik

(46) Schließlich ist jede Vorschrift des Unionsrechts in
ihrem Zusammenhang zu sehen und im Licht des ge-
samten Unionsrechts, seiner Ziele und seines Entwick-
lungsstands zur Zeit der Anwendung der betreffenden
Vorschrift auszulegen (Urteile vom 6.10.1982, 283/81,
Cilfit u.a., Slg. 1982, 3415, Rz. 20, sowie vom 28.7.2016,
C-379/15, Association France Nature Environnement,
ABl. 2016 Nr. C 350, 11, Rz. 49).

(47) Daher kann ein in letzter Instanz entscheidendes
einzelstaatliches Gericht nur dann, wenn es anhand
der in den Rz. 40 bis 46 des vorliegenden Urteils ge-
nannten Auslegungskriterien zu dem Ergebnis kommt,
dass es keine Anhaltspunkte gibt, die einen vern�nfti-
gen Zweifel an der richtigen Auslegung des Unions-
rechts aufkommen lassen, davon absehen, dem Ge-
richtshof eine Frage nach der Auslegung des
Unionsrechts vorzulegen, und sie in eigener Verant-
wortung l�sen.

Bloße M�glichkeit anderer Auslegung begr�ndet
keine Vorlagepflicht

(48) Andererseits kann die bloße M�glichkeit, von ei-
ner Vorschrift des Unionsrechts eine oder mehrere wei-
tere Auslegungen vornehmen zu k�nnen, sofern keine
von ihnen dem betreffenden einzelstaatlichen Gericht
insbesondere im Hinblick auf den Zusammenhang und
die Ziele der Vorschrift sowie die Regelung, zu der sie
geh�rt, hinreichend plausibel erscheint, nicht die An-
nahme begr�nden, dass an der richtigen Auslegung
dieser Vorschrift ein vern�nftiger Zweifel besteht.

... es sei denn es liegen bereits abweichende Ge-
richtsentscheidungen vor

(49) Wenn dem in letzter Instanz entscheidenden ein-
zelstaatlichen Gericht jedoch das Vorliegen voneinan-
der abweichender Gerichtsentscheidungen – von Ge-
richten ein und desselben Mitgliedstaats oder
zwischen Gerichten verschiedener Mitgliedstaaten –
zur Auslegung einer auf den Ausgangsrechtsstreit an-
wendbaren Vorschrift des Unionsrechts zur Kenntnis
gebracht wird, muss es bei seiner Beurteilung der Fra-
ge, ob es an einem vern�nftigen Zweifel in Bezug auf
die richtige Auslegung der fraglichen Unionsrechts-
vorschrift fehlt, besonders sorgf�ltig sein und dabei
insbesondere das mit dem Vorabentscheidungsverfah-
ren angestrebte Ziel, die einheitliche Auslegung des
Unionsrechts zu gew�hrleisten, ber�cksichtigen.

Beurteilungsrecht des nationalen Gerichts

(50) Als Viertes ist festzustellen, dass es allein Sache
der einzelstaatlichen Gerichte, deren Entscheidungen
nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen
Rechts angefochten werden k�nnen, ist, in eigener

Verantwortung, unabh�ngig und mit der gebotenen
Sorgfalt zu beurteilen, ob bei ihnen einer der F�lle vor-
liegt, in denen sie davon absehen k�nnen, dem Ge-
richtshof eine Frage nach der Auslegung des Unions-
rechts vorzulegen, die bei ihnen aufgeworfen worden
ist (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 15.9.2005,
C-495/03, Intermodal Transports, ZfZ 2006, 15, Rz. 37
und die dort angef�hrte Rechtsprechung, vom
9.9.2015, C-160/14, Ferreira da Silva e Brito u.a., EuZW
2016, 111, Rz. 40, sowie vom 9.9.2015, C-72/14 und
C-197/14, X und van Dijk, ABl. 2015 Nr. C 363, 9,
Rz. 58 und 59).

Begr�ndungspflicht

(51) Insoweit ergibt sich aus dem mit Art. 267 AEUV
eingef�hrten System unter Ber�cksichtigung von
Art. 47 Abs. 2 der Charta, dass dann, wenn ein einzel-
staatliches Gericht, dessen Entscheidungen nicht mehr
mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts ange-
fochten werden k�nnen, annimmt, dass es von der in
Art. 267 Abs. 3 AEUV vorgesehenen Pflicht, den Ge-
richtshof um Vorabentscheidung zu ersuchen, befreit
ist, weil bei ihm einer der in Rz. 33 des vorliegenden
Urteils genannten drei F�lle vorliegt, die Begr�ndung
seiner Entscheidung entweder erkennen lassen muss,
dass die aufgeworfene unionsrechtliche Frage f�r die
Entscheidung des Rechtsstreits nicht erheblich ist oder
dass sich die Auslegung der betreffenden Unions-
rechtsvorschrift auf die Rechtsprechung des Gerichts-
hofs st�tzt oder – wenn es keine solche Rechtspre-
chung gibt – dass die Auslegung des Unionsrechts f�r
das in letzter Instanz entscheidende einzelstaatliche
Gericht derart offenkundig ist, dass f�r einen vern�nf-
tigen Zweifel keinerlei Raum bleibt.

Keine Pflicht zur erneuten Vorlage allein auf Dr�n-
gen der Beteiligten

(52) Schließlich ist noch zu pr�fen, ob ein in letzter In-
stanz entscheidendes einzelstaatliches Gericht von der
in Art. 267 Abs. 3 AEUV vorgesehenen Pflicht, dem
Gerichtshof eine Frage nach der Auslegung des Uni-
onsrechts vorzulegen, befreit ist, wenn das Vorabent-
scheidungsersuchen von einer Partei des Verfahrens in
einem fortgeschrittenen Stadium des Verfahrens vor-
geschlagen worden ist, insbesondere nach einem ers-
ten Vorabentscheidungsersuchen, das im �brigen in-
folge eines Antrags dieser Partei gestellt worden ist.

(53) Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass das mit
Art. 267 AEUV geschaffene System der unmittelbaren
Zusammenarbeit zwischen dem Gerichtshof und den
einzelstaatlichen Gerichten der Parteiherrschaft entzo-
gen ist (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 18.7.2013,
C-136/12, Consiglio Nazionale dei Geologi, EuZW
2013, 782, Rz. 28 und die dort angef�hrte Rechtspre-
chung, sowie vom 3.6.2021, C-910/19, Bankia, EuZW
2021, 862, Rz. 22). Die Parteien k�nnen den einzel-
staatlichen Gerichten die unabh�ngige Aus�bung der
in Rz. 50 des vorliegenden Urteils angesprochenen Be-
fugnis insbesondere nicht dadurch nehmen, dass sie
sie zu einem Vorabentscheidungsersuchen zwingen
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 22.11.1978, 93/78,
Mattheus, Slg. 1978, 2203, Rz. 5).
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(54) Das durch Art. 267 AEUV eingef�hrte System
stellt somit keinen Rechtsbehelf dar, der f�r die Partei-
en eines bei einem innerstaatlichen Gericht anh�ngi-
gen Rechtsstreits er�ffnet w�re. Das betreffende Ge-
richt muss also nicht schon allein deshalb, weil eine
Partei geltend macht, der Rechtsstreit werfe eine Frage
nach der Auslegung des Unionsrechts auf, davon aus-
gehen, dass eine solche Frage im Sinne von Art. 267
AEUV gestellt wird (Urteil vom 6.10.1982, 283/81, Cilfit
u.a., Slg. 1982, 3415, Rz. 9).

Formulierung der vorzulegenden Fragen alleinige
Sache des einzelstaatlichen Gerichts, nicht der Be-
teiligten

(55) Daraus folgt, dass die Bestimmung und die Formu-
lierung der dem Gerichtshof vorzulegenden Fragen
nur Sache des einzelstaatlichen Gerichts sind und die
Parteien des Ausgangsverfahrens die Fragen inhaltlich
nicht �ndern k�nnen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
18.7.2013, C-136/12, Consiglio Nazionale dei Geologi,
EuZW 2013, 782, Rz. 29 und die dort angef�hrte Recht-
sprechung).

(56) Ferner ist es allein Sache des nationalen Gerichts,
dar�ber zu entscheiden, in welchem Verfahrensstadium
es ein Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof
richten soll (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 17.7.2008,
C-303/06, Coleman, Slg. 2008, I-5603, Rz. 29 und die dort
angef�hrte Rechtsprechung), doch ist der Gerichtshof
nicht f�r die Beantwortung eines Vorabentscheidungser-
suchens zust�ndig, das zu einem Zeitpunkt ergeht, zu
dem das Verfahren vor dem vorlegenden Gericht bereits
abgeschlossen ist (Urteil vom 13.4.2000, C-176/96,
Lehtonen und Castors Braine, Slg. 2000, I-2681, Rz. 19).

(57) Nach alledem ist ein nationales Gericht, dessen
Entscheidungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des in-
nerstaatlichen Rechts angefochten werden k�nnen,
wenn es sich in einer der in Rz. 33 des vorliegenden
Urteils angesprochenen Situationen befindet, selbst
dann nicht zur Anrufung des Gerichtshofs gem�ß
Art. 267 Abs. 3 AEUV verpflichtet, wenn die Frage
nach der Auslegung des Unionsrechts von einer Partei
des bei ihm anh�ngigen Verfahrens aufgeworfen wird.

(58) Demgegen�ber folgt aus den Ausf�hrungen in
den Rz. 32 und 33 des vorliegenden Urteils, dass das
vorlegende Gericht, wenn es feststellt, dass bei ihm
keiner dieser F�lle vorliegt, nach Art. 267 Abs. 3 AEUV
stets verpflichtet ist, eine vor ihm aufgeworfene Frage
nach der Auslegung des Unionsrechts dem Gerichts-
hof vorzulegen.

(59) Diese Pflicht wird nicht dadurch in Frage gestellt,
dass dieses Gericht den Gerichtshof im Rahmen der-
selben nationalen Rechtssache bereits um Vorabent-
scheidung ersucht hat, wenn eine Frage nach der Aus-
legung des Unionsrechts, deren Beantwortung f�r die
Entscheidung des Rechtsstreits erforderlich ist, nach
der Entscheidung des Gerichtshofs fortbesteht.

Keine wirksame Einschr�nkung der Vorlagepflicht
bei Nachfragen durch nationales Recht

(60) Das vorlegende Gericht verweist allerdings auf
nationale Verfahrensvorschriften, nach denen eine
neue Frage nach der Auslegung des Unionsrechts,

die eine Partei im Rahmen des Ausgangsrechtsstreits
nach Einlegung des Rechtsbehelfs gestellt habe, unzu-
l�ssig sei, weil sie den Streitgegenstand �ndere, insbe-
sondere dann, wenn sie nach einem ersten Vorabent-
scheidungsersuchen gestellt werde.

... aber Unzul�ssigkeitsgr�nde des Unionsrechts

(61) Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass ein in letzter
Instanz entscheidendes Gericht aus Unzul�ssigkeits-
gr�nden, die dem Verfahren vor diesem Gericht eigen
sind, davon absehen kann, dem Gerichtshof eine Frage
zur Vorabentscheidung vorzulegen, sofern die Grund-
s�tze der �quivalenz und der Effektivit�t gewahrt blei-
ben (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 14.12.1995,
C-430/93 und C-431/93, van Schijndel und van Veen,
Slg. 1995, I-4705, Rz. 17, sowie vom 15.3.2017, C-3/16,
Aquino, ABl. 2017 Nr. C 151, 10, Rz. 56).

�quivalenzgrundsatz ...

(62) Der �quivalenzgrundsatz verlangt, dass bei der
Anwendung s�mtlicher f�r Rechtsbehelfe geltenden
Vorschriften nicht danach unterschieden wird, ob ein
Verstoß gegen Unionsrecht oder gegen innerstaatli-
ches Recht ger�gt wird (Urteil vom 15.3.2017, C-3/16,
Aquino, ABl. 2017 Nr. C 151, 10, Rz. 50 und die dort
angef�hrte Rechtsprechung).

... und Effektivit�tsgrundsatz

(63) Nach dem Effektivit�tsgrundsatz d�rfen nationale
Verfahrensvorschriften die Aus�bung der durch das
Unionsrecht verliehenen Rechte nicht praktisch un-
m�glich machen oder �berm�ßig erschweren. Insoweit
sind die Stellung dieser Vorschriften im gesamten Ver-
fahren, der Verfahrensablauf und die Besonderheiten
des Verfahrens vor den verschiedenen nationalen Stel-
len zu ber�cksichtigen. Dabei sind gegebenenfalls die
Grunds�tze zu ber�cksichtigen, die dem nationalen
Rechtsschutzsystem zugrunde liegen, wie z.B. der
Schutz der Verteidigungsrechte, der Grundsatz der
Rechtssicherheit und der ordnungsgem�ße Ablauf
des Verfahrens (Urteil vom 15.3.2017, C-3/16, Aquino,
ABl. 2017 Nr. C 151, 10, Rz. 52 und 53 und die dort an-
gef�hrte Rechtsprechung).

(64) So hat der Gerichtshof entschieden, dass nationale
Verfahrensvorschriften, nach denen der Streitgegen-
stand durch das zum Zeitpunkt der Einlegung des
Rechtsbehelfs geltend gemachte Vorbringen bestimmt
wird, mit dem Effektivit�tsgrundsatz vereinbar sind, da
sie den ordnungsgem�ßen Ablauf des Verfahrens ge-
w�hrleisten, insbesondere indem sie dieses vor den mit
der Pr�fung neuen Vorbringens verbundenen Verz�-
gerungen bewahren (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
14.12.1995, C-430/93 und C-431/93, van Schijndel und
van Veen, Slg. 1995, I-4705, Rz. 21).

... lassen Verfahrensvorschriften zu, nach denen be-
stimmtes Vorbringen der Beteiligten unzul�ssig ist
und deshalb keine Vorlage erfolgen muss

(65) In dem Fall, in dem das vor einem Gericht im Sinne
von Art. 267 Abs. 3 AEUV geltend gemachte Vorbringen
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gem�ß den die Grunds�tze der �quivalenz und der Ef-
fektivit�t wahrenden Verfahrensvorschriften des betref-
fenden Mitgliedstaats als unzul�ssig zur�ckzuweisen ist,
ist ein Vorabentscheidungsersuchen nicht als notwendig
und f�r eine Entscheidung dieses Gerichts zweckdien-
lich anzusehen (Urteil vom 15.3.2017, C-3/16, Aquino,
ABl. 2017 Nr. C 151, 10, Rz. 44).

(66) Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten,
dass Art. 267 AEUV dahin auszulegen ist, dass ein in-
nerstaatliches Gericht, dessen Entscheidungen nicht
mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts an-
gefochten werden k�nnen, seiner Pflicht nachkommen
muss, eine vor ihm aufgeworfene Frage nach der Aus-
legung des Unionsrechts dem Gerichtshof vorzulegen,
es sei denn, es stellt fest, dass diese Frage nicht ent-
scheidungserheblich ist, dass die betreffende Vor-
schrift des Unionsrechts bereits Gegenstand einer Aus-
legung durch den Gerichtshof war oder dass die
richtige Auslegung des Unionsrechts derart offenkun-
dig ist, dass f�r einen vern�nftigen Zweifel keinerlei
Raum bleibt. Ob ein solcher Fall gegeben ist, ist unter
Ber�cksichtigung der Eigenheiten des Unionsrechts,
der besonderen Schwierigkeiten seiner Auslegung
und der Gefahr voneinander abweichender Gerichts-
entscheidungen innerhalb der Union zu beurteilen.
Ein solches Gericht kann nicht allein deshalb von die-
ser Pflicht befreit werden, weil es den Gerichtshof im
Rahmen derselben nationalen Rechtssache bereits um
Vorabentscheidung ersucht hat. Es kann jedoch aus
Unzul�ssigkeitsgr�nden, die dem Verfahren vor ihm
eigen sind, davon absehen, dem Gerichtshof eine Fra-
ge zur Vorabentscheidung vorzulegen, sofern die
Grunds�tze der �quivalenz und der Effektivit�t ge-
wahrt bleiben.

(67) Mit seinen Fragen 2 und 3, die zusammen zu pr�fen
sind, m�chte das vorlegende Gericht wissen, ob die
Art. 2 und 3 EUV, Art. 4 Abs. 2, die Art. 9, 26, 34, Art. 101
Abs. 1 Buchst. e sowie die Art. 106, 151 bis 153 und 156
AEUV, die Art. 16 und 28 der Charta, die Europ�ische
Sozialcharta und die Charta der sozialen Rechte dahin
auszulegen sind, dass sie einer nationalen Regelung ent-
gegenstehen, die eine regelm�ßige Preisanpassung
nach der Vergabe von �ffentlichen Auftr�gen in den in
der Richtlinie genannten Sektoren nicht vorsieht.

Art. 94 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs
sorgf�ltig zu beachten

(68) Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass es nach st�n-
diger Rechtsprechung des Gerichtshofs im Rahmen der
Zusammenarbeit zwischen dem Gerichtshof und den
nationalen Gerichten die Notwendigkeit, zu einer
dem nationalen Gericht dienlichen Auslegung des
Unionsrechts zu gelangen, erforderlich macht, dass
dieses Gericht die Anforderungen an den Inhalt eines
Vorabentscheidungsersuchens, die in Art. 94 der Ver-
fahrensordnung des Gerichtshofs, von dem das vorle-
gende Gericht Kenntnis haben sollte, ausdr�cklich
aufgef�hrt sind, sorgf�ltig beachtet (Urteil vom
19.4.2018, Consorzio Italian Management und Catania
Multiservizi, C-152/17, NVwZ 2018, 875, Rz. 21 und
die dort angef�hrte Rechtsprechung). Auf diese Anfor-
derungen wird im �brigen in den Empfehlungen des
Gerichtshofs an die nationalen Gerichte bez�glich der

Vorlage von Vorabentscheidungsersuchen (ABl. 2019
Nr. C 380, 1) hingewiesen.

Darstellung der Gr�nde, aus denen das Gericht
Zweifel bez�glich der Auslegung oder der G�ltigkeit
bestimmter Vorschriften hat, sowie des Zusammen-
hangs mit den anwendbaren Vorschriften des natio-
nalen Rechts

(69) So ist es nach Art. 94 Buchst. c der Verfahrensord-
nung unerl�sslich, dass die Vorlageentscheidung eine
Darstellung der Gr�nde enth�lt, aus denen das vorle-
gende Gericht Zweifel bez�glich der Auslegung oder
der G�ltigkeit bestimmter Vorschriften des Unions-
rechts hat, und den Zusammenhang angibt, den es
zwischen diesen Vorschriften und dem auf den Aus-
gangsrechtsstreit anwendbaren nationalen Recht her-
stellt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 19.4.2018,
C-152/17, Consorzio Italian Management und Catania
Multiservizi, NVwZ 2018, 875, Rz. 22 und die dort an-
gef�hrte Rechtsprechung).

Vorliegend fehlende Genauigkeit und Klarheit die-
ser Darstellung

(70) Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass das vor-
legende Gericht mit dem vorliegenden Vorabentschei-
dungsersuchen die vom Gerichtshof in Rz. 23 seines
Urteils vom 19.4.2018, Consorzio Italian Management
und Catania Multiservizi (C-152/17, NVwZ 2018, 875),
festgestellte Unzul�nglichkeit nicht behoben hat, da es
unter Verstoß gegen Art. 94 Buchst. c der Verfahrens-
ordnung noch immer weder mit der erforderlichen Ge-
nauigkeit und Klarheit die Gr�nde, aus denen ihm die
Auslegung von Art. 3 EUV sowie von Art. 26 und
Art. 101 Abs. 1 Buchst. e AEUV zur Entscheidung des
Ausgangsrechtsstreits erforderlich oder zweckdienlich
erscheint, noch den Zusammenhang zwischen dem
Unionsrecht und dem auf diesen Rechtsstreit anwend-
baren nationalen Recht darlegt. Ebenso wenig gibt das
vorlegende Gericht die Gr�nde an, aus denen es Zwei-
fel an der Auslegung der �brigen in den Vorlagefragen
2 und 3 genannten Vorschriften und Rechtsakte hat,
darunter insbesondere die Europ�ische Sozialcharta,
zu deren Auslegung der Gerichtshof im �brigen nicht
befugt ist (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 5.2.2015,
C-117/14, Nisttahuz Poclava, EuZW 2015, 439, Rz. 43),
sondern beschr�nkt sich im Wesentlichen darauf, in-
soweit – wie aus Rz. 20 des vorliegenden Urteils her-
vorgeht – die Fragen der Berufungskl�ger des Aus-
gangsverfahrens darzulegen, ohne seine eigene
Einsch�tzung anzugeben.

Verbrauchsteuern

Beihilferegelung, mit der verbrauchsteuerfreie
Biodieselquoten eingef�hrt werden – Begriff
„�nderung einer bestehenden Beihilfe“

Das beihilferechtliche Verfahren ist im AEUV diffe-
renziert danach geregelt, ob es um die Durchf�h-
rung einer bereits gepr�ften, bestehenden Beihilfe
oder um eine „neue“ Beihilfe geht. Was macht eine
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Regelung zur Gew�hrung einer „neuen Beihilfe“?
Mit dieser Frage setzt sich der EuGH in dieser Ent-
scheidung intensiv und �berzeugend auseinander,
indem er die bei der urspr�nglichen Pr�fung ange-
wandten Kriterien heranzieht und fragt, ob die �n-
derungsbestimmungen – hier vor allem ge�nderte
Aufteilung des Beihilfevolumens unter den Beg�ns-
tigten – aus der Sicht dieser Kriterien eine abwei-
chende Beurteilung der Beihilfe rechtfertigten oder
sogar erforderten.

1. Die Art. 107 und 108 AEUV sowie die Bestimmun-
gen der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 �ber besonde-
re Vorschriften f�r die Anwendung von Art. 108
(AEUV) sind dahin auszulegen, dass eine �nderung
einer von der Europ�ischen Kommission genehmig-
ten steuerrechtlichen Pr�ferenzregelung f�r Biodiesel
nicht als eine der Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3
AEUV unterliegende neue Beihilfe anzusehen ist,
wenn diese �nderung darin besteht, die Kriterien
f�r die Aufteilung der Biodieselquoten, f�r die nach
dieser Regelung ein erm�ßigter Verbrauchsteuersatz
gilt, r�ckwirkend zu �ndern, sofern die �nderung die
wesentlichen Bestandteile der betreffenden Beihilfe-
regelung, wie sie von der Kommission beurteilt wor-
den sind, um die Vereinbarkeit der fr�heren Fassun-
gen der Regelung mit dem Binnenmarkt zu pr�fen,
nicht ber�hrt.

2. Um festzustellen, ob eine nationale Regelung zur
�nderung einer Beihilferegelung gef�hrt hat, die ei-
nen Einfluss auf die W�rdigung ihrer Vereinbarkeit
mit dem Binnenmarkt haben k�nnte, so dass sie als
eine „�nderung einer bestehenden Beihilfe“ und da-
her als eine der Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3
AEUV unterliegende „neue Beihilfe“ anzusehen w�-
re, sind sowohl die Art und die Tragweite dieser �n-
derung als auch die Genehmigungsbeschl�sse der
Kommission �ber die fr�heren Fassungen der Beihil-
feregelung zu ber�cksichtigen (vgl. EuGH-Urteil vom
20.9.2018, C-510/16, EuZW 2018, 991).

3. Die Kommission kann sich im Fall einer Beihilfere-
gelung darauf beschr�nken, deren allgemeine Merk-
male zu untersuchen, ohne dass sie verpflichtet w�re,
jeden einzelnen Anwendungsfall zu pr�fen. Die Kom-
mission hat also nicht die konkrete Situation jedes
einzelnen betroffenen Unternehmens zu pr�fen; im
Rahmen einer Beihilferegelung kann sich die Kom-
mission auf die W�rdigung beschr�nken, ob diese Re-
gelung f�r die Verwirklichung eines der in Art. 107
Abs. 3 AEUV genannten Ziele notwendig ist (vgl.
EuGH-Rechtsprechung).

EuGH, Urteil vom 28.10.2021, C-915/19 bis C-917/19,
Eco Fox u.a.

EGV 659/1999 Art. 1 Buchst. c; EGV 794/2004 Art. 4
Abs. 1; EUV 734/2013; AEUV Art. 107, Art. 108.

Die Ausgangsverfahren gehen auf Klagen von Eco
Fox, Alpha Trading und Novaol beim Consiglio di Stato
(Staatsrat, Italien) zur�ck. Der Sachverhalt und die
Gr�nde f�r die Vorlage in den Rechtssachen C-916/19
und C-917/19 entsprechen im Wesentlichen denen in
der Rechtssache C-915/19, und dar�ber hinaus ist die
in jeder dieser Rechtssachen gestellte Frage identisch.

Der Sachverhalt und die Gr�nde f�r die Vorlage in der
Rechtssache C-915/19 stellen sich wie folgt dar.

Um die Einf�hrung eines nationalen Biodieselmarktes
zu erleichtern, sah die Italienische Republik mit aufein-
ander folgenden Gesetzgebungsakten drei verschiede-
ne Programme mehrj�hriger Maßnahmen vor. Diese
Programme wurden von der Kommission auf der
Grundlage von Art. 108 Abs. 3 AEUV im Voraus geneh-
migt.

Der Staatsrat erkl�rte mit zwei Urteilen einige Bestim-
mungen dieser Gesetzgebungsakte f�r nichtig. Die f�r
nichtig erkl�rten Bestimmungen betrafen beide die
Kriterien f�r die Zuteilung der von der Verbrauchsteu-
er befreiten Produktmengen an Biodieselhersteller.

Um diesen Urteilen nachzukommen, erließ der Minis-
ter f�r Wirtschaft und Finanzen das Ministerialdekret
Nr. 37/2015, mit dem die f�r nichtig erkl�rten Bestim-
mungen neu gefasst wurden.

Eco Fox war einer der Empf�nger der im Rahmen der
betreffenden Programme steuerbeg�nstigten Biodie-
selquoten. Sie erhob Verwaltungsgericht Klage auf
Nichtigerkl�rung des Ministerialdekrets Nr. 37/2015
und machte geltend, dass dieses Ministerialdekret eine
neue staatliche Beihilfe vorsehe.

Mit Urteil vom 26.7.2018 wies das Verwaltungsgericht
die Klage ab. Es befand u.a., dass mit dem Ministerial-
dekret Nr. 37/2015 kein neues Programm staatlicher
Beihilfen eingef�hrt worden sei, sondern infolge der
Nichtigerkl�rung der Bestimmungen zur Festlegung
der vorherigen Kriterien durch den Staatsrat r�ckwir-
kend bestimmte Zuteilungskoeffizienten f�r steuerbe-
g�nstigte Biodieselquoten festgelegt worden seien, oh-
ne die Laufzeit der Programme zu �ndern, so dass
keine Pflicht zur Anmeldung dieses Ministerialdekrets
bei der Kommission gem�ß Art. 108 Abs. 3 AEUV be-
standen habe.

Gegen dieses Urteil hat Eco Fox beim vorlegenden Ge-
richt ein Rechtsmittel eingelegt, in dessen Rahmen sie
u.a. geltend macht, dass die in den Ausgangsverfahren
in Rede stehende nationale Regelung eine neue staat-
liche Beihilfe darstelle, da die vorherige Regelung
r�ckwirkend f�r nichtig erkl�rt worden sei, oder jeden-
falls eine Beihilfemaßnahme zur �nderung einer be-
stehenden Beihilfe, die gem�ß Art. 108 Abs. 3 AEUV
zuvor bei der Kommission anzumelden gewesen sei.

Fallimento Mythen, ein Biodieselhersteller, h�lt die
Klage f�r teilweise unzul�ssig und f�r in vollem Um-
fang unbegr�ndet.

Das vorlegende Gericht f�hrt aus, dass die Art. 1 und 2
des Ministerialdekrets Nr. 37/2015 nicht zu einer Ver-
l�ngerung der Laufzeit der bereits vorgesehenen
Beihilfen gef�hrt h�tten, sondern die Kriterien f�r die
Vergabe dieser Beihilfen ge�ndert h�tten, indem r�ck-
wirkend neue Vorschriften festgelegt worden seien.
Art. 3 des Ministerialdekrets – wonach unter Beibehal-
tung der historischen Daten, auf deren Grundlage die
einzelnen Unternehmen zu den Programmen zugelas-
sen und ihnen die steuerbeg�nstigten Biodieselquoten
zugeteilt worden seien, f�r die Jahre 2006 bis 2009 die
Zuteilungen dieses Produkts an dieselben Unterneh-
men unter Ber�cksichtigung der in den Art. 1 und 2
des Ministerialdekrets genannten Kriterien neu festge-
legt w�rden – sei insoweit eindeutig.

Vor dem vorlegenden Gericht macht Eco Fox geltend,
dass nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs jede
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�nderung einer staatlichen Beihilfe zuvor bei der Kom-
mission anzumelden sei. Nach Ansicht des vorlegen-
den Gerichts scheinen die insoweit angef�hrten Urtei-
le, d.h. die Urteile vom 27.6.2017, Congregaci�n de
Escuelas P�as Provincia Betania (C-74/16, ABl. 2017
Nr. C 283, 5), und vom 11.6.2009, AEM/Kommission
(T-301/02, Slg. 2009, II-1757), jedoch nicht entschei-
dend zu sein, da sie sich – abgesehen von grunds�tzli-
chen Ausf�hrungen – jeweils auf Rechtsakte, die Bei-
hilfen einf�hrten, oder auf Rechtsakte, die Beihilfen
auf eine neue Kategorie von Beg�nstigten erstreckten,
zu beziehen schienen.

Dar�ber hinaus habe die Kommission, bei der eine Par-
tei des Verfahrens Beschwerde erhoben habe, offenbar
Kenntnis vom Ministerialdekret Nr. 37/2015 gehabt,
doch habe sie insoweit kein Verfahren gegen die Italie-
nische Republik eingeleitet. Dies k�nnte darauf hin-
deuten, dass die Kommission die in den Ausgangsver-
fahren in Rede stehende nationale Regelung nicht als
Einf�hrung einer neuen staatlichen Beihilfe im Sinne
des Unionsrechts angesehen habe.

Der Staatsrat fragt den EuGH:

„Stellt im Hinblick auf die Art. 107 AEUV und 108
AEUV, auf die Verordnung Nr. 659/1999, auf die Ver-
ordnung Nr. 794/2004 und auf etwaige andere ein-
schl�gige Vorschriften des [Unions-]Rechts ein Se-
kund�rrechtsakt wie die mit dem Ministerialdekret
Nr. 37/2015 erlassene und hier angefochtene Verord-
nung, die sich in unmittelbarer Durchf�hrung von Ur-
teilen des Consiglio di Stato (Staatsrat), mit denen der
Kommission bereits mitgeteilte fr�here Verordnungen
teilweise f�r nichtig erkl�rt wurden, r�ckwirkend auf
die Modalit�ten der Erhebung der erm�ßigten Ver-
brauchsteuer auf Biodiesel ausgewirkt hat, indem sie
die Kriterien f�r die Aufteilung der Verg�nstigung un-
ter den antragstellenden Unternehmen r�ckwirkend
ge�ndert hat, ohne die Laufzeit des Steuerverg�nsti-
gungsprogramms zu verl�ngern, eine staatliche Beihil-
fe dar, die als solche der Pflicht zur vorherigen Mittei-
lung an die Kommission unterliegt?“

Aus den Gr�nden:

Vermutung f�r die Entscheidungserheblichkeit der
Vorlagefragen

(26) Es ist darauf hinzuweisen, dass eine Vermutung
f�r die Entscheidungserheblichkeit der Vorlagefragen
des nationalen Gerichts spricht, die es zur Auslegung
des Unionsrechts in dem rechtlichen und sachlichen
Rahmen stellt, den es in eigener Verantwortung festge-
legt und dessen Richtigkeit der Gerichtshof nicht zu
pr�fen hat. Der Gerichtshof kann die Entscheidung
�ber eine von einem nationalen Gericht zur Vorabent-
scheidung vorgelegte Frage nur dann ablehnen, wenn
etwa die in Art. 94 der Verfahrensordnung des Ge-
richtshofs aufgef�hrten Anforderungen an den Inhalt
eines Vorabentscheidungsersuchens nicht erf�llt sind
oder offensichtlich ist, dass die erbetene Auslegung
der Unionsvorschrift in keinem Zusammenhang mit
den Gegebenheiten oder dem Gegenstand des Aus-
gangsrechtsstreits steht oder wenn das Problem hypo-
thetischer Natur ist (Urteil vom 3.6.2021, C-910/19,
Bankia, EuZW 2021, 862, Rz. 24 und die dort angef�hr-
te Rechtsprechung).

(27) Als Erstes ist zu dem Vorbringen von Fallimento
Mythen, dass die Vorabentscheidungsersuchen wegen
eines Verstoßes gegen die Anforderungen des Art. 94
Buchst. a der Verfahrensordnung unzul�ssig seien, da-
rauf hinzuweisen, dass zwar nach einer Entscheidung
des Pr�sidenten des Gerichtshofs vom 10.2.2020 ein
Auskunftsersuchen an das vorlegende Gericht gerich-
tet worden ist, mit dem es gebeten wurde, alle relevan-
ten tats�chlichen Gesichtspunkte, die dem Gerichtshof
eine Antwort auf seine Fragen erm�glichen, und den
Inhalt der einschl�gigen nationalen Vorschriften dar-
zulegen. Die Antworten auf dieses Ersuchen sind am
13.7.2020 beim Gerichtshof eingegangen.

Anforderungen des Art. 94 Buchst. a der Verfahrens-
ordnung durch auf Anfrage nachgelieferte Erl�ute-
rungen erf�llt

(28) Gleichwohl reichen die Informationen in den Vor-
abentscheidungsersuchen, wie sie anschließend er-
g�nzt worden sind, aus, um die Anforderungen des
Art. 94 Buchst. a der Verfahrensordnung als erf�llt
anzusehen. Es trifft zu, dass in den Antworten des vor-
legenden Gerichts, auf die in der vorstehenden Rand-
nummer verwiesen wird, nur der Inhalt der einschl�gi-
gen nationalen Vorschriften dargestellt wird und somit
keine zus�tzlichen Angaben zum Sachverhalt der Aus-
gangsrechtsstreitigkeiten enthalten sind. Dennoch
l�sst sich im Lichte der einschl�gigen nationalen Vor-
schriften, die auf die Fragen des Gerichtshofs hin
vorgelegt worden sind, anhand der in den Vorabent-
scheidungsersuchen enthaltenen Darstellung des
Sachverhalts der tats�chliche Rahmen dieser Rechts-
streitigkeiten hinreichend verstehen.

Gegenstand der Zweifel des vorlegenden Gerichts
erkennbar

(29) Als Zweites ist festzustellen, dass die italienische
Regierung, ohne jedoch formal die Zul�ssigkeit der
Vorabentscheidungsersuchen in Abrede zu stellen,
geltend macht, dass das vorlegende Gericht nicht die
Gr�nde angegeben habe, aus denen es die in den Aus-
gangsverfahren jeweils aufgeworfene Frage gestellt
habe, sondern nur die Gesichtspunkte dargelegt habe,
die annehmen ließen, dass die in den Ausgangsverfah-
ren in Rede stehende nationale Regelung keine staat-
liche Beihilfe darstelle. Aus diesen Ersuchen geht je-
doch hervor, dass das vorlegende Gericht Zweifel hat,
ob die in den Ausgangsverfahren in Rede stehende
�nderung eine der Anmeldepflicht nach Art. 108
Abs. 3 AEUV unterliegende „neue Beihilfe“ darstellt,
und insbesondere der Auffassung ist, dass die ein-
schl�gige Rechtsprechung des Gerichtshofs es ihm ge-
rade nicht erlaube, diese Frage zu beantworten.

Neben allgemeinem Hinweis auf etwaige einschl�-
gige Vorschriften auch spezifische benannt

(30) Des Weiteren ist festzustellen, dass sich das vorle-
gende Gericht – wie Fallimento Mythen vortr�gt – im
Wortlaut der Vorlagefragen in der Liste der einschl�gi-
gen Normen des Unionsrechts, um deren Auslegung es
ersucht, zwar allgemein auf „etwaige andere einschl�-
gige Vorschriften des [Unions-]Rechts“ bezieht, doch
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gen�gt der Hinweis, dass es dar�ber hinaus spezifi-
sche Vorschriften des Unionsrechts nennt, die es in
den Ausgangsverfahren f�r einschl�gig h�lt, n�mlich
die Art. 107 und 108 AEUV sowie die Vorschriften der
Verordnungen Nrn. 659/1999 und 794/2004.

Angaben erm�glichen es dem Gerichtshof, das Ersu-
chen und seinen Hintergrund zu verstehen

(31) Folglich erm�glichen die Angaben des vorlegen-
den Gerichts es dem Gerichtshof, auch die Gr�nde, aus
denen das Gericht Zweifel bez�glich der Auslegung
der betreffenden Vorschriften des Unionsrechts hat,
sowie den Zusammenhang, den es zwischen diesen
Vorschriften und dem auf die Ausgangsrechtsstreitig-
keiten anwendbaren nationalen Recht herstellt, zu
verstehen, so dass die Anforderungen von Art. 94
Buchst. c der Verfahrensordnung ebenfalls als erf�llt
anzusehen sind.

(32) Demzufolge sind die Vorabentscheidungsersu-
chen zul�ssig.

�nderung der genehmigten steuerrechtlichen Pr�fe-
renzregelung f�r Biodiesel neue Beihilfe?

(33) Mit seinen Fragen m�chte das vorlegende Gericht
im Wesentlichen wissen, ob die Art. 107 und 108 AEUV
sowie die Vorschriften der Verordnungen Nrn.
659/1999 und 794/2004 dahin auszulegen sind, dass ei-
ne �nderung einer von der Kommission genehmigten
steuerrechtlichen Pr�ferenzregelung f�r Biodiesel als
eine der Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV
unterliegende neue Beihilfe anzusehen ist, wenn diese
�nderung darin besteht, die Kriterien f�r die Auftei-
lung der Biodieselquoten, f�r die nach dieser Regelung
ein erm�ßigter Verbrauchsteuersatz gilt, r�ckwirkend
zu �ndern.

(34) Aus den dem Gerichtshof vorliegenden Informa-
tionen geht hervor, dass diese Fragen auf eine Reihe
von Beschl�ssen der Kommission zur�ckgehen, mit
denen sie am 3.5.2002 (Beihilfe N 461/2001) (ABl. 2002
Nr. C 146, 7) (im Folgenden: Genehmigungsbeschluss
von 2002) die urspr�ngliche Beihilferegelung und
dann am 21.6.2005 (Beihilfe N 582/2004) (ABl. 2005
Nr. C 240, 21) und 11.3.2008 (Beihilfe N 326/2007)
(ABl. 2008 Nr. C 134, 1) (im Folgenden: Genehmi-
gungsbeschluss von 2005 bzw. Genehmigungsbe-
schluss von 2008) sp�tere �nderungen dieser Rege-
lung nacheinander genehmigte (im Folgenden f�r die
drei Beschl�sse zusammen: betreffende Genehmi-
gungsbeschl�sse).

(35) Die Kommission erließ diese Beschl�sse jeweils,
nachdem die Italienische Republik bei ihr gem�ß
Art. 108 Abs. 3 AEUV eine vorherige Anmeldung der
betreffenden Fassung der Beihilferegelung einge-
reicht hatte. Allerdings steht fest, dass die nationale
Regelung, um deren Rechtm�ßigkeit es in den Aus-
gangsrechtsstreitigkeiten geht, zu einer �nderung
der Kriterien f�r die Aufteilung des aufgrund dieser
Regelung gew�hrten Vorteils gef�hrt hat, ohne dass
diese �nderung der Kommission zuvor gem�ß Art. 108
Abs. 3 AEUV angemeldet worden ist. W�hrend die Ita-
lienische Republik vertreten hat, dass die �nderung
nicht auf diese Weise angemeldet werden m�sse,

machen die Kl�gerinnen der Ausgangsverfahren – al-
lesamt Biodieselhersteller – vor dem vorlegenden Ge-
richt geltend, dass die genannte �nderung rechtswid-
rig sei, da sie wegen ihrer Erheblichkeit bei der
Kommission h�tte angemeldet werden m�ssen, bevor
sie durchgef�hrt worden sei.

Bestehende Beihilfen d�rfen durchgef�hrt werden –
neue m�ssen vorab zur Pr�fung gestellt werden

(36) Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass im Rahmen
des mit den Art. 107 und 108 AEUV eingef�hrten Sys-
tems der Kontrolle staatlicher Beihilfen das Verfahren
differiert, je nachdem, ob es sich um bestehende oder
neue Beihilfen handelt. W�hrend bestehende Beihilfen
gem�ß Art. 108 Abs. 1 AEUV regelm�ßig durchgef�hrt
werden d�rfen, solange die Kommission nicht ihre Ver-
tragswidrigkeit festgestellt hat, sieht Art. 108 Abs. 3
AEUV vor, dass der Kommission Vorhaben zur Einf�h-
rung neuer Beihilfen oder zur Umgestaltung bestehen-
der Beihilfen rechtzeitig zu melden sind und dass sie
nicht durchgef�hrt werden d�rfen, bevor das Verfah-
ren zu einer abschließenden Entscheidung gef�hrt hat
(Urteil vom 27.6.2017, C-74/16, Congregaci	n de Escu-
elas P
as Provincia Betania, ABl. 2017 Nr. C 283, 5,
Rz. 86 und die dort angef�hrte Rechtsprechung).

(37) Wie der Gerichtshof bereits festgestellt hat, ist die
in Art. 108 Abs. 3 AEUV vorgesehene und in Art. 2 der
Verordnung Nr. 659/1999 konkretisierte Anmelde-
pflicht ein Grundbestandteil des mit dem AEU-Vertrag
im Bereich der staatlichen Beihilfen eingerichteten
Kontrollsystems (vgl. u.a. Urteil vom 5.3.2019,
C-349/17, Eesti Pagar, EuZW 2019, 379, Rz. 56 und
die dort angef�hrte Rechtsprechung).

(38) Insoweit hat der Gerichtshof bereits festgestellt,
dass Maßnahmen als neue Beihilfen, die der in Art. 108
Abs. 3 AEUV vorgesehenen Anmeldepflicht unterlie-
gen, anzusehen sind, die nach dem Inkrafttreten des
AEU-Vertrags erlassen worden und auf die Einf�hrung
oder Umgestaltung von Beihilfen gerichtet sind, wobei
sich diese Umgestaltung auf bestehende Beihilfen oder
auf der Kommission mitgeteilte urspr�ngliche Vorha-
ben beziehen kann (Urteil vom 14.11.2019, C-585/17,
Dilly’s Wellnesshotel, EuZW 2019, 1015, Rz. 56 und die
dort angef�hrte Rechtsprechung).

Begriff „bestehende Beihilfe“

(39) Nach Art. 1 Buchst. b Ziff. ii der Verordnung
Nr. 659/1999 sind „bestehende Beihilfen“ u.a. „geneh-
migte Beihilfen, also Beihilferegelungen und Einzel-
beihilfen, die von der Kommission oder vom Rat ge-
nehmigt wurden“. Folglich f�llt die im vorliegenden
Fall betroffene Beihilferegelung sowohl in ihrer durch
den Genehmigungsbeschluss von 2002 genehmigten
urspr�nglichen Fassung als auch in den durch die Ge-
nehmigungsbeschl�sse von 2005 und 2008 genehmig-
ten ge�nderten Fassungen unter den Begriff „beste-
hende Beihilfe“ im Sinne dieser Vorschrift.

Begriff „neue Beihilfe“

(40) Der Begriff „neue Beihilfen“ wird in Art. 1
Buchst. c der Verordnung Nr. 659/1999 definiert als
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„alle Beihilfen, also Beihilferegelungen und Einzelbei-
hilfen, die keine bestehenden Beihilfen sind, ein-
schließlich �nderungen bestehender Beihilfen“. Art. 4
Abs. 1 Satz 1 der Verordnung Nr. 794/2004 bestimmt
insoweit: „F�r den Zweck von Artikel 1 Buchstabe c
der Verordnung [Nr. 659/1999] ist die �nderung einer
bestehenden Beihilfe jede �nderung, außer einer �n-
derung rein formaler oder verwaltungstechnischer Art,
die keinen Einfluss auf die W�rdigung der Vereinbar-
keit der Beihilfemaßnahme mit dem [Binnenmarkt] ha-
ben kann“.

(41) Wie der Gerichtshof entschieden hat, kann eine
�nderung nicht als rein formal oder verwaltungstech-
nisch im Sinne von Art. 4 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 794/2004 eingestuft werden, wenn sie einen Ein-
fluss auf die W�rdigung der Vereinbarkeit der Beihil-
femaßnahme mit dem Binnenmarkt haben k�nnte (Ur-
teil vom 13.6.2013, C-630/11 P bis C-633/11 P, HGA
u.a./Kommission, ABl. EU 2013 Nr. C 225, 17, Rz. 94).

(42) Um festzustellen, ob die in den Ausgangsverfah-
ren in Rede stehende nationale Regelung zu einer �n-
derung der Beihilferegelung gef�hrt hat, die einen
Einfluss auf die W�rdigung ihrer Vereinbarkeit mit
dem Binnenmarkt haben k�nnte, so dass sie als eine
„�nderung einer bestehenden Beihilfe“ und daher
als eine der Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3
AEUV unterliegende „neue Beihilfe“ anzusehen w�re,
sind sowohl die Art und die Tragweite dieser �nde-
rung als auch die Genehmigungsbeschl�sse der Kom-
mission �ber die fr�heren Fassungen der Beihilferege-
lung zu ber�cksichtigen (vgl. entsprechend Urteil vom
20.9.2018, C-510/16, Carrefour Hypermarch�s u.a.,
EuZW 2018, 991, Rz. 39 bis 59).

Art und Tragweite der �nderung der Biodiesel-Re-
gelung?

(43) Was als Erstes die Art und die Tragweite der im
vorliegenden Fall fraglichen �nderung betrifft, ist fest-
zustellen, dass die in den Ausgangsverfahren in Rede
stehende nationale Regelung die Kriterien f�r die Zu-
teilung der Biodieselmengen, f�r die in den Steuerjah-
ren 2006 bis 2009 der erm�ßigte Verbrauchsteuersatz
galt, unter den von der Beihilferegelung beg�nstigten
Unternehmen r�ckwirkend ge�ndert hat. Insbesonde-
re ergibt sich aus den dem Gerichtshof vorliegenden
Informationen, dass in den vor dieser Regelung gelten-
den Fassungen der Beihilferegelung die Kriterien f�r
die Zuteilung der steuerbeg�nstigten Biodieselquoten,
die zun�chst durch das Ministerialdekret Nr. 256/2003
und dann durch das Ministerialdekret Nr. 156/2008 auf
Verordnungsebene festgelegt worden sind, der Pro-
duktionskapazit�t des jeweils betroffenen Unterneh-
mens eine weniger wichtige Rolle beimaßen, da der ur-
spr�ngliche Gewichtungskoeffizient von 0,4 durch das
Ministerialdekret Nr. 156/2008 auf 0,45 erh�ht worden
ist, und demgegen�ber die fr�here Produktion des je-
weils betroffenen Unternehmens, d.h. die Biodiesel-
mengen, die es in den vorangegangenen Jahren tat-
s�chlich auf den Markt gebracht hatte, in den
Vordergrund ger�ckt worden ist, da der urspr�ngliche
Gewichtungskoeffizient von 0,6 durch das Ministerial-
dekret Nr. 156/2008 auf 0,55 verringert worden ist.

(44) Die h�here Gewichtung des Kriteriums der fr�he-
ren Produktion des jeweils betroffenen Unternehmens
hatte zur Folge, dass die sogenannten „historischen“
Hersteller, die seit mehreren Jahren im Biodieselsektor
t�tig sind, jedes Mal eine h�here steuerbeg�nstigte
Biodieselmenge zugewiesen bekamen als die Herstel-
ler, die zwar eine h�here Produktionskapazit�t hatten,
aber erst in j�ngerer Zeit auf diesen Markt getreten
waren. Infolge der Nichtigerkl�rung der nationalen
Vorschriften, die die Kriterien f�r die Zuteilung der
steuerbeg�nstigten Biodieselmengen vorsahen, durch
den Consiglio di Stato (Staatsrat) hat der italienische
Gesetzgeber die in den Ausgangsverfahren in Rede
stehende nationale Regelung eingef�hrt, mit der das
Kriterium der fr�heren Produktion des jeweils betrof-
fenen Unternehmens und das Kriterium seiner Produk-
tionskapazit�t mit demselben Koeffizienten – 0,5 f�r je-
des Kriterium – gewichtet werden.

Kreis der Beg�nstigten und Finanzausstattung nicht
ge�ndert

(45) Dies vorausgeschickt ist festzustellen, dass die in
den Ausgangsverfahren in Rede stehende nationale
Regelung, wie aus den beim Gerichtshof eingereichten
Unterlagen hervorgeht, deren Pr�fung Sache des vor-
legenden Gerichts ist, weder den Kreis der Beg�nstig-
ten, die zuvor in den Genuss der Pr�ferenzregelung
gekommen waren, noch die Finanzausstattung der
von der Kommission mit dem Genehmigungsbeschluss
von 2008 genehmigten Beihilferegelung ber�hrt und
auch nicht die Geltungsdauer dieser Regelung verl�n-
gert. Ebenso wenig werden die Definition des Pro-
dukts, f�r das ein erm�ßigter Verbrauchsteuersatz gilt,
noch dieser Steuersatz selbst ber�hrt.

Enge Auslegung der Beihilfe-Entscheidung der
Kommission

(46) Als Zweites ist hinsichtlich der betreffenden Ge-
nehmigungsbeschl�sse darauf hinzuweisen, dass Ent-
scheidungen der Kommission �ber die Genehmigung
einer Beihilferegelung als Ausnahmen von dem in
Art. 107 Abs. 1 AEUV niedergelegten allgemeinen
Grundsatz der Unvereinbarkeit staatlicher Beihilfen
mit dem Binnenmarkt eng auszulegen sind (Urteil
vom 20. September 2018, Carrefour Hypermarch�s
u.a., EuZW 2018, 991, C-510/16, Rz. 37 und die dort
angef�hrte Rechtsprechung).

Notifizierung heranzuziehen

(47) Außerdem ist f�r die Auslegung solcher Entschei-
dungen der Kommission nach st�ndiger Rechtspre-
chung nicht nur deren Text zu untersuchen, sondern
auch die vom betreffenden Mitgliedstaat vorgenom-
mene Notifizierung heranzuziehen (Urteil vom
20.9.2018, C-510/16, Carrefour Hypermarch�s u.a.,
EuZW 2018, 991, Rz. 38 und die dort angef�hrte Recht-
sprechung).

(48) Im vorliegenden Fall geht aus den betreffenden
Genehmigungsbeschl�ssen hervor, dass die Kriterien
f�r die Zuteilung der Produktmengen, f�r die der er-
m�ßigte Verbrauchsteuersatz gilt, unter den von der
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Regelung beg�nstigten Unternehmen keinen Ge-
sichtspunkt darstellen, auf den die Kommission ihre
Genehmigung der fr�heren Fassungen der in den Aus-
gangsverfahren in Rede stehenden Beihilferegelung
gest�tzt hat.

(49) Insbesondere sind die Kriterien f�r die Zuteilung
der durch die steuerrechtliche Pr�ferenzregelung be-
g�nstigten Biodieselmengen, obgleich feststeht, dass
sie der Kommission zumindest im Rahmen der Mittei-
lung der den Gegenstand des Genehmigungsbe-
schlusses von 2008 bildenden �nderungen mitgeteilt
worden sind, in keinem der betreffenden Genehmi-
gungsbeschl�sse ausdr�cklich gepr�ft worden.

Pr�fung der Beihilferegelung war auf andere Ge-
sichtspunkte gest�tzt

(50) Die Pr�fung der Vereinbarkeit der betreffenden
Beihilferegelung mit dem Binnenmarkt war auf andere
Gesichtspunkte gest�tzt, und zwar speziell im Hin-
blick auf den Genehmigungsbeschluss von 2008 u.a.
auf die Bedingungen, die in Abschnitt E.3.3 des Ge-
meinschaftsrahmens f�r staatliche Umweltschutzbei-
hilfen (ABl. 2001 Nr. C 37, 3) genannt sind, der Be-
triebsbeihilfen zugunsten der Energieerzeugung aus
erneuerbaren Energietr�gern betrifft. So hat die Kom-
mission in den Erw�gungsgr�nden 32 und 36 dieses
Beschlusses gepr�ft, ob die Definition der Produkte,
f�r die die Steuerverg�nstigung galt, mit Ziff. 6
des Gemeinschaftsrahmens und mit der Richtlinie
2003/30/EG des Europ�ischen Parlaments und des Ra-
tes vom 8.5.2003 zur F�rderung der Verwendung von
Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren Kraftstof-
fen im Verkehrssektor (ABl. 2003 Nr. L 123, 42) verein-
bar ist. In den Erw�gungsgr�nden 38 bis 45 dieses Be-
schlusses pr�fte die Kommission, ob die Berechnung
der Beihilfe den in Ziff. 56 des Gemeinschaftsrahmens
genannten Kriterien entsprach und ob mit ihr die Ge-
fahr einer �berkompensation ausgeschlossen werden
konnte. In diesem Zusammenhang ber�cksichtigte die
Kommission, dass der Steuervorteil mit einer f�r Bio-
kraftstoffe vorgesehenen Pflicht zur �berf�hrung in
den steuerrechtlich freien Verkehr verbunden war.

�nderung der Kriterien f�r die Zuteilung der Bio-
dieselquoten unter den beg�nstigten Unternehmen
kann fr�here Beurteilung nicht beeinflussen

(51) Weder aus den betreffenden Genehmigungsbe-
schl�ssen noch aus den beim Gerichtshof im Rahmen
der vorliegenden Rechtssachen eingereichten Erkl�-
rungen geht jedoch hervor, dass die durch die in den
Ausgangsverfahren in Rede stehende nationale Rege-
lung eingef�hrte �nderung der Kriterien f�r die Zutei-
lung der steuerbeg�nstigten Biodieselquoten unter
den beg�nstigten Unternehmen irgendeinen Gesichts-
punkt der in diesen Beschl�ssen enthaltenen Beurtei-
lungen beeinflussen k�nnte. Zudem bedeutet der blo-
ße Umstand, dass der Kommission ein Entwurf einer
nationalen Regelung, die eine bei ihr angemeldete
Beihilferegelung vorsieht, von dem betreffenden Mit-
gliedstaat mitgeteilt wird, keineswegs, dass alle Be-
standteile dieses Entwurfs als wesentlich anzusehen
sind, wenn wie im vorliegenden Fall auf diese Mittei-
lung ein Beschluss folgt, mit dem die Kommission die

betreffende Beihilferegelung genehmigt. Ein solcher
Ansatz liefe n�mlich darauf hinaus, der Wendung „�n-
derung einer bestehenden Beihilfe“ die praktische
Wirksamkeit zu nehmen. Wie sich bereits aus dem in
Rz. 40 des vorliegenden Urteils wiedergegebenen
Wortlaut von Art. 4 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung
Nr. 794/2004 ergibt, erfasst diese Wendung eben nicht
jede �nderung einer bestehenden Beihilfe, sondern
nur solche �nderungen, die einen Einfluss auf die
W�rdigung der Vereinbarkeit dieser Beihilfe mit dem
Binnenmarkt haben.

(52) Zwar geht aus dem 23. Erw�gungsgrund des Ge-
nehmigungsbeschlusses von 2002, dem 22. Erw�-
gungsgrund des Genehmigungsbeschlusses von 2005
und dem 46. Erw�gungsgrund des Genehmigungsbe-
schlusses von 2008 hervor, dass sich die italienischen
Beh�rden verpflichtet haben, der Kommission Jahres-
berichte zur �berwachung einer �berkompensation
vorzulegen. In diesen Berichten waren insbesondere
die Rohstoff- und Produktionskosten, die zugeteilten
Quoten und die Gesellschaften, denen sie zugeteilt
wurden, sowie alle anderen Daten anzugeben, anhand
deren die Kommission beurteilen konnte, ob es tat-
s�chlich zu einer �berkompensation kommt. Desglei-
chen wurden die italienischen Beh�rden darauf hinge-
wiesen, dass sie die Kommission vorab �ber jede
�nderung der Bedingungen unterrichten m�ssten, un-
ter denen die Beihilfe gew�hrt wird.

Keine Gefahr einer �berkompensation aufgrund der
Kriterien f�r die Aufteilung

(53) Gleichwohl ist erstens festzustellen, dass insbe-
sondere dem 17. Erw�gungsgrund des Genehmi-
gungsbeschlusses von 2005 und dem 44. Erw�gungs-
grund des Genehmigungsbeschlusses von 2008 zu
entnehmen ist, dass sich die Gefahr einer �berkom-
pensation nicht aus den Kriterien f�r die Aufteilung
des steuerbeg�nstigten Produkts als solchen ergibt,
sondern vom Verh�ltnis zwischen den Kosten der Er-
zeugung von Energie aus erneuerbaren Energiequel-
len und dem Marktpreis f�r gew�hnlichen Diesel ab-
h�ngt. Solange die Beihilfe nur die Differenz zwischen
diesen beiden Betr�gen – unbeschadet eines angemes-
sen Gewinns – deckt, ist �berkompensation ausge-
schlossen.

(54) Ferner hat die in den Ausgangsverfahren in Rede
stehende �nderung zwar zu einer �nderung der Be-
deutung gef�hrt, die den beiden Parametern beige-
messen wird, die der italienische Gesetzgeber f�r die
Aufteilung der Beihilfe f�r maßgeblich gehalten hat,
n�mlich die tats�chliche fr�here Produktion des je-
weils betroffenen Unternehmens und seine Produkti-
onskapazit�t, doch bleiben beide Kriterien in der Fas-
sung der in den Ausgangsverfahren in Rede stehenden
Beihilferegelung weiterhin maßgeblich und sind sogar
gleichrangig. Folglich kann durch die betreffende �n-
derung auch im Hinblick darauf, dass der Verbrauch-
steuersatz beibehalten wurde, die von der Kommission
im 45. Erw�gungsgrund des Genehmigungsbeschlus-
ses von 2008 getroffene Feststellung, dass nach der be-
treffenden Beihilferegelung nur einem Teil der Pro-
duktion des jeweils beg�nstigten Unternehmens der
erm�ßigte Verbrauchsteuersatz zugutekommen k�n-
ne, nicht in Frage gestellt werden.
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Auferlegte Unterrichtungspflicht macht �nderung
der Bedingungen nicht zu einer neuen Beihilfe

(55) Zweitens kann nicht angenommen werden, dass
ein allgemeiner Hinweis, wie er im 22. Erw�gungs-
grund des Genehmigungsbeschlusses von 2005 ent-
halten ist und wonach die italienischen Beh�rden ver-
pflichtet sind, die Kommission vorab �ber jede
�nderung der Bedingungen zu unterrichten, unter de-
nen die Beihilfe gew�hrt wird, dahin auszulegen w�re,
dass er zu einer �nderung des Umfangs der Anmelde-
pflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV f�hrt. Denn er gilt
– wie sich aus den Rz. 39 bis 41 des vorliegenden Ur-
teils ergibt – nur f�r die �nderungen einer bestehen-
den Beihilfe, die einen Einfluss auf die W�rdigung der
Vereinbarkeit der Beihilfemaßnahme mit dem Binnen-
markt haben k�nnen. Dies wird im �brigen durch die
Tatsache best�tigt, dass die Kommission im 48. Erw�-
gungsgrund des Genehmigungsbeschlusses von 2008
auf diese Pflicht, ihr �nderungen der Beihilferegelung
zu melden, verweist, indem sie ausdr�cklich klarstellt,
dass eine solche Meldung im Einklang mit Art. 108
Abs. 3 AEUV und den einschl�gigen Bestimmungen
der Verordnungen Nrn. 659/1999 und 794/2004 erfol-
gen m�sse.

�nderung der Aufteilung der Quoten ber�hrt nicht
Beurteilung der Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt

(56) Drittens kann die Tatsache, dass aufgrund der
Neudefinition der Kriterien f�r die Zuteilung des Vor-
teils, die durch die in den Ausgangsverfahren fragliche
nationale Regelung vorgenommen wurde, bestimmten
Beg�nstigten niedrigere als die urspr�nglich vorgese-
henen Biodieselquoten zugeteilt werden, w�hrend die
Quoten anderer Beg�nstigter erh�ht werden, keinen
Einfluss auf die in den betreffenden Genehmigungsbe-
schl�ssen vorgenommene W�rdigung der Kommission
haben, mit der sie die betreffende Beihilferegelung f�r
mit dem Binnenmarkt vereinbar befunden hat. Insbe-
sondere deuten die dem Gerichtshof vorliegenden In-
formationen, deren Pr�fung Sache des vorlegenden
Gerichts ist, nicht darauf hin, dass mit dieser �nderung
das Ziel der betreffenden Beihilferegelung, die Kosten
von Biodieselherstellern und -mischern zu senken,
oder die infolgedessen vorgenommene W�rdigung
der Kommission, dass die Beihilferegelung sowohl in
ihrer urspr�nglichen Fassung als auch in ihren ge�n-
derten Fassungen als Maßnahme zur F�rderung er-
neuerbarer Energien und damit zugunsten des
Umweltschutzes mit dem Unionsrecht vereinbar ge-
wesen sei und weiterhin sei, in Frage gestellt worden
ist.

(57) Zudem steht diese Auslegung der betreffenden
Genehmigungsbeschl�sse auch mit der Rechtspre-
chung des Gerichtshofs im Einklang, wonach sich die
Kommission im Fall einer Beihilferegelung darauf be-
schr�nken kann, deren allgemeine Merkmale zu un-
tersuchen, ohne dass sie verpflichtet w�re, jeden ein-
zelnen Anwendungsfall zu pr�fen, so dass die
Kommission nicht die konkrete Situation jedes einzel-
nen betroffenen Unternehmens zu pr�fen hat (vgl. in
diesem Sinne Urteile vom 20.9.2018, C-510/16, Carre-
four Hypermarch�s u.a., EuZW 2018, 991, Rz. 32 und
die dort angef�hrte Rechtsprechung, sowie vom

4.3.2021, C-362/19 P, Kommission/F�tbol Club Barce-
lona, ABl. 2021 Nr. C 163, 5, Rz. 65). Im Rahmen einer
Beihilferegelung kann sich die Kommission n�mlich
auf die W�rdigung beschr�nken, ob diese Regelung
f�r die Verwirklichung eines der in Art. 107 Abs. 3
AEUV genannten Ziele notwendig ist (Urteil vom
13.6.2013, C-630/11 P bis C-633/11 P, HGA u.a./Kom-
mission, ABl. EU 2013 Nr. C 225, 17, Rz. 114 und die
dort angef�hrte Rechtsprechung).

(58) Daraus ergibt sich, dass die �nderung der Kriteri-
en f�r die Aufteilung der aufgrund der in den Aus-
gangsverfahren in Rede stehenden Beihilferegelung
gew�hrten Beihilfe die wesentlichen Bestandteile die-
ser Regelung, wie sie von der Kommission im Rahmen
der betreffenden Genehmigungsbeschl�sse beurteilt
worden sind, um die Vereinbarkeit der Regelung mit
dem Binnenmarkt zu pr�fen, nicht betroffen hat (vgl.
entsprechend Urteil vom 13.12.2018, C-492/17, Rittin-
ger u.a., EuZW 2019, 92, Rz. 59). Folglich stellt diese
�nderung keine „�nderung einer bestehenden Beihil-
fe“ im Sinne von Art. 1 Buchst. c der Verordnung
Nr. 659/1999 und von Art. 4 Abs. 1 Satz 1 der Verord-
nung Nr. 794/2004 dar und ist daher keine der Anmel-
depflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV unterliegende
„neue Beihilfe“. Demzufolge kann ihre Durchf�hrung
nicht allein deshalb als rechtswidrig angesehen wer-
den, weil sie der Kommission nicht zuvor angemeldet
wurde.

Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG nicht durch Erhalt der
EEG-Einspeiseverg�tung ausgeschlossen

StromStG und EEG stehen schon seit l�ngerem in
Verdacht, nicht hinreichend aufeinander abge-
stimmt zu sein und per Saldo zu einer �berm�ßigen
F�rderung der erneuerbaren Energien zu f�hren.
Der BFH untersucht in dieser Entscheidung einge-
hend die Ziele und Mechanismen dieser beiden Ge-
setze im Hinblick auf kleine Stromerzeugungsanla-
gen, deren Strom im r�umlichen Zusammenhang mit
der Anlage von Letztverbrauchern entnommen wird,
und sieht keine M�glichkeit, de lege lata die Steuer-
beg�nstigung des StromStG zu beanstanden.

Erzeugt ein vertikal integriertes Energieversor-
gungsunternehmen in einer Anlage mit einer elektri-
schen Nennleistung unter 2 MW Strom und liefert es
diesen an Letztverbraucher, die den Strom in r�um-
lichem Zusammenhang zu der Anlage entnehmen, ist
der entnommene Strom gem�ß § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG steuerfrei, auch wenn das Ener-
gieversorgungsunternehmen f�r die geleistete
Strommenge die Einspeiseverg�tung nach dem EEG
erhalten hat.

BFH, Urteil vom 30.6.2021, VII R 1/19.

StromStG § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b; StromStV § 12b
Abs. 4; EEG 2014 § 5 Nr. 31, § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 56
Nr. 1; EGRL 96/2003 Art. 21 Abs. 5 UAbs. 3 Satz 2;
AEUV Art. 17.

Die Kl�gerin und Revisionskl�gerin (Kl�gerin) ist ein
vertikal integriertes Energieversorgungsunternehmen
i.S. des § 3 Nr. 38 des Gesetzes �ber die Elektrizi-
t�ts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz –
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EnWG). Sie erzeugt und vertreibt Strom und ist Netz-
betreiberin i.S. des § 3 Nr. 4 EnWG. Ihr Elektrizit�tsver-
teilernetz versorgt das Stadtgebiet der Stadt B... sowie
einige anliegende Gemeinde- und Ortsteile. Es ist �ber
Netzkoppelpunkte an das Hochspannungsnetz der
Verteilnetzbetreiberin C... GmbH angeschlossen. De-
ren Netz ist wiederum �ber Umspannwerke mit dem
H�chstspannungsnetz der f�r den Osten der Bundesre-
publik Deutschland zust�ndigen �bertragungsnetzbe-
treiberin G... GmbH verbunden.

Die Kl�gerin betrieb in B... im Jahr 2015 diverse Ener-
gieerzeugungsanlagen, u.a. die Blockheizkraftwerke
(BHKW) D... und E..., die eine elektrische Nennleis-
tung von jeweils weniger als zwei MW aufwiesen. In
diesen Anlagen kamen im Jahr 2015 erneuerbare Ener-
gietr�ger zum Einsatz. F�r den darin erzeugten und in
ihr Elektrizit�tsverteilernetz eingespeisten Strom er-
hielt die Kl�gerin im Jahr 2015 die Einspeiseverg�tung
nach dem Gesetz f�r den Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG). An ihr
Elektrizit�tsverteilernetz angeschlossen waren auch
im Raum B... ans�ssige Kunden der Kl�gerin, deren
Entnahmestellen sich in r�umlicher N�he zu den ge-
nannten BHKW befanden.

Mit ihrer Stromsteuermeldung vom 8.4.2016 meldete
die Kl�gerin f�r 2015 eine Strommenge von 22 584,041
MWh nach dem Regelsteuersatz zur Versteuerung an.
Die von ihr errechnete Stromsteuer betrug insgesamt
462 972,84 j. Unter Ber�cksichtigung von geleisteten
Vorauszahlungen in H�he von 570 000 j machte sie ei-
ne Stromsteuererstattung in H�he von 107 027,16 j

geltend. Mittels der gem�ß § 4 Abs. 6 der Verordnung
zur Durchf�hrung des Stromsteuergesetzes i.d.F. vom
24.7.2013 (Stromsteuer-Durchf�hrungsverordnung –
StromStV) erforderlichen Anmeldung deklarierte sie
in diesem Zusammenhang f�r den Veranlagungszeit-
raum 2015 u.a. eine gem�ß § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b
des Stromsteuergesetzes i.d.F. vom 1.3.2011 (Strom-
StG) stromsteuerfreie Menge von 4 808,457 MWh f�r
Einspeisungen aus den von ihr betriebenen BHKW D...
(4 697,380 MWh) und E... (111,077 MWh).

Mit Schreiben vom 11.4.2016 teilte die Kl�gerin dazu
mit, die in den BHKW D... und E... erzeugten 4 808,457
MWh w�rden zun�chst an den vorgelagerten Netzbe-
treiber G... GmbH zum Erhalt der F�rderung nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz geleistet und von
der H... AG zur�ckerworben. Dies sei gem�ß § 12b
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 StromStV f�r die Stromsteuerbefrei-
ung gem�ß § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG un-
sch�dlich.

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Hauptzoll-
amt – HZA) erkannte die Steuerfreiheit f�r das erste
Quartal 2015 aus Vertrauensschutzgr�nden an (vgl. Er-
lass des BMF vom 10.12.2015, III B 6-V 4250/05/10003,
E-VSF-N 01 2016, Nr. 7). F�r die vom 1.4.2015 bis
31.12.2015 nach Angaben der Kl�gerin an ihre Kunden
im r�umlichen Zusammenhang gelieferten Strommen-
gen aus den BHKW D... sowie E... lehnte es die Steuer-
befreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG je-
doch ab und setzte mit Bescheid vom 27.4.2016 die
Stromsteuer auf der Basis einer zu versteuernden
Strommenge von 25 884,271 MWh auf 530 627,56 j

und die Erstattung dementsprechend auf 39 372,44 j

fest. Das Einspruchsverfahren blieb erfolglos.

Das Finanzgericht (FG) urteilte, das HZA habe die
Stromsteuerbefreiung gem�ß § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b
StromStG zu Recht nicht gew�hrt. Den in den betref-
fenden BHKW D... und E... erzeugten Strom habe die
Kl�gerin im Rahmen des W�lzungsmechanismus nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz nicht an Letztver-
braucher, sondern an den �bertragungsnetzbetreiber
G... GmbH geleistet. Der von ihr an Letztverbraucher
geleistete Strom sei somit zwangsl�ufig entweder in
anderen Anlagen der Kl�gerin erzeugt oder von einem
anderen Versorger zugekauft worden. Die von der Kl�-
gerin vertretene Auslegung des Steuerbefreiungstat-
bestands, wonach er auch in F�llen einschl�gig sein
k�nne, in denen der Strom zum Erhalt der Einspeise-
verg�tung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
dem Netzbetreiber zur Verf�gung gestellt und eine
entsprechende Menge (Ersatz-)Strom von einem Drit-
ten zur�ckerworben oder in anderen Anlagen selbst
produziert werde, lasse sich weder mit dem Gesetzes-
wortlaut vereinbaren noch sei sie angesichts des ge-
setzgeberischen Willens oder nach dem Sinn und
Zweck des Steuerbefreiungstatbestands bzw. aus
Gr�nden der Gesetzessystematik geboten. Nach dem
Gesetzeswortlaut m�sse der in der Anlage konkret er-
zeugte Strom vielmehr unmittelbar an Letztverbrau-
cher geliefert werden. Nach der Gesetzesbegr�ndung
h�tten mit der Vorschrift Contracting-F�lle geregelt
werden sollen. Die Intention des Gesetzgebers sei die
F�rderung einer dezentralen Stromversorgung gewe-
sen und nicht die Einspeisung in das allgemeine
Stromnetz. Umgekehrt k�nne die Einspeisung in ein �f-
fentliches Netz auch nicht zwingend zu einem Aus-
schluss der Steuerbefreiung f�hren. Der Bundesfinanz-
hof habe entschieden, dass die Steuerbefreiung nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG �ber ihren Wort-
laut hinaus auch dann zum Tragen komme, wenn das
�ffentliche Netz zum Transport des eigenerzeugten
Stroms genutzt werde.

Dar�ber hinaus seien an der Leistungsbeziehung �ber
Strom, der dem Netzbetreiber zwecks Erhalt der Ein-
speiseverg�tung nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 EEG i.d.F.
vom 21.7.2014 (EEG 2014) zur Verf�gung gestellt wer-
de und von diesem unverz�glich an den vorgelagerten
�bertragungsnetzbetreiber weiterzugeben sei, nicht
nur die in § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG genann-
ten Personen beteiligt. § 12b Abs. 4 Satz 2 StromStV,
wonach die kaufm�nnisch-bilanzielle Einspeisung zur
Inanspruchnahme der Verg�tung nach dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz unsch�dlich sein solle, rechtfer-
tige es nicht, eine grunds�tzlich eng auszulegende
Ausnahmeregelung �ber ihren klaren Wortlaut hinaus
auszudehnen.

Bei gleichzeitiger Inanspruchnahme der finanziellen
F�rderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
und der Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG komme es dar�ber hinaus zu einer
beihilferechtlich unzul�ssigen �berf�rderung von
Strom aus erneuerbaren Energien. Daher sei ab 2016
f�r eine Strommenge, die durch ein Netz durchgeleitet
werde und f�r die sowohl eine F�rderung nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz in Anspruch genommen
werde als auch eine Stromsteuerbefreiung nach § 9
Abs. 1 Nr. 1 oder 3 StromStG vorliege, eine Anrech-
nung der Stromsteuerbefreiung auf den anzulegenden
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Wert der F�rderung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz eingef�hrt worden.

Ihre dagegen gerichtete Revision begr�ndet die Kl�ge-
rin mit einer Verletzung von Bundesrecht durch fehler-
hafte Auslegung von § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b Strom-
StG und von § 12b StromStV. Das FG habe zwar
grunds�tzlich festgestellt, dass die Tatbestandsvoraus-
setzungen f�r die begehrte Stromsteuerbefreiung, wie
die Herstellung des Stroms sowie die Lieferung von
Strom, grunds�tzlich gegeben seien. Das vom FG pos-
tulierte weitere Erfordernis „konkret erzeugter Strom“
sei jedoch keine Tatbestandsvoraussetzung f�r die
Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b
StromStG. Aufgrund der physikalischen Beschaffen-
heit des Stroms bzw. der physikalischen Verh�ltnisse
beim Stromtransport k�nnten lediglich betragsm�ßig
bestimmbare Mengen, nicht jedoch sachenrechtlich
konkrete Mengen betrachtet werden. Entgegen den
Feststellungen des FG sei eine Leistung des konkreten
Stroms aus den BHKW durch ihr Verteilnetz in das
Stromnetz des vorgelagerten �bertragungsnetzbetrei-
bers G... GmbH unm�glich. Es sei auch nicht m�glich,
die Zuordnung zum W�lzungsmechanismus nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz zeitlich, logisch oder
rechtlich als vorrangig gegen�ber der Leistung an die
von ihr im r�umlichen Zusammenhang belieferten
Letztverbraucher anzunehmen. F�r die Stromsteuer-
befreiung werde lediglich der sog. Nachweis der
Gleichzeitigkeit von Stromerzeugung und Stromver-
brauch gefordert. Entgegen der Auffassung des FG be-
rufe sie sich nicht auf eine erweiterte Auslegung des
Steuerbefreiungstatbestands, sondern sie habe ledig-
lich dargestellt, dass auch § 12b StromStV der Annah-
me einer Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG nicht entgegenstehen k�nne. Die
behauptete Unionsrechtswidrigkeit durch die sog.
Doppelf�rderung folgte erst aus der Kumulierung der
F�rderungen, nicht jedoch aus der Stromsteuerbe-
g�nstigung gem�ß § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG
an sich. Die Stromsteuerbefreiung und die Einspeise-
verg�tung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
schl�ssen sich auch nicht grunds�tzlich gegenseitig
aus. Erst mit der zum 1.1.2016 eingef�hrten Regelung
des § 53c EEG i.d.F. vom 22.12.2016 (EEG 2017) habe
der Gesetzgeber die sog. Doppelf�rderung aus Strom-
steuerbefreiung und F�rderung nach dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz gesetzlich ausgeschlossen. Diese
Regelung setze aber voraus, dass der Gesetzgeber zu-
n�chst von der M�glichkeit einer parallelen F�rderung
ausgegangen sei.

Die Kl�gerin beantragt, die Vorentscheidung sowie
den Steuer�nderungsbescheid vom 27.4.2016 in Ge-
stalt der Einspruchsentscheidung vom 10.5.2016 aufzu-
heben und die Stromsteuer f�r das Kalenderjahr 2015
auf 462 972,84 j festzusetzen.

Das HZA beantragt, die Revision zur�ckzuweisen.

Das FG gehe zu Recht davon aus, dass zur Erlangung
der Steuerbefreiung der in den BHKW konkret er-
zeugte Strom an Letztverbraucher geleistet werden
m�sse, die den Strom im r�umlichen Zusammenhang
zu der Anlage entn�hmen. Dass es sich hierbei um
den n�mlichen Strom handeln m�sse, sei dem Urteil
nicht zu entnehmen. Da eine N�mlichkeitssicherung
von Strom im Netz unbestritten nicht m�glich sei, wer-

de sowohl bei der Beurteilung, ob die Voraussetzun-
gen f�r die Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG als auch zur Erlangung der Ein-
speiseverg�tung nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz vorl�gen, darauf abgestellt, wie mit dem in den
Stromerzeugungsanlagen aus erneuerbaren Energie-
tr�gern erzeugten Strom vertraglich umgegangen
werde (Leistungsbeziehungen). Im Fall der Einspeise-
verg�tung umfasse die Pflicht des Netzbetreibers
auch die kaufm�nnische Abnahme des Stroms. �ber
ein und dieselbe konkrete Strommenge aus derselben
Anlage k�nne logischerweise vertraglich nicht zwei-
mal verf�gt werden. Denn es sei nicht m�glich, den
in der Anlage erzeugten Strom an den Netzbetreiber
bzw. an den �bertragungsnetzbetreiber und an Letzt-
verbraucher zu leisten. Davon abgesehen sei § 12b
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 StromStV i.d.F. bis zum 17.5.2016
nicht einschl�gig, da bei einem vertikal integrierten
Energieversorgungsunternehmen keine Leistung an
einen Netzbetreiber zwecks Erhalts der Einspeisever-
g�tung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz erfol-
ge. Diese Abl�ufe spielten sich hier im Innenverh�lt-
nis ab. Die Kl�gerin habe den in den BHKW D... und
E... erzeugten Strom im Rahmen des W�lzungsmecha-
nismus nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz an
den �bertragungsnetzbetreiber geleistet, w�hrend
an die Letztverbraucher entweder Strom aus anderen
Anlagen oder von anderen Versorgern zugekaufter
Strom geleistet worden sei. § 53c EEG 2017 regele
die generelle Verringerung des Zahlungsanspruchs
bei einer gew�hrten Stromsteuerbefreiung. Die Vor-
aussetzungen der von der Kl�gerin begehrten Steuer-
befreiung seien jedoch nicht erf�llt.

Aus den Gr�nden:

Gesetzliche Grundlagen im Wandel der Zeit

(14) 1. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG ist
Strom von der Steuer befreit, der in Anlagen mit einer
elektrischen Nennleistung von bis zu zwei MW erzeugt
wird und von demjenigen, der die Anlage betreibt oder
betreiben l�sst, an Letztverbraucher geleistet wird, die
den Strom im r�umlichen Zusammenhang zu der An-
lage entnehmen.

(15) a) § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG (a.F.) wurde durch
Art. 2 Nr. 5 Buchst. a Doppelbuchst. cc des Gesetzes
zur Fortf�hrung der �kologischen Steuerreform vom
16.12.1999 (BGBl. I 1999, 2432) mit Wirkung vom
1.1.2000 eingef�hrt. Danach war Strom von der Steuer
befreit, wenn er in Anlagen mit einer Nennleistung bis
zu zwei MW erzeugt und in r�umlichem Zusammen-
hang zu dieser Anlage entnommen und von demjeni-
gen, der die Anlage betreibt oder betreiben l�sst, ge-
leistet wird. Damit sollten F�lle des sog. Contracting
geregelt werden, in denen gerade nicht eine fl�chen-
deckende oder regionale Versorgung erfolgt, sondern
Strom objektbezogen erzeugt und zur Verf�gung ge-
stellt wird (BT-Drucks. 14/2044, 11). Diese Fassung
der Vorschrift forderte noch nicht ausdr�cklich eine
Leistungsbeziehung zu einem Letztverbraucher, dass
also der Strom an Letztverbraucher geleistet werden
muss. Dies konnte allenfalls aus § 5 Abs. 1 Satz 1
StromStG (a.F.) geschlossen werden, der f�r den Fall
der Entnahme von geleistetem Strom durch Letztver-
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braucher aus dem Versorgungsnetz die Entstehung
der Stromsteuer anordnete.

(16) Seine im Streitjahr 2015 geltende Fassung hat § 9
Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG durch Art. 2 Nr. 6
Buchst. a des Gesetzes zur Neuregelung der Besteue-
rung von Energieerzeugnissen und zur �nderung des
Stromsteuergesetzes vom 15.7.2006 (BGBl. I 2006,
1534) erhalten. Diese Fassung entspricht Art. 2 Nr. 6
Buchst. a des Gesetzentwurfs der Bundesregierung
(BT-Drucks. 16/1172, 29). Damit sollte ausgehend von
Art. 21 Abs. 5 Unterabs. 3 Satz 2 der Richtlinie (EG)
2003/96 des Rates vom 27.10.2003 zur Restrukturie-
rung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur
Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektri-
schem Strom – EnergieStRL – (ABl. 2003 Nr. L 283,
51) in kleinen Stromerzeugungsanlagen erzeugter
Strom von der Stromsteuer befreit werden. Da aller-
dings die Mitgliedstaaten nach Art. 21 Abs. 5 Unter-
abs. 3 Satz 2 EnergieStRL kleine Stromerzeuger nur
dann von der Steuer befreien k�nnen, wenn die zur Er-
zeugung dieses Stroms verwendeten Energieerzeug-
nisse besteuert werden, sollten im Energiesteuergesetz
parallel zu dieser Nennleistungsgrenze Anlagen mit
einer elektrischen Nennleistung von bis zu zwei MW
von der inputseitigen Steuerentlastung ausgenommen
werden (vgl. Begr�ndung zu Art. 2 Nr. 6 Buchst. a des
Gesetzentwurfs der Bundesregierung, BT-Drucks.
16/1172, 47).

(17) b) Die Steuerbefreiung gem�ß § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG gilt nur f�r Anlagen mit einer elek-
trischen Nennleistung von bis zu zwei MW.

(18) Stromerzeugungseinheiten an unterschiedlichen
Standorten gelten gem�ß § 12b Abs. 2 Satz 1 StromStV
als eine Anlage zur Stromerzeugung nach § 9 Abs. 1
Nr. 3 StromStG, sofern die einzelnen Stromerzeu-
gungseinheiten zum Zweck der Stromerzeugung zen-
tral gesteuert werden und der erzeugte Strom zumin-
dest teilweise in das Versorgungsnetz eingespeist
werden soll.

(19) c) Die Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG setzt weiterhin voraus, dass der er-
zeugte Strom von demjenigen, der die Anlage betreibt
oder betreiben l�sst, an Letztverbraucher geleistet
wird. Es muss demnach zwischen dem Anlagenbetrei-
ber oder demjenigen, der die Anlage betreiben l�sst,
und dem Letztverbraucher eine Leistungsbeziehung
bestehen.

Motive der jetzigen Regelung

(20) aa) Im Stromsteuergesetz selbst werden die Be-
griffe der Leistung und der Leistungsbeziehung nicht
definiert. Aus den Materialien zum Gesetzgebungsver-
fahren ergibt sich jedoch, dass eine Leistungsbezie-
hung im Stromsteuerrecht auf der vertraglichen Ver-
pflichtung basiert, jemandem Strom zu verschaffen
(vgl. dazu Begr�ndung zum Entwurf eines Gesetzes
zum Einstieg in die �kologische Steuerreform vom
17.11.1998, BT-Drucks. 14/40, 11). Ob der Strom in Er-
f�llung dieser Leistungsverpflichtung tats�chlich oder
kaufm�nnisch-bilanziell geliefert wird, spielt f�r die
Leistungsbeziehung keine Rolle. Vielmehr begr�ndet
die Leistungsbeziehung lediglich die Pflicht zur Liefe-
rung von Strom und ist somit f�r die Bestimmung des

Steuerschuldners i.S. des § 5 Abs. 2 i.V.m. § 2 Nr. 1
StromStG von Bedeutung.

Leistungsbegriff der StromStV

(21) bb) Erg�nzende Regelungen zum Leistungsbegriff
enth�lt § 12b Abs. 4 StromStV, nach dem eine Leistung
von Strom an Letztverbraucher durch denjenigen, der
die Anlage betreibt oder betreiben l�sst (§ 9 Abs. 1
Nr. 3 Buchst. b StromStG), nur dann vorliegt, wenn an
den Leistungsbeziehungen �ber den in der Anlage er-
zeugten Strom keine weiteren als die in § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG genannten Personen beteiligt sind.
Wird der erzeugte Strom zun�chst an einen Netzbe-
treiber geleistet und sogleich zur�ckerworben, ist dies
f�r die Steuerbefreiung jedoch unsch�dlich, soweit die
Leistung an den Netzbetreiber ausschließlich erfolgt,
um entweder die Einspeiseverg�tung nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz vom 25.10.2008 (BGBl. I
2008, 2074), das zuletzt durch Art. 5 des Gesetzes
vom 20.12.2012 (BGBl. I 2012, 2730) ge�ndert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung oder den Zu-
schlag nach dem Kraft-W�rme-Kopplungsgesetz vom
19.3.2002 (BGBl. I 2002, 1092), das zuletzt durch Art. 1
des Gesetzes vom 12.7.2012 (BGBl. I 2012, 1494) ge�n-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung zu
erhalten. Diese zus�tzlichen Voraussetzungen gem�ß
§ 12b Abs. 4 StromStV wurden mit Wirkung vom
1.8.2013 eingef�hrt. Sie sind zul�ssig, weil der Gesetz-
geber mit der Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG die fakultative Beg�nstigung i.S.
des Art. 21 Abs. 5 Unterabs. 3 Satz 2 EnergieStRL in
nationales Recht umgesetzt hat.

(22) Nach dem Vorbringen des beigetretenen BMF
mit Schriftsatz vom 9.4.2021 sollte mit § 12b Abs. 4
StromStV gew�hrleistet werden, dass rechtlich ent-
flochtene Energieversorgungsunternehmen gegen-
�ber vertikal integrierten Energieversorgungsunter-
nehmen im Hinblick auf die Stromsteuerbefreiung
nicht schlechter gestellt werden. Dabei habe der Ver-
ordnungsgeber insbesondere die Inanspruchnahme
des Zuschlags nach dem Kraft-W�rme-Kopplungsge-
setz im Blick gehabt und § 12b Abs. 4 StromStV auf
die vermeintlich identisch zum Kraft-W�rme-Kopp-
lungsgesetz auszulegende F�rderstruktur des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes zur Inanspruchnahme der
Einspeiseverg�tung erweitert. Mit der Vorschrift des
§ 12b Abs. 4 StromStV h�tten kleine vertikal integrier-
te Energieversorgungsunternehmen mit weniger als
100 000 Kunden (§ 3 Nr. 38 i.V.m. § 7 Abs. 2 EnWG)
bzw. sog. nicht entflochtene Energieversorgungsunter-
nehmen im Rahmen des § 12 Abs. 4 StromStV als eine
Person betrachtet werden sollen.

M�glichkeit einer „Doppelf�rderung“ nach EEG
vom Gesetz- und Verordnungsgeber erkannt und als
unsch�dlich f�r die Stromsteuerfreiheit angesehen

(23) Aus der Vorschrift des § 12b Abs. 4 StromStV und
der Intention des Verordnungsgebers ergibt sich, dass
dieser die M�glichkeit einer F�rderung des in kleinen
Anlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG er-
zeugten Stroms nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz und somit die M�glichkeit einer sog. „Doppel-
f�rderung“ erkannt und die Gew�hrung der Einspeise-
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verg�tung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
unter bestimmten engen Voraussetzungen als un-
sch�dlich f�r die Stromsteuerfreiheit angesehen hat.
Die Steuerfreiheit trotz Erhalts der F�rderung nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz war also in § 12b
Abs. 4 StromStV, der der Ausf�hrung von § 9 Abs. 1
Nr. 3 Buchst. b StromStG dient, grunds�tzlich ange-
legt. Im �brigen setzt auch die ab 1.1.2016 eingef�hrte
Anrechnungsvorschrift des § 53c EEG 2017 die M�g-
lichkeit einer Parallelit�t von Stromsteuerfreiheit und
Einspeiseverg�tung nach dem Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz voraus.

(24) Der Gesetzgeber hat dar�ber hinaus erkannt (vgl.
BT-Drucks. 14/40, 10), dass bei der Leistung von Strom
eine N�mlichkeitssicherung nicht m�glich ist. Dem-
nach kann der R�ckerwerb einer konkreten Strom-
menge nicht im Sinne einer n�mlichen Menge Stroms
erfolgen, weil dies aufgrund der physikalischen Beson-
derheiten der Ware Strom ausgeschlossen ist.

Steuerbefreiung nach StromStG von den Vorgaben
des EEG unabh�ngig

(25) cc) Die – zwingende – Steuerbefreiung nach § 9
Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG ist von den Vorgaben
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes unabh�ngig und
wird nicht allein durch die Inanspruchnahme einer
Einspeiseverg�tung nach dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz ausgeschlossen, wenn die Voraussetzungen
der Steuerbefreiung erf�llt sind.

Unterschiedliche Ziele beider Gesetze

(26) Abgesehen von den Erw�gungen des Gesetz- und
des Verordnungsgebers (s. oben unter bb) ergibt sich
dies auch aus den unterschiedlichen Zielen des Strom-
steuergesetzes und des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes. Die Auslegung des Stromsteuerrechts muss sich
an der EnergieStRL, im Streitfall an Art. 21 Abs. 5 Un-
terabs. 3 Satz 2 EnergieStRL, orientieren. Ungeachtet
der danach maßgeblichen umwelt- und wirtschaftspo-
litischen Ziele dient das Stromsteuergesetz in erster Li-
nie fiskalpolitischen Zwecken (Senatsbeschluss vom
9.9.2011, VII R 75/10, BFHE 235, 89, ZfZ 2011, 334).
Dagegen zielt das Erneuerbare-Energien-Gesetz dar-
auf ab, im Interesse des Klima- und Umweltschutzes
eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung
zu erm�glichen und den Beitrag erneuerbarer Energi-
en an der Stromversorgung deutlich zu erh�hen (§ 1
EEG 2014). Dementsprechend hat der Senat zum
stromsteuerrechtlichen Anlagenbegriff entschieden,
dass f�r die stromsteuerrechtlich relevanten Bestand-
teile einer Stromerzeugungsanlage die im Erneuerba-
re-Energien-Gesetz festgelegten Definitionen unmaß-
geblich sind (Senatsbeschluss in BFHE 235, 89, ZfZ
2011, 334).

W�lzungsmechanismus steht der Steuerbefreiung
nach StromStG nicht entgegen

(27) dd) Der sog. W�lzungsmechanismus nach dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz steht der Steuerbefrei-
ung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG nicht

entgegen, auch wenn er dazu f�hrt, dass § 12b
Abs. 4 StromStV praktisch keinen Anwendungsbe-
reich hat.

(28) Gem�ß § 56 Nr. 1 EEG 2014 m�ssen Netzbetrei-
ber den nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014 verg�teten
Strom (Einspeiseverg�tung) unverz�glich an den vor-
gelagerten �bertragungsnetzbetreiber weitergeben.
Dabei handelt es sich gem�ß § 5 Nr. 31 EEG 2014
um den regelverantwortlichen Netzbetreiber von
Hoch- und H�chstspannungsnetzen, die der �berre-
gionalen �bertragung von Elektrizit�t zu nachgeord-
neten Netzen dienen. Aufgrund dieses sog. W�l-
zungsmechanismus und aufgrund der physikalischen
Besonderheiten der Ware Strom k�nnen eingespeiste
Strommengen in jedem Fall nicht im Sinne einer n�m-
lichen Strommenge, sondern nur rein rechnerisch
bzw. kaufm�nnisch-bilanziell zur�ckerworben wer-
den.

(29) Dar�ber hinaus f�hrt der sog. W�lzungsmechanis-
mus dazu, dass praktisch immer mindestens ein weite-
rer Netzbetreiber an den Leistungsbeziehungen �ber
den in den kleinen Anlagen i.S. des § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG erzeugten Strom beteiligt ist und
ein R�ckerwerb von dem Netzbetreiber, in dessen
Netz der Strom zum Erhalt der Einspeiseverg�tung
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz eingespeist
wurde, normalerweise ausscheidet. § 12b Abs. 4 Satz 2
Nr. 1 StromStV hat daher praktisch keinen Anwen-
dungsbereich, weshalb diese Vorschrift mit Wirkung
vom 18.5.2016 ge�ndert wurde (vgl. Art. 3 Nr. 2
Buchst. b der Verordnung zur Umsetzung unionsrecht-
licher Transparenzpflichten im Energie- und im Strom-
steuergesetz sowie zur �nderung weiterer Verordnun-
gen vom 4.5.2016, BGBl. I 2016, 1158; vgl. auch Nr. 3
Buchst. b des BMF-Erlasses vom 23.3.2015, III B 6.V
4250/05/10003, E-VSF-N 19 2015, Nr. 98). Bis dahin
hat der Verordnungsgeber diese Ausnahmeregelung
jedoch trotz der vorher schon bestehenden Weiterga-
beverpflichtung nach § 56 Nr. 1 EEG 2014 bis zum
Streitjahr nicht ge�ndert.

(30) Die Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG besteht nur insoweit, als derjeni-
ge, der die Anlage betreibt oder betreiben l�sst, im
Ergebnis nicht mehr Strom an Letztverbraucher leis-
tet, als er erzeugt hat. Eine dar�ber hinausgehende
Strommenge kann nicht in die Steuerbefreiung des
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG einbezogen wer-
den, weil diese Strommenge nicht in den kleinen An-
lagen – auch nicht rein rechnerisch – erzeugt worden
sein kann und der bloße Zukauf von Strom steuerlich
nicht beg�nstigt ist.

Erfordernis der Stromentnahme durch Letztverbrau-
cher im r�umlichen Zusammenhang mit der Anlage

(31) d) Strom ist schließlich nur dann gem�ß § 9 Abs. 1
Nr. 3 Buchst. b StromStG von der Steuer befreit, wenn
die Letztverbraucher den in den kleinen Anlagen
(elektrische Nennleistung von bis zu zwei MW) er-
zeugten Strom im r�umlichen Zusammenhang zu der
Anlage entnehmen. Gem�ß § 12b Abs. 2 Satz 2
StromStV liegt eine Entnahme von Strom im r�umli-
chen Zusammenhang zu einer Anlage i.S. des Sat-
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zes 1 nur vor, soweit der in den einzelnen Stromerzeu-
gungseinheiten der Anlage erzeugte Strom im r�um-
lichen Zusammenhang zu der Stromerzeugungsein-
heit entnommen wird, in der der Strom erzeugt
worden ist.

(32) Wie der Senat zu der im Jahr 2001 geltenden Fas-
sung von § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG entschieden hat, ist
der Begriff „r�umlich“ gebietsbezogen zu verstehen.
Eine Beg�nstigung ist nicht allein deshalb ausge-
schlossen, weil der Strom in ein �ffentliches Leitungs-
netz eingespeist wird. Nach der Gesetzesbegr�ndung
sollten mit dieser Vorschrift die F�lle des sog. Contrac-
ting geregelt werden, in denen gerade nicht eine fl�-
chendeckende oder regionale Versorgung erfolgt, son-
dern Strom objektbezogen erzeugt und zur Verf�gung
gestellt wird (BT-Drucks. 14/2044, 11). Durch die Her-
aufsetzung der Erzeugergrenze von 0,7 MW auf zwei
MW wurde erreicht, dass Anlagen in den Genuss der
Steuerverg�nstigung kommen, die im Vergleich zur
urspr�nglichen Regelung eine nahezu dreifache
Nennleistung aufweisen und geeignet sind, den
Strombedarf von ca. 2 000 bis 3 000 Haushalten abzu-
decken. Dies deutet darauf hin, dass eine großz�gige
Regelung des Contracting unter gleichzeitiger F�rde-
rung von Kraft-W�rme-Kopplungs-Anlagen beabsich-
tigt war. Nicht gewollt war dagegen eine regionale und
fl�chendeckende Versorgung, d.h. die Einspeisung
des Stroms in das allgemeine Stromnetz ohne jegliche
Begrenzung der Entnahmestellen. Dass eine Ber�h-
rung des �ffentlichen Stromnetzes nicht zum Aus-
schluss der Steuerbeg�nstigung f�hrt, ergibt sich
schon daraus, dass durch die Heraufsetzung der Er-
zeugungsmenge deutlich mehr Haushalte versorgt
werden k�nnen und der Aufbau eines eigenst�ndigen
Versorgungsnetzes die Steuerbefreiung wesentlich er-
schweren oder unm�glich machen w�rde. Auch aus
Gr�nden der N�mlichkeitssicherung l�sst sich das Er-
fordernis einer Leitungsbindung nicht rechtfertigen
(Senatsurteile vom 20.4.2004, VII R 57/03, BFH/NV
2005, 578; vom 20.4.2004, VII R 54/03, BFHE 206, 502,
ZfZ 2005, 57, und vom 20.4.2004, VII R 44/03,
BFHE 205, 566, ZfZ 2004, 342).

Beseitigung einer etwaigen �berf�rderung nur
durch Gesetzgeber

(33) 2. Dass es aufgrund der im Streitjahr 2015 anzu-
wendenden Regelungen im Stromsteuerrecht und im
Erneuerbare-Energien-Gesetz zu einer gleichzeitigen
Inanspruchnahme der finanziellen F�rderung nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und der Strom-
steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b
StromStG und damit zu einer nach Auffassung des
FG beihilferechtlich unzul�ssigen �berf�rderung von
Strom aus erneuerbaren Energien kommen konnte,
steht einer Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3
Buchst. b StromStG nicht entgegen.

(34) Eine Kumulierung von Stromsteuerbefreiung und
F�rderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz wi-
derspr�che zwar den Vorgaben der Europ�ischen Kom-
mission (vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent-
wicklung des Strommarktes – Strommarktgesetz –,
BT-Drucks. 18/7317, 147; vgl. zum Kumulierungsverbot
auch Bongartz/Jatzke/Schr�er-Schallenberg, Energie-

steuer, Stromsteuer, § 9 StromStG Rz. 79). Daher ist mit
Wirkung zum 1.1.2016 aufgrund von § 23 Abs. 3 Nr. 7
i.V.m. § 53c EEG 2017 f�r eine Strommenge, die durch
ein Netz durchgeleitet wird und f�r die sowohl eine F�r-
derung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in An-
spruch genommen wird als auch eine Stromsteuerbefrei-
ung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG vorliegt,
eine Anrechnung der Stromsteuerbefreiung auf den an-
zulegenden Wert der F�rderung nach dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz eingef�hrt worden (vgl. Art. 2 Nr. 5
Buchst. b und Art. 2 Nr. 1 Buchst. b des Gesetzes zur �n-
derung der Bestimmungen zur Stromerzeugung aus
Kraft-W�rme-Kopplung und zur Eigenversorgung vom
22.12.2016, BGBl. I 2016, 3106).

(35) Allerdings hatte der Gesetzgeber f�r das Streit-
jahr 2015 noch keine Regelungen geschaffen, um die
ungewollte und beihilferechtlich unzul�ssige Doppel-
f�rderung auszuschließen, obwohl ihm diese Proble-
matik weit vor 2016 bekannt war. Der Vorschlag im
Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur �nde-
rung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes
vom 22.4.2016, eine Steuerbefreiung f�r Strom aus
Kleinanlagen nur noch dann zu gew�hren, wenn der
Strom nicht in ein Netz f�r die allgemeine Stromver-
sorgung eingespeist w�rde (vgl. §§ 8d und 8e StromS-
tG nach dem Vorschlag im Referentenentwurf, S. 25),
wurde im Zweiten Gesetz zur �nderung des Energie-
steuer- und des Stromsteuergesetzes vom 27.8.2017
(BGBl. I 2017, 3299) nicht ber�cksichtigt (s. dort
BGBl. I 2017, 3309).

(36) Daher war bis zur Einf�hrung von § 19 Abs. 1a EEG
i.d.F. vom 26.7.2016 (EEG 2016) mit Wirkung vom
1.1.2016 (vgl. § 104 Abs. 5 EEG 2016) im Falle einer Ku-
mulierung der Stromsteuerbefreiung und der F�rderung
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz eine R�ckfor-
derung zu bef�rchten (vgl. BeckOK EEG/von Oppen/
Schmeichel, 11. Ed. 16.11.2020, EEG 2017 § 53c Rz. 2).
Erst durch Art. 9 Nr. 5 des Gesetzes zur Weiterentwick-
lung des Strommarktes (Strommarktgesetz) vom
26.7.2016 (BGBl. I 2016, 1786) wurde § 19 Abs. 1a EEG
2016 mit Wirkung vom 1.1.2016 eingef�gt, der regelte,
dass f�r den Strom, der durch ein Netz durchgeleitet
wird, keine Steuerbeg�nstigung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1
oder Nr. 3 StromStG in Anspruch genommen werden
darf, wenn und soweit Anlagenbetreiber den Anspruch
nach Abs. 1 geltend machen. Satz 1 war in F�llen der
kaufm�nnisch-bilanziellen Weitergabe nach § 11 Abs. 2
entsprechend anzuwenden.

(37) Eine eventuelle Doppelf�rderung auszuschließen
lag jedoch allein in der Kompetenz des Gesetzgebers.
Aufgrund der klaren gesetzlichen Regelungen und des
Wissens des Gesetzgebers um die Gefahr einer Dop-
pelf�rderung kann eine entsprechende Einschr�nkung
nicht durch gerichtliche Auslegung erfolgen.

Tatsachen im Streitfall

(38) 3. Ausgehend von diesen Grunds�tzen handelt es
sich bei den BHKW D... und E... um kleine Stromerzeu-
gungsanlagen i.S. des § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b
StromStG. Außerdem haben die Letztverbraucher den
in diesen erzeugten Strom im r�umlichen Zusammen-
hang zu diesen Anlagen entnommen.
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Mehrere Anlagen mit weniger als zwei MW

(39) a) Nach den bisherigen Feststellungen des FG
verf�gen die beiden BHKW �ber eine elektrische
Nennleistung von weniger als zwei MW. Dass sie �ber
eine zentrale Steuerung verbunden und daher gem�ß
§ 12b Abs. 1 Satz 1 StromStV als eine Anlage zu be-
trachten sind, hat das FG zumindest bisher nicht fest-
gestellt. Auf die Senatsrechtsprechung zum Anlagen-
begriff (z.B. Senatsurteile vom 23.6.2009, VII R 42/08,
BFHE 225, 476, ZfZ 2009, 276; vom 23.6.2009,
VII R 34/08, BFH/NV 2009, 1673, und vom 15.9.2020,
VII R 30/19, BFH/NV 2021, 455, ZfZ 2021, 88) kommt
es daher im Streitfall nicht an.

Entnahme im r�umlichen Zusammenhang zu den
Anlagen

(40) b) Die Letztverbraucher haben den Strom auch im
r�umlichen Zusammenhang zu den Anlagen entnom-
men. Denn nach den bisherigen Feststellungen des FG
versorgt die Kl�gerin �ber ihr Elektrizit�tsverteilernetz
das Stadtgebiet der Stadt B... sowie einige anliegende
Gemeinde- und Ortsteile. An dieses Elektrizit�tsvertei-
lernetz sind danach auch im Raum B... ans�ssige Kun-
den der Kl�gerin angeschlossen, deren Entnahmestel-
len sich in r�umlicher N�he zu den genannten
Anlagen befanden.

(41) c) Die Tatsache, dass die Kl�gerin f�r die hier in
Rede stehenden Strommengen eine Einspeiseverg�-
tung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz erhalten
hat, steht einer Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1
Nr. 3 Buchst. b StromStG nach den obigen Ausf�hrun-
gen nicht entgegen.

(42) 4. Allerdings bedarf es im zweiten Rechtsgang
weiterer Feststellungen bez�glich der Leistungsbezie-
hungen und bez�glich der von der Kl�gerin erzeugten
und von den Letztverbrauchern entnommenen Strom-
mengen.

Vertragliche Verpflichtung gegen�ber den Letztver-
brauchern zur Lieferung von Strom?

(43) a) Offengeblieben ist bislang, ob die Kl�gerin ge-
gen�ber den Letztverbrauchern vertraglich zur Liefe-
rung von Strom verpflichtet ist. Dies liegt aus Sicht des
Senats zwar nahe, dennoch hat das FG diesbez�glich
– aus seiner Sicht zu Recht – bisher keine Feststellun-
gen getroffen.

(44) In diesem Zusammenhang ist es nicht von Bedeu-
tung, dass die Kl�gerin Strom in das Netz der G...
GmbH eingespeist und eine entsprechende Strom-
menge von der H... AG erworben hat und in welcher
zeitlichen Reihenfolge der Einspeisevertrag und die
Stromlieferungsvertr�ge mit den Letztverbrauchern
abgeschlossen wurden. Denn eine Leistungsbezie-
hung i.S. des § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG setzt
lediglich voraus, dass sich der Versorger vertraglich
zur Stromlieferung an den Letztverbraucher verpflich-
tet hat. Soweit es sich bei den Stromlieferungsvertr�-
gen und etwaigen Energieeinspeisevertr�gen um
Dauerschuldverh�ltnisse handelt, ließe sich eine zeitli-
che Reihenfolge ohnehin nicht feststellen, weil die
kaufm�nnisch-bilanzielle Einspeisung in das Strom-

netz, der kaufm�nnisch-bilanzielle R�ckerwerb und
die Entnahme durch die Letztverbraucher parallel
stattfinden.

(45) Schließlich spricht gegen die Maßgeblichkeit ei-
ner zeitlichen Reihenfolge des Vertragsschlusses, dass
zwischen der Kl�gerin als Anlagenbetreiberin einer-
seits und als Netzbetreiberin andererseits ein gesetz-
liches Schuldverh�ltnis besteht. Gem�ß § 7 Abs. 1
EEG 2014 d�rfen Netzbetreiber die Erf�llung ihrer
Pflichten nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
nicht vom Abschluss eines Vertrages abh�ngig ma-
chen. Zwischen dem Anlagenbetreiber und dem
Netzbetreiber besteht also ein gesetzliches Schuld-
verh�ltnis (Salje, EEG 2017, § 7 Rz. 1; Altrock/
Oschmann/Theobald/Lehnert, 4. Aufl. 2013, EEG, § 4
Rz. 7 f.; BeckOK EEG/Leicht/Brunstamp, a.a.O., EEG
2017, § 7 Rz. 8).

Entnahmemengen zu kl�ren

(46) b) Außerdem wird das FG im zweiten Rechtsgang
festzustellen haben, welche Strommengen die Letzt-
verbraucher auf der Grundlage der Stromlieferungs-
vertr�ge in r�umlichem Zusammenhang entnommen
haben. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Kl�gerin
die Feststellungslast f�r diejenigen Tatsachen tr�gt,
aus denen sich ergibt, dass die Voraussetzungen der
Steuerbefreiung erf�llt sind (vgl. Senatsurteil vom
23.3.2021, VII R 43/19, BFHE 272, 287, ZfZ 2021, 244,
m.w.N.). Gegebenenfalls ist die beg�nstigte Strom-
menge �ber Z�hler zu ermitteln.

(47) Sollte sich herausstellen, dass die Letztverbrau-
cher mehr Strom entnommen haben als die Kl�gerin
in den beiden BHKW erzeugt hat, scheidet f�r eine
eventuelle Mehrmenge – wie oben ausgef�hrt – die
Stromsteuerbefreiung des § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b
StromStG aus, weil die Mehrmenge nicht in den be-
g�nstigten Anlagen erzeugt worden sein kann. Bei
dem Vergleich der entnommenen und der erzeugten
Strommenge ist auf die jeweilige Steueranmeldung
und die jeweilige Anmeldung der steuerfrei entnom-
menen Mengen gem�ß § 4 Abs. 6 StromStV abzustel-
len.

(48) 5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 2
FGO.

Anmerkung

Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs betrifft das
Streitjahr 2015. Streitgegenstand war die Anwendung
der Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG in
einer Fallgestaltung, die nach heutiger nationaler
Rechtslage wegen des beihilferechtlichen Kumulie-
rungsverbotes zwischen EEG und Stromsteuerbefrei-
ung nicht zur Anwendung einer Steuerbefreiung f�h-
ren w�rde. Aus Sicht der Zollverwaltung sollte dies
aber bereits ab dem 1.4.2015 so sein. Dies sah der
BFH anders. Soweit Altf�lle nicht offengehalten wur-
den, sind vergleichbare Fallgestaltung f�r 2015 wegen
eingetretener Festsetzungsverj�hrung nicht mehr zu
�ndern. Dennoch ist die Entscheidung �ber den ent-
schiedenen Fall hinaus praxisrelevant und daher
durchaus geeignet, kommentiert zu werden.
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In der Praxis kommt es nicht selten vor, dass bei ein
und demselben Sachverhalt verschiedene Rechtsrah-
men parallel Anwendung finden. F�r den Bereich der
Stromerzeugung und Stromversorgung sind neben
dem Stromsteuergesetz (StromStG) insbesondere das
Gesetz �ber die Elektrizit�ts- und Gasversorgung
(EnWG), das Gesetz f�r den Ausbau erneuerbarer En-
ergien (EEG) und das Gesetz f�r die Erhaltung, die
Modernisierung und den Ausbau der Kraft-W�r-
me-Kopplung (KWKG) sowie weitere Vorschriften des
Energierechts einschl�gig. In der Praxis der Unterneh-
men besteht daher seit langem ein Bed�rfnis einer har-
monisierenden Interpretation der verschiedenen ein-
schl�gigen Rechtsvorschriften.

Der BFH kommt aus Rechtsgr�nden auch in dieser
Entscheidung diesem Wunsch nicht nach. Die vorste-
hende Entscheidung des BFH stellt dies noch einmal
klar, obschon sich dieses Ergebnis im dem entschiede-
nen Fall – vorbehaltlich der noch ausstehenden Ent-
scheidung des Finanzgerichts – zugunsten des Kl�gers
auswirkte.

Die o.g. Rechtsvorschriften sind in unterschiedliche
rechtliche Rahmenbedingungen eingebunden und
verfolgen auch unterschiedliche Ziele. So verfolgt
das EEG im Interesse des Klima- und Umweltschutzes
verschiedene Ziele, wie beispielsweise eine nach-
haltige Entwicklung der Energieversorgung zu er-
m�glichen, die volkswirtschaftlichen Kosten der Ener-
gieversorgung auch durch die Einbeziehung
langfristiger externer Effekte zu verringern, fossile
Energieressourcen zu schonen und die Weiterent-
wicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom
aus erneuerbaren Energien zu f�rdern (vgl. § 1 Abs. 1
EEG). Hingegen sei das Stromsteuerrecht nach strom-
steuerrechtlichen Gesichtspunkten auszulegen. �hn-
lich hatte der BFH bereits in seiner Entscheidung
vom 24.6.20161) zu den unterschiedlichen Zielen zwi-
schen Stromsteuerrecht und dem EnWG entschieden.
Gemeint ist, und das stellt der BFH in seiner vorlie-
genden Entscheidung ausdr�cklich klar, dass sich
die Auslegung des Stromsteuerrechts ausschließlich
an der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom
27.10.2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftli-
chen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Ener-
gieerzeugnissen und elektrischem Strom (Energie-
StRL) orientieren muss. Im Streitfall betraf dies die
Auslegung des Art. 21 Abs. 5 Unterabs. 3 Satz 2 Ener-
gieStRL. Auch die Auslegung des EnergieStG orien-
tiert sich an der EnergieStRL. Beide Gesetze, also das
StromStG und das EnergieStG verfolgen – und das
darf an dieser Stelle nicht unerw�hnt bleiben – zudem
das Ziel der Abgabenerhebung.

So war es dann auch nur konsequent, dass der BFH
die Interpretation der Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1
Nr. 3b StromStG auch nur anhand der stromsteuerli-
chen Vorgaben interpretiert. Die Vorschriften des
EEG werden zwar ausf�hrlich diskutiert, aber im Er-
gebnis nicht f�r entscheidungserheblich gehalten.
Insbesondere der W�lzungsmechanismus nach § 56
EEG2) und die sich daraus f�r die etwaige R�ckliefe-
rung ergebenden stromsteuerlichen Konsequenzen
nach § 12b Abs. 4 StromStV sollen – so der BFH –
f�r die Auslegung der Vorschriften der Steuerbefrei-
ung keine Rolle spielen. Auch das im Streitjahr noch

nicht gesetzlich geregelte Doppelf�rderungsverbot
bzw. das Verbot der Kumulierung von beihilferechtli-
chen F�rderungen haben auf die Stromsteuerbefrei-
ung des Streitjahres 2015 keinen Einfluss. Die
EU-Kommission hatte in ihrem Beschluss vom
25.11.20143) �ber die Vereinbarkeit des EEG 2014
mit dem EU-Beihilferecht unter bestimmten Voraus-
setzungen eine Kumulierung von verschiedenen Bei-
hilfen als unzul�ssige Doppelf�rderung gesehen. Vor
dem Hintergrund des von der EU-Kommission im Ge-
nehmigungsverfahren zum EEG 2014 postulierten
beihilferechtlichen Kumulierungsverbotes hatte das
BMF bereits f�r Zeitr�ume ab dem 1.4.2015 eine ein-
schr�nkende Interpretation der Stromsteuerbefrei-
ungsvorschriften vertreten4). Auf dieser Basis hatte
das beklagte Hauptzollamt auch die Steuerbefreiung
ab dem 1.4.2015 f�r das Streitjahr 2015 abgelehnt.
Der BFH kommt zu der Auffassung, dass das beihilfe-
rechtliche Kumulierungsverbot in der Entscheidung
der EU zum EEG 2014 nicht zu einer Einschr�nkung
der Steuerbefreiungsvorschriften durch gerichtliche
Auslegung erfolgen k�nne.

Dies mag auf den ersten Blick verwundern, hatte sich
der BFH doch in einer fr�heren Entscheidung5) unter
Berufung auf den Durchf�hrungsbeschluss des Rates
zur Erm�chtigung Deutschlands, auf direkt an Schiffe
am Liegeplatz im Hafen gelieferten elektrischen Strom
im Einklang mit Art. 19 der Richtlinie 2003/96/EG
einen erm�ßigten Steuersatz anzuwenden, sowie das
gesamte Erm�chtigungsverfahren f�r eine restriktive
Interpretation der nationalen Stromsteuerbefreiungs-
vorschrift des § 9 Abs. 3 StromStG in der damals gel-
tenden Fassung entschieden. In dem dortigen Fall
ging es allerdings auch um eine Erm�chtigung der
EU-Kommission gem�ß Art. 19 EnergieStRL und diese
betraf ausdr�cklich auch die stromsteuerlichen Befrei-
ungsvorschriften.

Die Entscheidung der EU-Kommission vom 25.11.2014
und das darin ge�ußerte Kumulierungsverbot erging
hingegen zum EEG 2014, nicht jedoch zu einer Strom-
steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG (die
ebenfalls beihilferechtlich zul�ssig war)6).

Insofern war es nur konsequent, dass der BFH sich f�r
eine Regelungskompetenz des Gesetzgebers entschie-
den hat, dass Doppelf�rderungsverbot gesetzlich zu
verankern. Das in der Entscheidung der EU-Kommis-
sion zum EEG geforderte Kumulierungsverbot strahlt
von sich aus nicht in das Stromsteuerrecht hinein, son-
dern war durch den Gesetzgeber zu regeln. Dies ist im

1) BFH v. 24.6.2016, VII R 7/15, ZfZ 2016, 138.
2) Gem�ß § 56 Nr. 1 EEG 2014 m�ssen Netzbetreiber den nach § 19

Abs. 1 Nr. 2 EEG 2014 verg�teten Strom (Einspeiseverg�tung)
unverz�glich an den vorgelagerten �bertragungsnetzbetreiber
weitergeben.

3) Beschluss (EU) 2015/1585 der Kommission v. 25.11.2014 �ber die
Beihilferegelung SA.33995 (2013/C) (ex 2013/NN) [Deutsch-
lands zur F�rderung erneuerbaren Stroms und stromintensiver
Unternehmen].

4) Erlass des BMF v. 10.12.2015, III B 6-V 4250/05/10003, E-VSFN
01 2016, Nr. 7 unter Hinweis auf BMF-Erlass v. 23.3.2015,
III B 6-V 4250/05/10003, E-VSF-N 19 2015, Nr. 98.

5) BFH v. 13.12.2016, VII R 3/16, ZfZ 2018, 19.
6) Zur aktuellen Regelung des § 9 Abs. 1 Nr. 3 StromStG SA.53595

(2019/X).
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EEG erst mit Wirkung zum 1.1.2016 geschehen7). Im
Streitjahr 2015 w�re unter den Voraussetzungen des
§ 9 Abs. 1 Nr. 3b StromStG die Stromsteuerbefreiung
zu gew�hren, auch wenn die Kl�gerin f�r die hier in
Rede stehenden Strommengen eine Einspeiseverg�-
tung nach dem EEG erhalten hat. Der BFH hat den
Rechtsstreit an das Finanzgericht zu weiteren Feststel-
lungen bez�glich der Leistungsbeziehungen und be-
z�glich der von der Kl�gerin erzeugten und von den
Letztverbrauchern entnommenen Strommengen zu-
r�ckverwiesen.

Die Entscheidung des BFH ist nicht �berraschend. Sie
zeigt insoweit noch einmal eine klare Zielrichtung auf:
Das Stromsteuerrecht bildet einen eigenst�ndigen
Rechtsrahmen, der v�llig unabh�ngig von anderen na-
tionalen Vorschriften (im vorliegenden Fall dem EEG)
auszulegen ist.

Dies f�hrt in der Unternehmenspraxis zu einem erheb-
lichen administrativen Mehraufwand und zum Teil
auch zu unterschiedlichen Rechtsfolgen, je nach
Rechtsgebiet. Aktuelles Beispiel ist die stromsteuerli-
che Behandlung von Betriebsf�hrungsgesellschaften,
die aus stromsteuerlicher Sicht Betreiber von Anlagen
und Verwender von Energieerzeugnissen sein k�n-
nen8). Zus�tzliche Diskussionen mit den beteiligten
Hauptzoll�mtern, dem Bundesamt f�r Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA), der Bundesnetzagentur und
der �bertragungsnetzbetreiber sind vorprogrammiert.
Aufgrund der neuen Regelungen zum Datenaustausch
wie beispielsweise § 10a StromStG, § 69a EEG und
§ 73 Abs. 5 Nr. 1 EEG ist die Datenweitergabe m�glich.
Allerdings m�ssen alle Beteiligten damit rechnen, dass

die ausgetauschten Daten vor dem jeweiligen Rechts-
rahmen ermittelt wurden und nicht ungefiltert f�r den
jeweils anderen Rechtsrahmen �bernommen werden
k�nnen. Das erfordert eine erh�hte Beweisvorsorge.
Jeder Betriebspr�fungsbericht sollte vor diesem Hin-
tergrund �berpr�ft werden. Gerade in der Kommuni-
kation mit den beteiligten Hauptzoll�mtern im Verfah-
ren zur Stromsteuer ist es daher wichtig, den jeweils
anderen Rechtsrahmen (z.B. EEG) im Blick zu behal-
ten, um potentielle Diskussionen mit anderen Beteilig-
ten, z.B. �bertragungsnetzbetreibern oder BAFA, zu
vermeiden. Eine erh�hte Beweisvorsorge ist zwingend.
Sp�testens nach diesem Urteil.

Tino Wunderlich, Berlin

7) Siehe § 19 Abs. 1a EEG 2016, welcher mit Wirkung vom 1.1.2016
eingef�gt wurde. Diese Vorschrift regelte, dass f�r den Strom,
der durch ein Netz durchgeleitet wird, keine Steuerbeg�nsti-
gung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 3 StromStG in Anspruch ge-
nommen werden darf, wenn und soweit Anlagenbetreiber den
Anspruch nach § 19 Abs. 1 EEG geltend machen. Siehe ferner
§ 23 Abs. 3 Nr. 7 i.V.m. § 53c EEG 2017. Diese Vorschrift regelte,
dass f�r eine Strommenge, die durch ein Netz durchgeleitet wird
und f�r die sowohl eine F�rderung nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz in Anspruch genommen wird als auch eine
Stromsteuerbefreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b StromStG
vorliegt, eine Anrechnung der Stromsteuerbefreiung auf den
anzulegenden Wert der F�rderung nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz erfolgt.

8) BFH v. 24.6.2021, VII R 26/19, ZfZ 2021, 335.
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